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Zeichenerklärung
(nach DIN 55 301)

weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle,
jedoch mehr als nichts
nichts vorhanden (genau null)
Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten
Zahlenwert lag bei Redaktionsschluss noch nicht vor
Aussagewert eingeschränkt, da der Wert Fehler aufweisen kann
keine Angabe, da der Zahlenwert nicht sicher genug ist
Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll
vorläufige Zahl
berichtigte Zahl

Abweichungen in den Summen erklären sich
aus dem Runden der Einzelwerte.
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Längsschnittanalysen auf der Basis des Mikrozensus
Methodische Probleme und Lösungsansätze

Dr. Sylvia Zühlke

Einleitung

Die aktuelle politische Diskussion ist
nach wie vor von Verteilungsfragen
geprägt. So hat zum Beispiel die
Steuerreform die Debatte über die
Verteilung des Einkommens und des
Vermögens in der Gesellschaft neu
belebt. Obwohl solche Verteilungs-
fragen häufig dominieren, stellen sie
doch nur eine Dimension der gesell-
schaftlichen Realität dar. Für eine
differenzierte Beurteilung der gesell-
schaftlichen Verhältnisse ist darüber
hinaus zu berücksichtigen, wie lange
sich Personen in einer Lebenslage
aufhalten und wie häufig sie davon
in einem bestimmten Lebensab-
schnitt betroffen sind. Die Beantwor-
tung dieser Fragen ist nicht nur für
die Beurteilung der Verteilung sozia-
ler Ungleichheiten in der Gesell-
schaft relevant, sondern hat auch
wirtschafts- und sozialpolitische Kon-
sequenzen. So dürfte es beispielswei-
se für die Ausgestaltung sozialpoliti-
scher Programme nicht nur von Be-
deutung sein, wie viele Personen
arm sind, sondern auch, wie sich der
Übergang aus der Armut in eine an-
dere Einkommenslage vollzieht und
durch welche Ereignisse dieser Pro-
zess erleichtert oder erschwert wird.

Dennoch stützen sich viele empirische
Arbeiten nur auf die Auswertung von
Querschnittsverteilungen. Der Hinter-
grund für diese Situation ist vermut-
lich nicht nur der Mangel an entspre-
chenden Längsschnittinformationen,

in einigen Untersuchungsfeldern, 

sondern dürfte auch in den teilweise
sehr komplexen und zeitintensiven
Verfahren der Datenaufbereitung
und der Datenanalyse von Längs-
schnittdaten zu suchen sein1). Vor
diesem Hintergrund wurde im Lan-
desamt für Datenverarbeitung und
Statistik Nordrhein-Westfalen ein
Projekt zur Auswertung des Mikro-
zensus im Längsschnitt begonnen.
Damit steht für die Analyse von per-
sonen- und haushaltsbezogenen Ver-
änderungen erstmals ein Datenmate-
rial zur Verfügung, das auf einer Er-
hebung mit Teilnahmepflicht basiert,
eine sehr große Fallzahl umfasst und
im Vergleich zu den freiwilligen Erhe-
bungen der empirischen Sozialfor-
schung eine sehr geringe Quote an
Antwortausfällen aufweist.

Im Folgenden wird das methodische
Konzept vorgestellt, das im Landes-
amt für Datenverarbeitung und Sta-
tistik Nordrhein-Westfalen zum Auf-
bau eines Längsschnittdatensatzes
auf der Basis des Mikrozensus entwi-
ckelt wurde. Hierzu werden zunächst
die unterschiedlichen Möglichkeiten
untersucht, wie aus den Informatio-
nen des Mikrozensus ein Längs-
schnittdatensatz aufgebaut werden
kann. In den nächsten Abschnitten
wird analysiert, welche methodischen
Probleme sich bei der Längsschnitt-
analyse auf der Basis des Mikro-

zensus ergeben. Den Schwerpunkt
bilden hier die unterschiedlichen For-
men der Panelselektion, ihre quanti-
tative Bedeutung und die möglichen
Auswirkungen auf die Ergebnisdar-
stellung. Abschließend werden un-
terschiedliche methodische Verfah-
ren dargestellt, mit Hilfe derer die
Längsschnittdaten des Mikrozensus
ausgewertet werden können.

Aufbau eines 
Längsschnittdatensatzes
auf der Basis
des Mikrozensus

Unterschiedliche Arten
von Längsschnitterhebungen

Mit dem Begriff der Längsschnitterhe-
bung werden in der Regel solche Stu-
dien bezeichnet, bei denen die Infor-
mationen über die Untersuchungsein-
heiten für mehrere Zeitpunkte vorlie-
gen2). Die geläufigste Form der Längs-
schnitterhebung stellt der Panelan-
satz dar, wobei meist Haushalte, Per-
sonen oder Betriebe untersucht wer-
den. Im Rahmen des Panelansatzes
werden die Erhebungseinheiten in
fest definierten zeitlichen Abständen
mit einem (möglichst) gleichbleiben-
den Erhebungsinstrument befragt.
Eine Variation dieses Ansatzes, der Pa-
nelansatz mit teilweiser Rotation,
liegt vor, wenn ein Teil der Erhe-
bungseinheiten nach einer bestimm-
ten Zeit aus der Untersuchung aus-
scheidet und statt dessen eine neue
Gruppe in die Untersuchung einbezo-
gen wird3). Beide Ansätze zeichnen
sich dadurch aus, dass die Untersu-
chungseinheiten – im idealen Fall – zu
jedem Zeitpunkt, der im Erhebungs-
design vorgesehen ist, in die Untersu-
chung einbezogen werden. Dies be-
deutet, dass die Untersuchungseinhei-
ten auch dann befragt werden, wenn

3

In dem folgenden Beitrag wird das Projekt „Längsschnittanalysen auf der Basis
des Mikrozensus“ vorgestellt, das zur Zeit im Landesamt für Datenverarbei-
tung und Statistik Nordrhein-Westfalen durchgeführt wird. Im Rahmen des
Projektes werden die Daten des Mikrozensus aus den Jahren 1996 bis 1999 für
Längsschnittanalysen aufbereitet, um anschließend personen- und haushalts-
bezogene Veränderungen untersuchen zu können. Der Beitrag beschäftigt
sich insbesondere mit den methodischen Problemen, die sich bei den Längs-
schnittanalysen auf der Basis des Mikrozensus ergeben und stellt Lösungsan-
sätze hierfür vor. Im Vordergrund stehen dabei die unterschiedlichen Formen
der Panelselektion, ihre quantitative Bedeutung und die möglichen Auswir-
kungen auf die Ergebnisdarstellungen.

–––––––––––
1) Dies wird daran deutlich, dass auch Längs-
schnittdatensätze, wie beispielsweise das sozio-
ökonomische Panel, häufig nur im Querschnitt
ausgewertet werden.

–––––––––––
2) Zur Unterscheidung verschiedener Typen
zeitbezogener Datenstrukturen siehe Bailar
(1989: 1 ff.). – 3) Die Befristung der Teilnahme-
dauer dient in der Regel der Entlastung der be-
fragten Haushalte, Personen oder Betriebe.
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Übersicht 2: Erhebungstermine und Auswahlsätze der Merkmalsbereiche der Mikrozensuserhebungen1)

Merkmalsbereich
(kursiv = Auskunfterteilung freiwillig)

Erhebungsjahr und Auswahlsätze in %

1996 1997 1998 1999

1
1.1

1.2

Grundprogramm
Merkmale der Person, Familien-, Haushaltszusammenhang,
Staatsangehörigkeit, Haupt- und Nebenwohnung2)

Angaben zur gesetzlichen Rentenversicherung
1

1

1

1

1

1

1

1
1.3
1.4
1.5

1.6

Angaben zur Pflegeversicherung
Quellen des Lebensunterhaltes, Höhe des Einkommens

1
1

Allgemeine und berufliche Ausbildung, Besuch von Kindergarten,
Schule, Hochschule3)

Erwerbstätigkeit, Arbeitslosigkeit und Arbeitssuche, 
Nichterwerbspersonen

1

1

2
2.1
2.2

Ergänzungsprogramm4)

Berufliche und allgemeine Aus- und Fortbildung
Ergänzende Angaben zur Erwerbstätigkeit

0,5
0,5

1
1

1
1

1

1

1

1

siehe 3.9
1

1

1

0,5
0,5

0,5
0,5

0,5
0,5

2.3
2.4
2.5

Frühere Erwerbstätigkeit
Situation ein Jahr vor der Erhebung

0,5
0,5

Pflegebedürftigkeit, Leistungen einer Pflegeversicherung 0,5

3
3.1
3.2
3.3

Zusatzprogramm
Zusatzangaben zur beruflichen Ausbildung 1
Pendlereigenschaft, -merkmale
Zusatzangaben für Ausländer

1
1

0,5
0,5

0,5
0,5

0,5 0,5

0,5
0,5

Siehe 3.11

– –
–
–

–
–

–
–
–

3.4
3.5
3.6
3.7

Zusatzangaben zur Erwerbstätigkeit
Zusatzangaben zur Erwerbstätigkeit4)

1
–

Private und betriebliche Altersvorsorge4)5)

Fragen zur Wohnsitutation
–
–

3.8
3.9
3.10
3.11

Angaben zur Krankenversicherung
Angaben zur Pflegeversicherung

–
–

Angaben zur Gesundheit4)

Pflegebedürftigkeit, Leistungen einer Pflegeversicherung4)
–
–

–
0,5

–
–

0,5
–

–
1

–
–
–
–

–
–

–
–

–
–

–
–

1
1

0,5
0,5

1) Die Erhebungsmerkmale des Mikrozensus beinhalten ab 1996 vollständig auch die Erhebungsmerkmale der Arbeitskräftestichprobe der EU. – 2) Die An-
gaben zum Eheschließungsjahr, zur Wohn- und Lebensgemeinschaft und zur Aufenthaltsdauer (für Ausländer) sind freiwillig. – 3) Die Angabe zum allge-
meinen und beruflichen Ausbildungsabschluss ist für Personen ab dem 51. Lebensjahr freiwillig. – 4) In Anlehnung an die Genauigkeitsanforderung für die
Arbeitskräfteerhebung der EU ist der Auswahlsatz des Ergänzungsprogramms sowie der Zusatzprogramme 3.5, 3.6, 3.10 und 3.11 auf Regierungsbezirks-
ebene unterschiedlich (0,4%, 0,6%, 0,8% oder 1%). Im Bundesdurchschnitt kann er bis zu 0,5% betragen. – 5) Die Angabe zur privaten Altersvorsorge ist
freiwillig. – – – Quelle: Emmerling/Riede (1997: 167) (gekürzte Fassung)

Übersicht 1: Bildung der Auswahlbezirke nach Größenklassen und Art der Auswahl

Grundauswahl 
(Datengrundlage: Volkszählung 1987 für die alten Bundes-
länder bzw. Zentrales Einwohnerregister für die neuen
Bundesländer und Berlin-Ost)

Ergänzungsauswahl
(Datengrundlage: Bautätigkeitsstatistik)

Schicht 1:

Schicht 2:

Gebäude mit 1 bis 4 Wohnungen, die zu Auswahlbezirken
mit einer Richtgröße von 12 Wohnungen zusammengefasst
wurden. Die Zusammenfassung erfolgte soweit möglich in
der Reihenfolge der Hausnummern in einer Straße.

Gebäude mit 1 bis 4 Wohnungen, die zu Auswahlbezirken
mit einer Richtgröße von 6 Wohnungen zusammengefasst
wurden.

Gebäude mit 5 bis 10 Wohnungen, die jeweils eigene Aus-
wahlbezirke bildeten.

Gebäude mit 5 bis 8 Wohnungen, die jeweils eigene Aus-
wahlbezirke bildeten.

Schicht 3:

Schicht 4:

Gebäude mit 11 und mehr Wohnungen, die in Auswahlbe-
zirke mit einer Richtgröße von 6 Wohnungen (unter weit
gehender Verwendung vollständiger Geschosse) zerlegt
wurden.

Gebäude mit 9 und mehr Wohnungen, die in Auswahlbe-
zirke mit einer Richtgröße von 6 Wohnungen (unter weit
gehender Verwendung vollständiger Geschosse) zerlegt
wurden.

Gebäude mit vermuteten Gemeinschaftsunterkünften bil-
den eine vierte Schicht „und zwar genau dann, wenn die
Zahl der Personen eines Gebäudes mindestens 4*(k+4) be-
trug, (k > 1: Zahl der Wohnungen des Gebäudes) oder
wenn ein bewohntes Gebäude keine Wohnungen aufwies“
(Meyer 1994: 107). 
Die Richtgröße beträgt hier 15 Personen. Umfasst eine Ge-
meinschaftsunterkunft deutlich mehr als 15 Personen, wird
eine Teilung der Gemeinschaftsunterkunft über die An-
fangsbuchstaben des Familiennamens der in der Gemein-
schaftsunterkunft lebenden Personen vorgenommen. Jeder
dieser Teile bildet dann einen eigenen Auswahlbezirk.

Es gelten die gleichen Regeln wie bei der Grundauswahl.

In Anlehnung an: Statistisches Bundesamt (2001: 7)
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sie beispielsweise umgezogen oder
zeitweise von ihrer Wohnung abwe-
send sind4). Ein Problem des traditio-
nellen Panelansatzes besteht darin,
dass die Anzahl der Untersuchungs-
einheiten bedingt durch Verweige-
rungen und andere Ausfallprozesse
von Erhebung zu Erhebung ab-
nimmt5). Dieser Nachteil wird in dem
Panelansatz mit teilweiser Rotation
dadurch kompensiert, dass ein Teil
der Stichprobe durch neu in die Erhe-
bung eintretende Untersuchungsein-
heiten ersetzt wird. Gleichzeitig er-
gibt sich jedoch das Problem, dass die
Zeit der Teilnahmedauer durch das
Rotationsverfahren beschränkt ist und
dadurch jeweils nur ein begrenzter
Zeitraum im Rahmen der Längsschnit-
tanalysen betrachtet werden kann.

Eine weitere Variante einer Längs-
schnitterhebung stellt die „wieder-
holte Befragung mit teilweiser Über-
lappung der Erhebungseinheiten“
dar. Wie beim Panelansatz werden
hier die Erhebungseinheiten mehr-
mals befragt, doch gleichzeitig wird
ein Teil der Erhebungseinheiten
nach einem vorgegebenen Rotati-
onsplan bei jeder Erhebung ausge-
tauscht. Der wichtigste Unterschied
zu den oben genannten Panelansät-
zen besteht darin, dass die Erhe-
bungseinheiten nicht systematisch
weiterverfolgt werden, wenn sie bei-
spielsweise umziehen. Wiederholte
Befragungen mit einer teilweisen
Überlappung der Erhebungseinhei-
ten dienen daher nicht in erster Linie
dazu, Längsschnittanalysen durchzu-
führen, sondern zielen vorrangig auf
die Ermittlung von Querschnittsver-
teilungen6). Sie können jedoch auch
 – mit methodischen Einschränkun-
gen – als Längsschnitterhebungen
ausgewertet werden. Eine besonde-
re Form von Längsschnitterhebun-
gen stellen schließlich retrospektive
Verlauferhebungen dar. Hier werden
nicht, wie üblich, die Erhebungsein-
heiten mehrmals befragt, sondern

die gewünschten Informationen
werden für die Vergangenheit bis
zum Zeitpunkt der Erhebung von
den Befragten im Rahmen eines In-
terviews rekonstruiert7). 

Der Mikrozensus
als Datenbasis für
den Aufbau eines
Längsschnittdatensatzes

Im Mikrozensus wird jedes Jahr etwa
1 % der Bevölkerung zu ihrer wirt-
schaftlichen und sozialen Situation
befragt. Die zu befragenden Haushal-
te und Personen werden im Rahmen
einer Flächenstichprobe ermittelt.
Hierzu wurden die bewohnten Ge-
bäude bzw. Gebäudeteile der Aus-
wahlgrundlage auf der Basis der
Volkszählung 19878) nach der Anzahl
der Wohnungen in drei Schichten mit
1 bis 4 Wohnungen, 5 bis 10 Wohnun-
gen sowie 11 und mehr Wohnungen
aufgeteilt. Eine vierte Schicht wurde
für die Gebäude mit vermuteten Ge-
meinschaftsunterkünften eingeführt
(Meyer 1994: 107 f.). Innerhalb der
Schichten werden anschließend die
Auswahlbezirke gebildet, die – je
nach Schicht – aus 6 bis 12 Wohnun-
gen bestehen. Aus dieser Grundaus-
wahl werden – nach Regionen ge-
schichtet – mehrere 1%-Stichproben
zufällig gezogen, die wiederum in
Teilstichproben unterschiedlicher Grö-
ße zerlegt wurden. Diese Grundaus-
wahl wird jährlich durch eine Ergän-
zungsauswahl aus der Bautätigkeits-
statistik aktualisiert, die die Neubau-
gebiete einbezieht (Emmerling/Riede
1997: 164), wobei die Bildung der
Schichten und Auswahlbezirke etwas
von der Grundauswahl abweicht (sie-
he die Übersicht 1 auf Seite 4). 

Alle Haushalte und Personen, die in
den ausgewählten Bezirken wohnen,
sind als Untersuchungseinheiten im
Rahmen des Mikrozensus zu erfassen
und in vier aufeinander folgenden

Jahren zu befragen. In jedem Jahr
scheidet ein Viertel der Stichprobe
aus der Erhebung aus und ein neues
Viertel wird erstmals einbezogen
(sog. Rotationsverfahren). Der Mikro-
zensus ist somit als Wiederholungsbe-
fragung mit einer teilweisen Überlap-
pung der Erhebungseinheiten ange-
legt. Die Stichprobe eines Jahres setzt
sich danach aus vier Rotationsvierteln
zusammen, die entweder nicht mehr
oder noch ein, zwei oder drei weitere
Male in die Erhebung einbezogen
werden.

Die Befragung der Haushalte und
Personen erfolgt vorrangig durch In-
terviewer und Interviewerinnen9). Die
inhaltlichen Schwerpunkte des Mikro-
zensus liegen in den Bereichen Er-
werbstätigkeit, schulische und beruf-
liche Bildung, soziale Sicherung sowie
Einkommen. Das Frageprogramm des
Mikrozensus setzt sich aus einem
Grund-, einem Ergänzungs- und ei-
nem Zusatzprogramm zusammen.
Während die Fragen zum Grundpro-
gramm in jedem Jahr von allen Teil-
nehmern beantwortet werden, sind
die Ergänzungs- und Zusatzprogram-
me nur in größeren zeitlichen Ab-
ständen und in der Regel nur bei ei-
nem Teil der Befragten zu erheben.
Einen Überblick über die Erhebungs-
schwerpunkte und Auswahlsätze für
die Jahre 1996 bis 1999 gibt die Über-
sicht 2 auf Seite 4.

Da erst mit dem Mikrozensusgesetz
vom 16. Januar 1996 die rechtlichen
Möglichkeiten geschaffen wurden,
die Haushalte und Personen über die
einzelnen Befragungsjahre hinweg
mit einer identischen Ordnungsnum-
mer zu versehen, ist die Konstruktion
eines Längsschnittdatensatzes erst ab
diesem Zeitpunkt möglich. Die Über-
sicht 2 zeigt am Beispiel des Jahres
1996 die Teilnahmedauer der einzel-
nen Rotationsviertel am Mikrozensus.
Die Kennzeichnung der Rotations-
viertel setzt sich aus einer Stichpro-
bennummer sowie aus einer Nummer
für das jeweilige Rotationsviertel in-
nerhalb der Stichprobe zusammen. 

5

–––––––––––
4) Dieser Ansatz wird in der Regel nur innerhalb eines definierten Untersuchungsgebiets konsequent
verfolgt. So werden beispielsweise im sozio-ökonomischen Panel solche Haushalte nicht mehr befragt,
die ins Ausland ziehen und somit das Untersuchungsgebiet verlassen. Zur Konzeption und Methodik
des sozio-ökonomischen Panels siehe Hanefeld (1987). – 5) Da die Ausfallprozesse in der Regel nicht
zufällig erfolgen, sondern mit anderen Merkmalen der Befragten wie dem Erwerbsstatus oder dem
Bildungsstand eng zusammenhängen, können Längsschnitte im Vergleich zu der Ausgangsstichprobe
Verzerrungen aufweisen (siehe zu dieser Problematik Rendtel 1993; Seifert 1995: 106 ff.; Pannenberg
und Rendtel 1996 – 6) Mit der wiederholten Befragung der gleichen Untersuchungseinheiten soll die
Genauigkeit der Schätzergebnisse erhöht werden (Bailar 1989: 2). – 7) Zur Methode der retrospekti-
ven Lebensverlaufserhebung siehe Brückner und Mayer (1998). – 8) Für die Auswahl in den neuen
Bundesländern wurde auf das zentrale Einwohnermelderegister der DDR zurückgegriffen.

–––––––––––
9) Zum Einsatz der Interviewer und Interview-
erinnen in Nordrhein-Westfalen siehe Hull-
mann und Schmidt (1997). 



Statistische Analysen und Studien NRW  4/2001

So besteht die Mikrozensus-Stichpro-
be des Jahres 1996 aus dem dritten
und vierten Rotationsviertel der drit-
ten Stichprobe sowie aus dem ersten
und zweiten Rotationsviertel der
vierten Stichprobe.

Alternative Vorgehens-
weisen für den Aufbau 
eines Längsschnittdaten-
satzes auf der Basis des
Mikrozensus

Idealtypisch betrachtet existieren
zwei unterschiedliche Möglichkeiten,
aus der oben dargestellten Datenba-
sis einen Datensatz zur Analyse zeit-
licher Entwicklungen zu erstellen. Es
kann zum einen ein Längsschnittda-
tensatz aus denjenigen Erhebungs-
einheiten aufgebaut werden, die im
Jahr 1996 erstmals befragt wurden
und noch drei weitere Male am Mik-
rozensus teilgenommen haben. Eine
andere Variante besteht in dem Auf-
bau eines so genannten „Rotations-
panels“, das auf alle Erhebungsein-
heiten zurückgreift, die 1996 am
Mikrozensus teilgenommen haben
und mindestens noch ein weiteres
Mal befragt wurden. Die Ausgangs-
stichprobe wird in diesem Falle aus
allen Erhebungseinheiten gebildet,
die den Rotationsvierteln 03-4, 04-1
und 04-2 zugerechnet werden. Das
Rotationspanel umfasst somit auch
die Erhebungseinheiten, die im Rah-
men des Längsschnittdatensatzes
einbezogen werden. Der Vorteil des
Rotationspanels besteht darin, dass
diejenigen Erhebungseinheiten, die
in den Folgejahren im Rahmen der
Rotation aus dem Mikrozensus aus-
scheiden, durch die neu eintreten-
den Haushalte und Personen ersetzt
werden können. Es ergibt sich dann
die in der folgenden Übersicht dar-
gestellte Datenstruktur.

Da bei dem Rotationspanel die neu-
en Rotationsviertel einbezogen wer-
den, besteht es – mit der Ausnahme
des ersten Jahres10) – in jedem Jahr
aus vier Rotationsvierteln und weist
somit einen deutlich größeren Stich-
probenumfang auf als der Längs-
schnittdatensatz, der nur auf einem
Rotationsviertel basiert. Im Rahmen
des Rotationspanels können daher
Auswertungen für zwei Jahre auf
der Basis von drei Rotationsvierteln
und Auswertungen für drei Jahre
auf der Basis von zwei Rotationsvier-
teln vorgenommen werden. Bei Aus-
wertungen über vier Jahre würde
das Rotationspanel wie der Längs-
schnittdatensatz auf ein Rotations-
viertel zurückgreifen. Neben der
Stichprobengröße unterscheiden sich
beide Datensätze hinsichtlich des
Ausmaßes an Panelselektion, auf die
im Folgenden eingegangen wird.

Unterschiedliche Ausprä-
gungen der Panelselektion

Mit dem Begriff der Panelselektion
wird der Sachverhalt bezeichnet, dass
die Merkmalsverläufe bestimmter Per-
sonen in die Analyse eingehen, wäh-
rend die Verläufe anderer Personen
aufgrund fehlender Daten ausgeschlos-
sen werden (Rendtel 1991: 43). Bei
Längsschnittuntersuchungen können
fehlende Daten auf folgende Ursachen
zurückgeführt werden (siehe ebd.):

a) Von „Unit-Nonresponse“ spricht
man, wenn einzelne Befragungs-
personen nicht erreicht werden
oder das Interview verweigern.

b) Systematische Ausfälle entstehen
dann, wenn einzelne Personen
während der Laufzeit des Panels
die Untersuchungsgesamtheit ver-
lassen, ihr erst später beitreten
oder ihr zwischenzeitlich nicht an-
gehören.

c) Mit „Item-Nonresponse“ wird der
Umstand bezeichnet, dass einzelne
Fragen nicht beantwortet werden.

Ob und inwiefern diese Ausfälle die
Ergebnisse beeinflussen, lässt sich je-
doch nicht allgemein beantworten,
sondern hängt davon ab, ob zwi-
schen dem Ausfallprozess und den
untersuchten Merkmalen ein Zusam-
menhang besteht (Rubin 1976). Vor
dem Hintergrund, dass hierbei nicht
nur beobachtete, sondern auch un-
beobachtete Merkmale zu berück-
sichtigen sind, können drei unter-
schiedliche Situationen auftreten:
a) Der Ausfall ist sowohl von den be-

obachteten als auch von den unbe-
obachteten Merkmalen unabhängig.

b) Der Ausfall hängt nur von den be-
obachteten Merkmalen ab.

c) Der Ausfall hängt von den be-
obachteten und den unbeobach-
teten Merkmalen ab.

Im Folgenden werden die einzelnen
Ursachen der Panelselektion für den
Mikrozensus diskutiert, ihre quanti-
tative Bedeutung dargestellt sowie
die möglichen Auswirkungen auf die
Ergebnisdarstellungen diskutiert.

Unit-Nonresponse

Da die Teilnahme am Mikrozensus
Pflicht ist, kommt dem Problem der
Verweigerung eine untergeordnete
Bedeutung zu. Im Jahr 1996 haben in
Nordrhein-Westfalen 5,3 % aller Haus-

6

Teilnahmedauer der Erhebungseinheiten, die 1996 im Rahmen 
des Mikrozensus befragt wurden

Nummer 
des Rotationsviertels

Erhebungsjahre

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999
03
03
04
04

3
4
1
2

–––––––––––
10) Im ersten Jahr stehen nur drei Rotations-
viertel zur Verfügung, da ein Rotationsviertel
aus der Stichprobe ausscheidet und somit keine
Informationen für das Folgejahr vorliegen.

Datenstruktur eines Rotationspanels auf der Basis 
der Mikrozensusstichprobe 1996 und der Folgejahre

Nummer 
des Rotationsviertels

Erhebungsjahre

1996 1997 1998 1999
03
04
04
04

4
1
2
3

04 4
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halte entweder die Teilnahme verwei-
gert oder wurden nicht angetroffen.
In den darauf folgenden Jahren ist
dieser Anteil leicht angestiegen, und
zwar auf 6,0 % im Jahr 1999. Im Ver-
gleich zu freiwilligen Erhebungen der
empirischen Sozialforschung, in de-
nen sich oftmals nur zwischen 50 bis
70 % aller angesprochenen Haushalte
oder Personen zur Teilnahme bereit
erklären, ist diese Verweigerungsquo-
te sehr gering (siehe Schnell 1997: 77,
Abbildung 3 - 4).

Über die Frage, wie sich die Verwei-
gerungen in den vier aufeinander
folgenden Jahren, in denen die Erhe-
bungseinheiten eines Rotationsvier-
tels am Mikrozensus teilnehmen,
entwickeln, liegen bislang noch kei-
ne Informationen vor. Es ist jedoch
zu erwarten, dass die Verweige-
rungsquote der Erhebungseinheiten,
die wieder befragt werden, mit der
Zeit abnimmt. So hat eine Analyse
des Verweigerungsverhaltens auf
der Basis des amerikanischen Haus-
haltspanels ergeben, dass die Ver-
weigerungsquote nach der ersten
Welle zunächst relativ hoch ist und
sich anschließend konstant auf ei-
nem niedrigeren Niveau bewegt (Lil-
lard 1989: 506). Geht man für die
Längsschnittanalysen auf der Basis
des Mikrozensus davon aus, dass die
Befragten innerhalb des Erhebungs-
zeitraumes von vier Jahren drei Gele-
genheiten haben, die Teilnahme zu
verweigern, würde sich somit der
Stichprobenumfang eines Rotations-
viertels um höchstens 15 % verrin-
gern. Vermutlich liegt der Ausfall
aufgrund der in der Zeit abnehmen-
den Verweigerungsquote sogar noch

deutlich darunter, so dass das Prob-
lem dieser Form der Panelselektion
nicht sehr stark ausgeprägt ist.

Im Rahmen des üblichen Hochrech-
nungsverfahrens des Mikrozensus
werden die Haushalte, die die Teil-
nahme verweigert haben und über
die gleichzeitig Informationen vor-
liegen11), mit einem entsprechenden
Algorithmus kompensiert (siehe Hei-
denreich 1994). Berücksichtigt wer-
den dabei die Haushaltsgröße, die 

Staatsangehörigkeit, der Wohnsitz
(nur für deutsche Befragte) sowie für
1-Personen-Haushalte das Geschlecht
und das Alter. Im Rahmen des Kom-
pensationsverfahrens können auch
unvollständige Informationen über
die ausgefallenen Haushalte genutzt
werden. In einem zweiten Schritt
werden die Daten des Mikrozensus
an die Eckzahlen der laufenden Be-
völkerungsfortschreibung angepasst,
wobei der Hochrechnungsrahmen
auf der Ebene der Anpassungsschich-
ten Deutsche und Ausländer nach ih-
rem Geschlecht unterscheidet. Eine
gesonderte Anpassung erfolgt für
die Berufs- und Zeitsoldaten sowie
für die Wehrdienstleistenden auf der
Regierungsbezirksebene.

Bei einem Längsschnittdatensatz
wird in der Regel die erste Welle wie
ein Querschnitt hochgerechnet und

die Gewichte für die folgenden Wel-
len werden anschließend durch die
Berechnung von Bleibewahrschein-
lichkeiten gebildet (siehe Pischner
1994; Rendtel, Wagner und Frick
1995). Bei freiwilligen Erhebungen
erfolgt die Ermittlung eines Quer-
schnittgewichtes in der Regel, indem
die Antwortwahrscheinlichkeiten für
unterschiedliche sozio-demografi-
sche Gruppen auf der Basis eines Ver-
gleichs der multivariaten Randver-
teilungen mit externen Daten – wie
beispielsweise dem Mikrozensus – be-
rechnet werden. Für die Hochrechnung
der ersten Welle der Mikrozensus-
Längsschnittdaten kann voraussicht-
lich das oben geschilderte Verfahren
eingesetzt werden. Die Bleibewahr-
scheinlichkeiten werden ermittelt,
indem einerseits die Wahrscheinlich-
keit einer erneuten Kontaktaufnah-
me und andererseits die Wahrschein-
lichkeit einer erneuten Antwortge-
währung geschätzt wird. Da aus den
vorangegangenen Wellen Informati-
onen über die ausgefallenen Erhe-
bungseinheiten vorliegen, können
die bekannten Merkmale zur Schät-
zung der Wahrscheinlichkeiten ge-
nutzt werden. Die Wahrscheinlich-
keit, an allen Panelwellen teilzuneh-
men, wird anschließend aus dem
Produkt der Einzelwahrscheinlichkei-
ten berechnet. Sollen außerdem die
einzelnen Jahre der Längsschnitter-
hebung als Querschnitt hochgerech-
net werden, ist zu berücksichtigen,
dass in jedem Jahr auch neue Perso-
nen in die Längsschnitterhebung ein-
bezogen werden.

Bei einer Übertragung der darge-
stellten Längsschnittgewichtung auf
den Mikrozensus ergibt sich das
Problem, dass die Panelselektion im
Mikrozensus im Vergleich zu norma-
len Panelerhebungen nicht vorran-
gig aus den Verweigerungen, son-
dern aus den systematischen Ausfäl-
len resultiert, auf die in dem folgen-
den Abschnitt eingegangen wird.

Systematische Ausfälle

Die wichtigsten systematischen Aus-
fälle ergeben sich im Mikrozensus
durch die Fortzüge aus den Auswahl-
bezirken und die Zuzüge in die Aus-

7

–––––––––––
11) Der Kompensation bekannter Ausfälle sind
jedoch eindeutige rechtliche Grenzen gesetzt,
da die Erhebungs- und Hilfsmerkmale im Mik-
rozensusgesetz festgelegt sind und die Intervie-
wer und Interviewerinnen keine Informationen
bei Nachbarn oder anderen Personen einholen
dürfen (Heidenreich 1994: 114).
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Entwicklung des Anteils der Haushalte, die die Teilnahme verweigert haben
oder nicht angetroffen wurden,
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wahlbezirke. Der Hintergrund für
diese systematischen Ausfälle liegt
darin, dass der Mikrozensus ur-
sprünglich nicht als haushalts- und
personenbezogene Längsschnittun-
tersuchung konzipiert ist, sondern
als Wiederholungsbefragung mit
teilweise überlappenden Erhebungs-
einheiten. Befragt werden alle Haus-
halte und Personen, die zu einem
definierten Zeitpunkt in den Aus-
wahlbezirken leben. Nur wenn diese
Haushalte und Personen auch in dem
darauf folgenden Jahr in dem Aus-
wahlbezirk wohnen, werden sie wie-
der befragt. Hingegen liegen über
diejenigen Befragten, die im darauf
folgenden Jahr nicht mehr in den
Auswahlbezirken anzutreffen sind,
keine Informationen vor. Betroffen
sind davon in jedem Jahr voraus-
sichtlich etwa 10 % aller Personen
und Haushalte.

Der Anteil der zugezogenen Perso-
nen und Haushalte ist voraussichtlich
in etwa so hoch wie der Anteil der
fortgezogenen Erhebungseinheiten
und beträgt demnach jährlich etwa
10 %. Die zugezogenen Haushalte
und Personen werden so lange in
den Mikrozensus einbezogen, bis der
Auswahlbezirk, in dem sie leben,
durch das Rotationsverfahren be-
dingt aus der Erhebung ausscheidet
oder sie den Auswahlbezirk infolge
eines Umzuges verlassen. Das Prob-
lem bei den zugezogenen Haushal-
ten und Personen besteht darin, dass
für die vorangegangenen Jahre kei-
ne Informationen vorliegen. 

Für den Mikrozensus ist zu vermu-
ten, dass die Fort- und Zuzüge eng
mit anderen beobachteten sowie un-
beobachteten Merkmalen zusam-
menhängen. So ist es beispielsweise
möglich, dass die Fortzüge mit be-
ruflichen Mobilitätsprozessen oder
familiären Veränderungen verknüpft
sind, die jedoch selbst wiederum
nicht beobachtet werden können,
weil die Erhebungseinheiten nicht
mehr angetroffen werden. Die Fra-
ge, wie mit den systematischen Aus-
fällen im Rahmen des Mikrozensus
umgegangen werden kann, ist daher
nicht unabhängig von dem jeweili-
gen Analysegegenstand zu beant-
worten. Es ist vielmehr notwendig,

für die jeweiligen Analysen den Zu-
sammenhang zwischen dem Ausfall-
prozess und den beobachteten und
unbeobachteten Merkmalen zu un-
tersuchen und auf dieser Basis mög-
liche Korrekturverfahren zu ent-
wickeln.

Da kaum empirische Studien über
den Zusammenhang zwischen geo-
grafischer Mobilität und anderen
personen- und haushaltsbezogenen
Veränderungen vorliegen12), werden
im Rahmen des Projektes „Längs-
schnittanalysen auf der Basis des
Mikrozensus“ im Landesamt für Da-
tenverarbeitung und Statistik Nord-
rhein-Westfalen eigenständige Ana-
lysen auf der Basis des sozio-ökono-
mischen Panels durchgeführt (siehe
Zühlke/Hetke 2001). Als Datengrund-
lage wurde das sozio-ökonomische
Panel ausgewählt, da es eine Analyse
der regionalen Mobilität erlaubt und
zusätzlich den zu untersuchenden
Zeitraum (1996 bis 1999) abdeckt. Zu
berücksichtigen ist dabei, dass auch
die Daten des sozio-ökonomischen
Panels eine spezifische Selektivität
aufweisen, die zum einen aus der
freiwilligen Teilnahme an der Erhe-
bung und zum anderen aus der Pa-
nelmortalität resultiert.

Die Daten des sozio-ökonomischen
Panels erlauben einen direkten Ver-
gleich zwischen räumlich mobilen
und räumlich immobilen Untersu-
chungseinheiten, so dass beispiels-
weise Aussagen darüber gemacht
werden können, ob räumlich mobile
Personen häufiger ihre berufliche
Tätigkeit oder den Wirtschaftszweig
wechseln als räumlich immobile Per-
sonen. Auf der Basis dieser Ergebnis-
se kann daher in etwa abgeschätzt
werden, wie stark einzelne Mobili-
tätsraten im Mikrozensus dadurch
verzerrt sind, dass die räumlich mo-
bilen Untersuchungseinheiten nicht
in die Analysen einbezogen werden
können. Die ersten Analysen auf der
Basis des sozio-ökonomischen Panels
weisen darauf hin, dass zwischen der
räumlichen Mobilität und der Verän-
derung des Erwerbsstatus kein gene-

reller Zusammenhang besteht. Es
zeigt sich jedoch, dass bei einzelnen
Wechselarten sehr große Unterschie-
de zwischen räumlich mobilen und
räumlich immobilen Personen exis-
tieren. So wechseln beispielsweise
die räumlich mobilen Personen we-
sentlich häufiger aus der Arbeitslo-
sigkeit in die Erwerbstätigkeit als die
räumlich immobilen Personen. Für
die Ergebnisse auf der Basis des Mik-
rozensus ist daraus zu schließen, dass
die einzelnen Arbeitsmarktprozesse
unterschiedlich starke Ergebnisver-
zerrungen aufweisen, die aus den
systematischen Ausfällen resultieren.
Da jedoch die Gruppe der mobilen
Personen bei der Betrachtung einer
zweijährigen Entwickung relativ
klein ist, sind diese Ergebnisverzer-
rungen selbst bei solchen Wechselar-
ten, bei denen sich räumlich mobile
und räumlich immobile Personen
deutlich unterscheiden, insgesamt
nicht sehr stark ausgeprägt. Inwie-
fern die Verzerrungen durch die Bil-
dung von Korrekturfaktoren oder
Längsschnittgewichten kompensiert
werden können, wird im Rahmen
weiterführender Analysen unter-
sucht.

Item-Nonresponse

Die Nichtbeantwortung einzelner
Fragen ist im Mikrozensus vorrangig
im Bereich der freiwilligen Angaben
von Bedeutung. Von der Auskunfts-
pflicht ausgenommen sind in der Re-
gel die Zusatzprogramme mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten wie Ge-
sundheit, Pendler oder Wohnsituati-
on, die Fragen zur Situation ein Jahr
vor der Erhebung sowie die Fragen
zur Pflegebedürftigkeit und zu Be-
hinderungen. Personen im Alter von
über 51 Jahren ist außerdem die Be-
antwortung der Fragen zur Teilnah-
me an Aus- und Weiterbildungen
freigestellt. Der Anteil fehlender An-
gaben variiert sehr stark bei den ein-
zelnen Fragen. So schwankte er bei-
spielsweise bei den unterschiedli-
chen Fragen, die das Pendelverhal-
ten erfassen, zwischen 1,5 und
24,9 % (Emmerling/Riede 1994, Ta-
belle 3). Die Beantwortung der frei-
willig zu beantwortenden Fragen
verteilt sich vermutlich nicht zufällig,

8

–––––––––––
12) Eine detaillierte Studie liegt lediglich von
Frick (1996) vor, der auf der Basis des sozio-
ökonomischen Panels die Determinanten geo-
grafischer Mobilität untersucht.
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sondern hängt sehr stark mit ande-
ren sozialen Merkmalen zusammen.
So hat beispielsweise eine Studie von
Erbslöh (o. J.) ergeben, dass das Alter
und der Familienstand die Beantwor-
tung der Frage nach dem Heiratsjahr
so stark beeinflusst haben, dass die
Verteilung der Heiratsdaten nach-
weislich verzerrt war.

Für Längsschnittanalysen sind die
fehlenden Angaben bei einzelnen
Fragen besonders problematisch, da
vollständige Angaben nicht nur für
einen Zeitpunkt, sondern für den ge-
samten Zeitraum vorliegen sollten.
Ist dies nicht der Fall, sind drei unter-
schiedliche Vorgehensweisen mög-
lich (siehe Little und Rubin 1989):
a) Vorhersage der fehlenden Werte

mit Hilfe von Imputationsverfahren
b) Ausschluss der Untersuchungsein-

heiten, die auf einer Variablen
fehlende Werte aufweisen mit an-
schließender Gewichtung des Da-
tenbestandes

c) Ausschluss der Untersuchungsein-
heiten, die auf den Variablen ei-
nen fehlenden Wert aufweisen,
die in der Analyse betrachtet wer-
den sollen

Welche Vorgehensweise sich am bes-
ten für die Lösung des Problems eig-
net, ist jeweils unter Berücksichti-
gung der Bedeutung der fehlenden
Werte für den Analysegegenstand
zu entscheiden. Da sich die Längs-
schnittauswertungen auf der Basis
des Mikrozensus jedoch insbesonde-
re auf diejenigen Merkmale bezie-
hen, die der Auskunftpflicht unter-
liegen, werden im Rahmen des Pro-
jektes „Längsschnittanalysen auf der
Basis des Mikrozensus“ keine speziel-
len Untersuchungen zu diesem The-
ma durchgeführt.

Ausprägung 
der Panelselektion in einem 
Längsschnittdatensatz und
in einem Rotationspanel

Wie bereits oben (siehe Seite 6) er-
wähnt wurde, kann auf der Basis des
Mikrozensus ein Längsschnittdaten-
satz oder ein Rotationspanel aufge-
baut werden. Der Vorteil eines Rota-
tionspanels besteht darin, dass es ei-

nen größeren Stichprobenumfang
aufweist. Hinzu kommt, dass durch
die Nutzung aller zur Verfügung ste-
henden Rotationsviertel das Ausmaß
der Panelselektion bei der Betrach-
tung von Entwicklungen, die sich in
der historischen Zeit vollziehen, ver-
gleichbar ist. Dieses Argument soll
anhand der Übersichten auf Seite 9
und 10 verdeutlicht werden.

Die oben stehende Übersicht zeigt
die Datengrundlage für die Ermitt-
lung zweijähriger Entwicklungen auf
der Basis des Rotationspanels, die sich
zwischen 1996 und 1997 sowie 1998
und 1999 vollziehen. Die grau unter-
legten Flächen zeigen jeweils an, wie
lange die einzelnen Rotationsviertel
am Mikrozensus teilnehmen. Die um-
randeten Felder markieren diejeni-
gen Datenbestände, die in die Ermitt-

lung der zweijährigen Entwicklungen
jeweils eingehen würden. So wird
beispielsweise für die Berechnung ei-
ner Veränderung, die sich zwischen
1996 und 1997 vollzogen hat, auf die
Rotationsviertel 03-4, 04-1 und 04-2
zurückgegriffen. Bei dieser Berech-
nung ist zu berücksichtigen, dass die-
jenigen Haushalte und Personen, die
zwischen 1996 und 1997 fortgezogen
sind, nicht einbezogen werden kön-
nen. Dieser Tatbestand wird durch
die hell unterlegten Flächen gekenn-
zeichnet. Da die Fortzüge zahlenmä-
ßig durch die Zuzüge ersetzt werden,
nimmt der Umfang der Rotationsvier-
tel insgesamt gesehen nicht ab. Da-
her gehen in die Berechnungen, die
sich auf die Folgejahre beziehen, wie-
derum komplette Rotationsviertel
abzüglich der Fortzüge ein. Gleichzei-
tig macht die Grafik deutlich, dass der

9

Datengrundlage für die Ermittlung zweijähriger Entwicklungen
auf der Basis des Rotationspanels

Nummer 
des Rotationsviertels

Erhebungsjahre
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Datenbestand, auf den jeweils für die
Berechnungen der zweijährigen Ent-
wicklungen in der historischen Zeit
zurückgegriffen wird, ein vergleich-
bares Ausmaß an Selektion aufweist
und somit für die einzelnen Zeiträu-
me vergleichbare Ergebnisse erzielt
werden. Wie aus der oben stehenden
Übersicht deutlich wird, ist dies bei
dem Längsschnittdatensatz, der nur
auf denjenigen Erhebungseinheiten
basiert, die vier Jahre am Mikrozen-
sus teilgenommen haben, nicht der
Fall: Stellt man auf dieser Basis zwei-
jährige Entwicklungen dar und ver-
folgt diese in der historischen Zeit, ist
dies nur auf einer Datenbasis mög-
lich, die aufgrund der Fortzüge von
Jahr zu Jahr abnimmt und somit un-
terschiedliche Selektionsgrade auf-
weist. Die Vergleichbarkeit der Er-
gebnisse in der historischen Zeit ist
somit nicht gegeben.

Als Vorteil des Rotationspanels er-
gibt sich somit, dass für die Verfol-
gung zweijähriger Entwicklungen in
der historischen Zeit jeweils auf eine
vergleichbare Datenbasis zurückge-
griffen werden kann. Dieses Argu-
ment trifft ebenso auf die Darstel-
lung drei- und vierjähriger Entwick-
lungen in der historischen Zeit zu.
Darüber hinaus deuten die Übersich-
ten einen weiteren Vorteil des Rota-
tionspanels an. Da in dem Konzept
des Rotationspanels von vornherein
die Nutzung des neu hinzukommen-
den Datenbestandes angelegt ist, ist
automatisch eine Fortschreibung der
Entwicklungen unabhängig von der
Teilnahmedauer der Haushalte und
Personen in der historischen Zeit
möglich. Da der Längsschnittdaten-
satz mit der vier Jahre andauernden 
Teilnahme der Erhebungseinheiten

endet, ergibt sich hier eine entspre-
chende Fortschreibung der Entwick-
lungen in der historischen Zeit nicht
unmittelbar. Im Rahmen des Projek-
tes „Längsschnittanalysen auf der
Basis des Mikrozensus“ werden da-
her die Daten des Mikrozensus als
Rotationspanel aufbereitet.

Auswertungs-
möglichkeiten

Bevor die Längsschnittdaten des
Mikrozensus ausgewertet werden
können, ist es notwendig, die iden-
tischen Haushalte und Personen für
den Zeitraum 1996 bis 1999 zusam-
menzuführen. Diese Zusammenfüh-
rung wird dadurch erschwert, dass
sich die Plausibilisierung der Mikro-
zensusdaten bislang nur auf die
Querschnittdatensätze bezieht. Dies
hat zur Folge, dass nicht alle Haus-
halte und Personen anhand der
Ordnungsnummern eindeutig über
mehrere Jahre zugeordnet werden
können. Das Statistische Bundesamt
hat daher ein Verfahren zur Zusam-
menführung der Mikrozensus-Daten
entwickelt, das neben einigen Ord-
nungsnummern das Geschlecht und
das Geburtsjahr der Befragten be-
rücksichtigt. Mit Hilfe dieser Merk-
male können für einen Zwei-Jahres-
Zeitraum auf Bundesebene rund
93 % aller Personen eindeutig zuge-
ordnet oder mit einem Verände-
rungsmerkmal wie beispielsweise
Fort- oder Zuzug gekennzeichnet
werden (siehe Statistisches Bundes-
amt 2001). Hierbei ist zu bedenken,
dass bei einer Zusammenführung
über drei oder vier Jahre der Anteil
derjenigen Personen, die nicht zu-
geordnet werden können, deutlich

höher sein dürfte. Hinzu kommt,
dass sich der Anteil der nicht zusam-
mengeführten Einheiten auch bei
einer Betrachtung von Haushalts-
veränderungen erhöht, da nur sol-
che Haushalte in die Analyse einbe-
zogen werden können, in denen
eine eindeutige Zuordnung aller
Personen eines Haushaltes möglich
ist. Eine möglichst vollständige Zu-
sammenführung aller Haushalte
und Personen stellt jedoch eine we-
sentliche Voraussetzung dar, um die
Auswirkungen der systematischen
Ausfälle auf die Ergebnisqualität
analysieren zu können. Im Landes-
amt für Datenverarbeitung und Sta-
tistik Nordrhein-Westfalen wird da-
her zur Zeit ein Verfahren entwi-
ckelt, in dem eine schrittweise Zu-
sammenführung der Haushalte und
Personen unter Berücksichtigung
des Haushaltskontextes sowie auf
der Basis von Plausibilitätsüberle-
gungen vorgenommen wird. Ziel
des Verfahrens ist es, eine möglichst
vollständige Zusammenführung der
Datensätze aus zwei bzw. mehreren
Jahren vorzunehmen. 

Da das entwickelte Verfahren zur
Zeit noch getestet wird, werden im
Folgenden nur einige Möglichkeiten
für die Auswertung des Längsschnitt-
materials dargestellt. Zu beachten ist
dabei, dass die Längsschnittdaten
des Mikrozensus nur Informationen
darüber enthalten, welche Ausprä-
gungen die Merkmale der Haushalte
und Personen in den einzelnen Jah-
ren aufweisen. Unbekannt ist, wie
lange sich die Untersuchungseinhei-
ten bereits in diesen Zuständen auf-
halten und wie häufig sie zwischen
zwei Erhebungsjahren den Zustand
gewechselt haben. Es können daher
keine Analysemethoden eingesetzt
werden, die die Übergänge zwischen
unterschiedlichen Zuständen auf der
Basis der Dauer, die von den Unter-
suchungseinheiten in einem be-
stimmten Ausgangszustand ver-
bracht wird, untersuchen13).

10

–––––––––––
13) Hierunter fallen die Sterbetafel-Methode,
der Kaplan-Meier-Schätzer sowie darauf auf-
bauende Verfahren der Ereignisanalyse (siehe
hierzu Blossefeld, Hamerle und Mayer (1986)).

Datengrundlage für die Ermittlung von zweijährigen Entwicklungen
auf der Basis eines Längsschnittdatensatzes

Nummer 
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Erhebungsjahre
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Inhaltliche Schwerpunkte der Aus-
wertungen bilden zum einen die
Analyse von Arbeitsmarktprozessen
und zum anderen die Analyse famili-
ärer Veränderungen. Im Vorder-
grund stehen dabei die Veränderun-
gen der folgenden Merkmale sowie
die Zusammenhänge zwischen den
Veränderungen dieser Merkmale:
– Erwerbsstatus
– Berufliche Stellung
– Berufliche Tätigkeit
– Wirtschaftszweig
– Form der Erwerbstätigkeit
– Allgemeine Schulbildung
– Berufliche Ausbildung
– Familienstand und Haushaltszu-

sammensetzung
– Einkommen und Einkommensquel-

len

Der besondere Vorteil der Längs-
schnittdaten des Mikrozensus be-
steht bei diesen Auswertungen da-
rin, dass die Möglichkeit besteht,
auch relativ kleine Gruppen, wie bei-
spielsweise die geringfügig Beschäf-
tigten, zu betrachten.

Aggregierte Verläufe

Die Aggregation der personenbezo-
genen Verläufe ist eine der wenigen
deskriptiven Auswertungsmethoden
für Verlaufsdaten14). Bei einer An-
wendung auf die Mikrozensusdaten
würden alle Personen in die Auswer-
tung eingehen, für die Informatio-
nen über vier Jahre vorliegen. Um
Verläufe auf diese Art beschreiben
zu können, müssen zunächst die Zu-
stände definiert werden, die im Zeit-
verlauf eingenommen werden kön-
nen. Bei der Analyse von Erwerbsver-
läufen können beispielsweise in ei-
ner einfachen Variante die Zustände
(1) erwerbstätig, (2) arbeitslos und
(3) nicht erwerbstätig unterschieden
werden. Sind die relevanten Zustän-
de definiert, so lässt sich für die ein-
zelnen Jahre berechnen, wie sich die
Personen auf die einzelnen Zustände

verteilen. Anschließend können die
Anteile kumuliert werden. Es han-
delt sich somit um die Aneinander-
reihung von kumulierten Querschnit-
ten, die auf der Basis personenbezo-
gener Verlaufsdaten ermittelt wer-
den und die Strukturveränderungen
in der Zeit widerspiegeln (Blossfeld
u. a. 1986: 106). Nimmt man die fikti-
ven Erwerbsverläufe aus der folgen-
den Übersicht als Datengrundlage, er-
gibt sich die in der unten stehenden
Grafik dargestellte Aggregation.

Die oben stehende Grafik zeigt für
jedes Jahr, wie sich die einzelnen
Personen auf die Erwerbszustände
verteilen. Es wird deutlich, dass der
Anteil der Erwerbstätigen kontinu-
ierlich steigt, während der Anteil der
Arbeitslosen sinkt und bei dem An-
teil der Nichterwerbstätigen keine
eindeutige Entwicklung zu beobach-
ten ist.

Da die Informationen aus den einzel-
nen Jahren von denselben Personen
stammen, können auf der Basis die-
ser Grafik auch erste Überlegungen

über den Prozessverlauf formuliert
werden. So legt die Grafik nahe, dass
die Übergänge in die Erwerbstätig-
keit am Anfang eher aus
Arbeitslosigkeit und später eher aus 
der Nichterwerbstätigkeit erfol-
gen15). Hierbei handelt es sich jedoch
nur um eine Vermutung, da die indi-
viduellen Mobilitätsprozesse, die den
Verteilungen aus den einzelnen Jah-
ren zugrunde liegen, ausgeblendet 
werden. Die individuellen Mobilitäts-
prozesse können mit Hilfe von

Übergangsraten abgebildet werden,
die im nächsten Abschnitt vorgestellt
werden.
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Fiktive Erwerbsverläufe von 10 Personen
Personen

P   1

1996

ET

1997

ET

1998

ET

1999

ET
P   2
P   2
P   4
P   5

ALO
ALO

ALO
ET

ET
NET

ET
NET

ET
ET

ET
ET

ET
NET

ALO
ET

P   6
P   7
P   8
P   9

ET
ALO

ET
ET

NET
ALO

ET
NET

P 10 ET ALO

ALO
NET

ET
NET

ET
ET

ET
ET

NET NET

ET = erwerbstätig, ALO = arbeitslos, NET = nicht erwerbstätig

–––––––––––
15) Aussagekräftiger werden solche Auswer-
tungen noch, indem die Aggregation der Er-
werbsverläufe für definierte Bezugsgruppen,
wie beispielsweise den Personen, die 1996 ar-
beitslos waren, vorgenommen wird, da somit
erste Hinweise über Übergänge aus einem be-
stimmten Ausgangszustand in einen Zielzu-
stand gewonnen werden können.

–––––––––––
14) In der Regel wird dieses Verfahren für die
Beschreibung kontinuierlicher Verlaufsdaten
angewandt. Die Beschreibung solcher Informa-
tionen ist problematisch, da sich aus der Kom-
bination mehrerer Übergänge und der Berück-
sichtigung der zeitlichen Dimension schnell
eine schwer überschaubare Anzahl von Ver-
laufsmustern ergibt. Für weitere beschreibende
Verfahren siehe Rohwer und Trappe (1997).

1996 1997 1998 1999

Aggregierte Erwerbsverläufe auf der Basis der fiktiven Erwerbsverläufe
von 10 Personen

Grafik: LDS NRW
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Übergangsraten

Übergangsraten geben die Wahr-
scheinlichkeit an, von einem Aus-
gangszustand zum Zeitpunkt tn in ei-
nen bestimmten Zielzustand zum
Zeitpunkt tn+1 überzugehen, und
zwar unter der Bedingung, dass die
Untersuchungseinheit dem Risiko ei-
nes Übergangs ausgesetzt ist (Allison
1984: 16)16). Auf der Basis der Längs-
schnittdaten des Mikrozensus bietet
es sich an, Übergänge zu untersu-
chen, die sich zwischen zwei Jahren
vollziehen. Als ein Beispiel können
Übergänge zwischen Erwerbstätig-
keit und Arbeitslosigkeit anhand der
in der Übersicht dargestellten fikti-
ven Erwerbsverläufe betrachtet wer-
den. So sind beispielsweise zwischen
1996 und 1997 vier Personen dem Ri-
siko eines Übergangs von Erwerbstä-
tigkeit in Arbeitslosigkeit ausgesetzt,
wobei eine Person einen solchen
Übergang realisiert. Daraus ergibt
sich für diesen Zeitraum eine Über-
gangswahrscheinlichkeit in Höhe
von 0,250. Die dargestellten jährli-
chen Übergangsraten können jeweils
nach unterschiedlichen Merkmalen
der Personen (Geschlecht, Alter,
Höhe des allgemein bildenden Schul-
abschlusses, vorangegangene Ereig-
nisse usw.) ausgewiesen und in der
historischen Zeit abgebildet werden.
Sie bilden somit eine wichtige Ergän-
zung zu solchen Zeitreihen, die auf
Querschnittauswertungen beruhen,
da sie die individuellen Mobilitätsbe-
wegungen abbilden, die zu den Ver-
änderungen der Querschnittvertei-
lungen führen. Auf der Basis der
Übergangsraten können weiterhin
diskrete multivariate Ratenmodelle
formuliert werden, die auf die Erklä-
rung von Mobilitätsprozessen in Ab-
hängigkeit von mehreren Merkma-
len zielen (siehe hierzu Allison 1984).

Verlaufstypen

Bei der Analyse von Verlaufstypen
wird das Ziel verfolgt, die Ähnlich-
keit von Verläufen zu bestimmen
und die quantitative Bedeutung der

einzelnen typischen Verlaufsformen
zu berechnen. Für die Klassifikation
mehrdimensionaler Verlaufsdaten
existiert bislang noch keine allge-
mein anerkannte Methode. Sehr
häufig werden einzelne Verlaufsty-
pen theoretisch hergeleitet und an-
schließend wird ihr qantitatives Vor-
kommen ermittelt (siehe beispiels-
weise Mutz u. a. 1995). Dieses Vorge-
hen vernachlässigt jedoch das tat-
sächliche Vorkommen unterschiedli-
cher Verlaufsmuster im Datenmateri-
al. Daher wurden statistische Verfah-
ren zur Klassifikation von Verlaufs-
daten entwickelt, die der Ermittlung
von Typen dienen. Dabei werden
häufig zwei Verfahren angewendet,
und zwar entweder das Klassifikati-
onsverfahren oder das Optimal-Mat-
ching-Verfahren. In beiden Verfah-
ren wird versucht, die oft schwer
überschaubare Anzahl an unter-
schiedlichen Verläufen zu wenigen
Typen zu verdichten. Bei dem Klassi-
fikationsverfahren wird die Distanz
zwischen zwei Verläufen für jeden
Zeitpunkt, der zur Verfügung steht,
gemessen und anschließend werden
die einzelnen Distanzmaße für den
gesamten Beobachtungszeitraum
aggregiert (siehe beispielsweise
Buchmann/Sacchi 1995). Bei dem Op-
timal-Matching-Verfahren hingegen
werden die gesamten Verläufe ver-
glichen und ihre Ähnlichkeit ermit-
telt (siehe beispielsweise Chan 1995).
Da diese Verfahren bislang nur auf
Daten angewendet wurden, die um-
fassende Informationen über den
gesamten Erwerbsverlauf bis zum
Befragungszeitpunkt enthalten,
muss die Anwendbarkeit dieser Ver-
fahren auf das Datenmaterial des
Mikrozensus erst geprüft werden.

Zusammenfassung
und Ausblick

Im Rahmen des Projektes „Längs-
schnittanalysen auf der Basis des
Mikrozensus“ wird im Landesamt für
Datenverarbeitung und Statistik
Nordrhein-Westfalen ein Rotations-
panel aufgebaut, das flexible Aus-
wertungen von zwei-, drei- und vier-
jährigen personen- und haushaltsbe-
zogenen Entwicklungen in der histo-
rischen Zeit erlaubt. Damit steht für

solche Analysen erstmals ein Längs-
schnittdatensatz zur Verfügung, der
eine sehr große Fallzahl umfasst, der
auf einer Erhebung mit Teilnahme-
pflicht basiert und der entsprechend
wenig Antwortverweigerungen auf-
weist. Darüber hinaus weist das Ro-
tationspanel im Vergleich zu einem
traditionell konzipierten Längs-
schnittdatensatz einen entscheiden-
den methodischen Vorteil auf: Durch
die Nutzung neu eintretender Rota-
tionsviertel wird das Panel zum ei-
nen automatisch in der historischen
Zeit fortgeschrieben und zum ande-
ren weist die Datenbasis bei einem
Vergleich von zwei-, drei- oder vier-
jährigen Entwicklungen in der histo-
rischen Zeit einen vergleichbaren Se-
lektionsgrad auf.

Ein besonderes methodisches Prob-
lem besteht bei den Längsschnitt-
analysen auf der Basis des Mikrozen-
sus in den systematischen Ausfällen
infolge von Fort- und Zuzügen. Es ist
zu vermuten, dass die Fortzüge mit
den zu analysierenden Prozessen –
wie beispielsweise der beruflichen
Mobilität – zusammenhängen dürf-
ten und somit verzerrte Ergebnisdar-
stellungen zur Folge haben könnten.
Ein besonderer Schwerpunkt des
Projektes bilden daher die Analysen
zu den Auswirkungen der systemati-
schen Ausfälle auf die Ergebnisdar-
stellungen. Da bislang kaum Unter-
suchungen über den Zusammenhang
zwischen räumlicher Mobilität und
anderen Veränderungsprozessen
vorliegen, werden hierzu eigenstän-
dige Analysen auf der Basis des so-
zio-ökonomischen Panels durchge-
führt, das einen direkten Vergleich
zwischen räumlich mobilen und
räumlich immobilen Haushalten
bzw. Personen erlaubt.

Die inhaltlichen Schwerpunkte des
Projektes liegen in der Analyse von
Arbeitsmarktprozessen und familiä-
ren Veränderungen. Ziel der Auswer-
tungen ist es zum einen, das Stan-
dardveröffentlichungsprogramm des
Mikrozensus um die Darstellung per-
sonen- und haushaltsbezogener Ver-
änderungen zu ergänzen und zum
anderen, Sonderauswertungen so-
wie Analysen zu aktuellen Themen
durchzuführen.
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–––––––––––
16) Bei dem Begriff des Risikos handelt es sich in
diesem Zusammenhang um einen statistischen
Begriff, der – im Gegensatz zur Alltagssprache –
nicht mit einer Bewertung verknüpft ist.
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Die Zukunft der Volkszählung in Deutschland 
Traditionelle Zählung oder registergestützter Zensus?

Dr. Michael Forster

Warum Volkszählungen?

Bisher beruht das System der amtli-
chen Statistik in Deutschland wie in
vielen anderen Ländern auf dem
Grundkonzept, dass wichtige Be-
stands- und Strukturdaten in größe-
ren Zeitabständen durch primärsta-
tistische Vollerhebungen festgestellt
und für die dazwischen liegenden
Zeiträume durch Fortschreibungen
als Ergebnis laufender Statistiken
(Bevölkerung, Gebäude und Woh-
nungen) und Stichproben (Mikrozen-
sus, Gebäude- und Wohnungsstich-
proben) ermittelt werden. Da so-
wohl die Fortschreibungs- als auch
die Stichprobenergebnisse im Zeit-
ablauf zunehmend ungenauer wer-

den (Fortschreibungsfehler, abneh-
mende Aktualität der Auswahl- und
Hochrechnungsbasis), ist in der Regel
etwa alle 10 Jahre ein neuer Zensus1)

erforderlich, der eine neue Basis für
Fortschreibungen schafft und als
Auswahl- und Hochrechnungsgrund-
lage für Stichproben dient2). Dies
entspricht auch einer Empfehlung
der Vereinten Nationen an alle Staa-
ten der Welt, jeweils in den „Null-
Jahren“ (1990, 2000 etc.) einen Zen-
sus durchzuführen3).

In der Bundesrepublik Deutschland
wurden daher in der Vergangenheit
in mehr oder weniger regelmäßigen
Abständen (1950, 1961, 1970, 1987)
Zensen durchgeführt. Auch in der

Deutschen Demokratischen Republik
haben regelmäßig (zuletzt 1981)
Zensen stattgefunden. 

In Deutschland ist durch die Vereini-
gung die Notwendigkeit eines Zen-
sus in besonderem Maße gegeben,
um die mit den starken Wande-
rungsbewegungen kurz vor und
nach der „Wende“ verbundenen
Veränderungen (Bevölkerungsstruk-
tur, Erwerbstätigkeit, Wohnraumver-
sorgung) erkennen und aufzeigen zu
können sowie um erstmals seit dem
zweiten Weltkrieg eine gemeinsame
einheitliche Datenbasis für ganz
Deutschland zu schaffen. 

Traditionelle Aufgabe eines Zensus
in Deutschland ist es, die Bereiche
abzudecken, für die das übrige sta-
tistische System keine Informationen
liefern kann. Das Gesamtsystem der
amtlichen Statistik ist so angelegt,
dass es durch Stichprobenerhebun-
gen zu vielen Bereichen für eine be-
grenzte Zeit auf der Basis eines Zen-
sus aktuelle Informationen liefert.
Diese Informationen werden aber
wegen Fortschreibungsfehlern und
Überalterung der Auswahlbasis mit
fortschreitendem zeitlichen Abstand
zum letzten Zensus zunehmend un-
genauer und lückenhafter. Zudem
fehlen aktuelle Informationen auf
kleinräumiger Ebene.

Ein Zensus ist vergleichbar mit einer
Inventur, die Bestands- und Struktur-
daten in tiefer fachlicher und regio-
naler Gliederung liefert und das Ge-
samtsystem der amtlichen Statistik
neu justiert. Ungenauigkeiten bei
den Fortschreibungen von Bevölke-
rung, Gebäuden und Wohnungen
können nur anhand einer solchen To-
talerhebung festgestellt und korri-
giert werden. So zeigte sich bei der
letzten Volkszählung 1987 beispiels-
weise, dass der tatsächliche Woh-
nungsbestand in den damaligen elf
Bundesländern um über 1 Million un-
ter dem Fortschreibungsergebnis lag.
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Volkszählungen sind national wie international das Fundament sowohl der
amtlichen wie auch der nichtamtlichen Statistik. Sie zeichnen ein in sich ge-
schlossenes, vielseitig verwendbares und koordiniertes Gesamtbild von Gesell-
schaft, Staat und Wirtschaft. Weltweit werden einer Empfehlung der Verein-
ten Nationen zufolge um den Jahrtausendwechsel Volkszählungen durchge-
führt. Auch in Europa folgen fast alle EU-Mitglieder und Beitrittskandidaten
den vom Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) aufge-
stellten Leitlinien für eine „Gemeinschaftsweite Volks- und Wohnungszählung
2001“.

In Deutschland ist dagegen entschieden worden, zur Zeit keine derartige To-
talerhebung durchzuführen. Statt dessen ist die amtliche Statistik aufgefor-
dert, Alternativen zur herkömmlichen direkten Befragung aller Einwohner zu
entwickeln. Die daraufhin entstandenen Modelle für einen registergestützten
Zensus sollen zunächst im Rahmen eines Zensusvorbereitungsgesetzes erprobt
werden. Über Art und Zeitpunkt einer flächendeckenden Erhebung soll erst
nach Vorliegen dieser Untersuchungen entschieden werden.

Im Folgenden wird zunächst ein Überblick über die Zensen im Jahr 2001 in der
Europäischen Union und einigen anderen Ländern gegeben. Nach einer kur-
zen Darstellung der Diskussion um einen Zensus in Deutschland, werden die
Ziele und Inhalte der jetzt geplanten Testerhebungen erläutert. Abschließend
wird ein Ausblick auf die von der amtlichen Statistik in den nächsten Jahren
noch zu klärenden Fragen gegeben.

–––––––––––
1) In der Öffentlichkeit ist der Begriff "Zensus" bisher wenig verbreitet. In der neueren Literatur ist
er ein üblicher Begriff für eine Totalerhebung (z. B. der Bevölkerung oder der Gebäude), der im Fol-
genden synonym zum Begriff "Volkszählung" verwendet wird. – 2) Zu den Funktionen und Verwen-
dungszwecken eines Zensus vgl.: Materialien zur Volkszählung 1987, Hrsg.: Statistisches Bundesamt,
Wiesbaden, April 1986, Abschnitt 3.2 Anhang 1, S. 2ff. und: Eppmann, H., Köster, G., Rost, R.: Zensus
2001 – Stand der Methodendiskussion; Statistische Rundschau Nordrhein-Westfalen, Heft 8/98,
S. 389ff. – 3) UN Economic and Social Council; 1990 World Population and Housing Census Program-
me; Resolution 1985/8, 28. Mai 1985 und: UN Economic and Social Council; 2000 World Population
and Housing Census Programme; Resolution 1995/7, 19. Juli 1995
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Die Wohnraumversorgung wurde also
vorher zu positiv dargestellt. Die Kor-
rektur der Zahlen hatte auch Auswir-
kungen auf die Politik sowie Entschei-
dungen der Stadt- und Regionalpla-
nung. In Nordrhein-Westfalen muss-
ten wie in allen anderen Bundeslän-
dern die amtlichen Einwohnerzahlen
ebenfalls neu festgesetzt werden.
Während die Gesamtbevölkerung des
Landes nur um 0,2 % nach oben korri-
giert wurde, mussten die Einwohner-
zahlen der Gemeinden zwischen +8 %
und –14 % verändert werden. Auch
die Zahl der Erwerbstätigen wurde in
der Folge erhöht, was u. a. bedeutete,
dass die regionalen Arbeitslosenquo-
ten tatsächlich – teilweise sogar erheb-
lich – geringer als zuvor angenommen
waren.

Ein Zensus soll Informationen über die
Bevölkerung, ihre Wohnverhältnisse
sowie ihre soziale und wirtschaftliche
Situation liefern. Ebenso werden durch
einen Zensus Daten über den Arbeits-
markt und seine regionalen Teilmärkte
zur Verfügung gestellt. Nur durch eine
flächendeckende Zählung können für
Bund und Länder, aber auch für kleine-
re regionale Einheiten bis hinunter zu
einzelnen Stadtteilen, u. a. die amtliche
Einwohnerzahl, Strukturdaten zu
Haushalten, zur Wohnungsbelegung,
zur Erwerbstätigkeit, zum Bildungs-
stand und zur Pendlerbewegung fest-
gestellt werden. 

Zensusdaten sind insbesondere
Grundlage für die Feststellung und
nachfolgende Fortschreibung der
amtlichen Einwohnerzahl. Diese wird
für die Durchführung von über hun-
dert Gesetzen und Rechtsverordnun-
gen verwendet und hat beispielswei-
se Auswirkungen auf
– die Stimmenzahl der Länder im

Bundesrat, 
– die Einteilung von Wahlkreisen,
– den Finanzausgleich zwischen Bund

und Ländern, 
– den Gemeindefinanzausgleich, 
– die Kostensätze für die Personenbe-

förderung,
– die Sollstärke der Berufsfeuerwehr,
– die Besoldung von Bürgermeistern

und Landräten.

Wohnungsbelegungen und Haus-
haltsstrukturen sind wichtige Indika-

toren für die Beschreibung der sozia-
len und wirtschaftlichen Verhältnisse
der Gesellschaft als Ganzes und spezi-
eller Gruppen (Familien, Frauen, Seni-
oren, Jugendliche etc.). Auch Ent-
scheidungen über Maßnahmen zur
Eigentumsförderung und zur Siche-
rung von Wohnraum basieren auf
diesen Zahlen. Die Daten zur Er-
werbstätigkeit bilden wiederum die
Grundlage für die Arbeitsmarkt- und
Beschäftigungspolitik. Die Daten zur
Pendlerbewegung sind unerlässlich
für Aufgaben der Verkehrsplanung
und Raumordnung.

Nutzer dieser umfassenden Daten
sind die politischen Entscheidungsträ-
ger in Bund, Ländern und Gemein-
den, aber auch die Europäische Union
im Rahmen ihrer Struktur- und Regio-
nalpolitik. Außerdem werden Zensus-
ergebnisse von der Wirtschaft z. B.
für Standortentscheidungen und Be-
wertungen von Absatzmärkten ge-
nutzt. Wegen der vielfältigen Ver-
wendungszwecke und der schon rela-
tiv lange zurückliegenden letzten
Zählungen (1987 bzw. 1981) wurde
auch in Deutschland bereits von ver-
schiedenen Seiten eine neue flächen-
deckende Bestandserhebung gefor-
dert4).

Ein weiterer zu berücksichtigender
Aspekt ist die Vergabe der Mittel aus
den EU-Strukturfonds zur Förderung
und Unterstützung von Regionen mit
Entwicklungsrückständen und Struk-
turproblemen. Diese wurden bisher
auf Basis von statistischen Daten für
die regionalen Ebenen NUTS5) 1 – 3
(in Deutschland: Länder, Regierungs-
bezirke, Kreise) vergeben. Gemäß der
Verordnung über die Strukturfonds6)

für die Jahre 2000 – 2006 können die
Mittel auch für wesentlich kleinere
räumliche Einheiten beantragt wer-
den (grundsätzlich sogar für Stadttei-
le). Damit wird eine Tendenz deut-
lich – die sich wohl in Zukunft fort-
setzen wird – regionalpolitische Maß-

nahmen immer gezielter, auf immer
kleinere Gebiete auszurichten. Für
diese kleinen regionalen Einheiten
sind möglichst aktuelle statistische
Ergebnisse notwendig. Andernfalls
könnten in Zukunft weniger Mittel
aus den EU-Strukturfonds nach
Deutschland fließen, da eine ent-
sprechende Berechtigung für klein-
räumige Einheiten nicht ausreichend
mit statistischen Daten belegt wer-
den kann.

Empfehlungen 
der Europäischen Union

Die Europäische Union (EU) hat ihren
Mitgliedstaaten vorgeschlagen, im
Jahre 2001 eine gemeinschaftsweite
Volks- und Wohnungszählung durch-
zuführen. Die EU folgt damit auch
der Empfehlung der Vereinten Natio-
nen an alle Staaten der Welt, um die
Jahrtausendwende ihre Bevölkerung
und deren Wohnungen zu erheben7).

Das Statistische Amt der Europäi-
schen Gemeinschaften (Eurostat) leg-
te im Frühjahr 1996 den Vorentwurf
einer Verordnung für einen Zensus
mit einem umfangreichen Erhe-
bungsprogramm vor. Dieser orien-
tierte sich an den gemeinsam mit der
ECE-Sektion8) der UN in den Jahren
1995/96 ausgearbeiteten Empfehlun-
gen für den Zensus 20009). Als Ver-
ordnung des Rates wäre diese direkt
in allen Mitgliedsländern Rechts-
grundlage für die Durchführung ei-
ner Statistik geworden. Nach Inter-
ventionen aus formalen wie aus fach-
lichen Gründen – insbesondere auch
von deutscher Seite – rückte Eurostat
von dem Gedanken eines Rechtsaktes
nach und nach ab. Schließlich wurden
nur „Leitlinien für das gemeinschaft-
liche Programm der Volks- und Woh-
nungszählungen im Jahre 2001“10)

vorgelegt. Die Mehrheit des Aus-
schusses für das statistische Pro-
gramm der EU billigte – gegen die

15

–––––––––––
4) so z. B. der Deutsche Städtetag im Juni 1997,
die Ministerkonferenz der ARGEBAU im De-
zember 1997 und die Ministerkonferenz Raum-
ordnung im September 1998 – 5) Nomenclature
des unités territoriales statistiques (Systematik
der Gebietseinheiten für die Statistik) – 6) Ver-
ordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21.
Juni 1999 mit allgemeinen Bestimmungen über
die Strukturfonds; ABl. L 161 vom 26. 6. 1999,
S. 1ff.

–––––––––––
7) UN Economic and Social Council; 1995;
a. a. O. – 8) Economic Commission for Europe –
Wirtschaftskommission für Europa – 9) Recom-
mendations for the 2000 census of population
and housing in the ECE region; United Nations
Publication, E.98.II.E.5, New York, Genf, 1998 –
10) Leitlinien und das Tabellenprogramm für
das gemeinschaftliche Programm der Volks-
und Wohnungszählungen im Jahre 2001; Hrsg.
Europäische Kommission, Luxemburg 1999
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Stimme von Deutschland – diese Leit-
linien grundsätzlich im November
1997. Zwischenzeitlich wurden hier-
zu auch weitere Erläuterungen und
Begriffsdefinitionen verabschiedet.

Die Leitlinien sind für die Mitglied-
staaten der EU nicht rechtsverbind-
lich. Sie sind ein „Gentlemen's Ag-
reement“, d. h. eine bilaterale nicht
verpflichtende Vereinbarung von Eu-
rostat mit den nationalen statisti-
schen Ämtern. Sie sollen dazu beitra-
gen, die nächste Welle von Volkszäh-
lungen zu koordinieren, zu harmoni-
sieren und zu synchronisieren. 

Rund 35 Variablen (geographische,
demographische, wirtschaftliche und
soziale Merkmale von Einzelperso-
nen, von Haushalten und Familien
sowie Merkmale zu Wohnungen)
werden in den Leitlinien aufgeführt.
Das zugehörige Tabellenprogramm
umfasst insgesamt 40 Tabellen:
– 28 auf nationaler Ebene,
– 19 auf regionaler Ebene (NUTS 3 –

Kreise), 
– 3 auf lokaler Ebene (NUTS 5 – 

Gemeinden). 

Auf den ersten Blick scheint dies ein
sehr umfassendes Programm zu sein,
doch handelt es sich hierbei nur um
die als wesentlich bezeichneten
Kernvariablen aus der Empfehlung
der UNECE11) und deren gemeinsa-
mer Auswertung.

Die Verfahren der Datengewinnung
werden nicht festgelegt. Die Leitlini-
en empfehlen sowohl Vollerhebun-
gen oder ersatzweise repräsentative
Stichprobenerhebungen als auch die
Nutzung von Verwaltungsregistern
oder anderen Verwaltungsquellen
oder eine Kombination dieser Ver-
fahren. Damit haben die Mitglied-
staaten weit gehend freie Hand, ent-
weder ihre traditionelle Erhebungs-
methode einzusetzen, oder ein neues
„modernes" Verfahren zu realisieren.

Als Durchführungszeitraum für den
Zensus 2001 ist die Zeit vom 1. Januar
bis zum 31. Mai 2001 vorgesehen.
Die Ergebnislieferung an Eurostat

durch die Mitgliedstaaten soll bis
zum 30. Juni 2003 erfolgen. So soll
gewährleistet werden, dass die Erhe-
bungen soweit möglich in allen Mit-
gliedstaaten gleichzeitig und voll-
ständig durchgeführt werden kön-
nen. Zusätzlich werden angemessene
Maßnahmen zur Qualitätssicherung
eingefordert.

Die „fast“ gemeinschafts-
weite Volks- und Wohnungs-
zählung 2001 in der
Europäischen Union

Begonnen wurde die Jahrtausend-
Zählungsrunde der EU in Frankreich.
Dort wurde bereits im März 1999 ein
herkömmlicher Zensus durchgeführt.
In allen anderen Mitgliedstaaten –
mit Ausnahme von Schweden und
Deutschland – soll im Jahr 2001 ein
Zensus durchgeführt werden12). In
Schweden wird erst 2005 ein register-
gestützter Zensus durchgeführt, der
entsprechend den Festlegungen der
Vereinten Nationen bereits zu der
nächsten Zensusrunde um 2010
(2005 – 2014) zählt. In Deutschland ist
als einzigem Land der EU über den
Zeitpunkt des nächsten Zensus noch
nicht entschieden worden. Zunächst
sollen im Jahr 2001 Testerhebungen
zur Vorbereitung einer registerge-
stützten Zensus vorgenommen wer-
den. Ein flächendeckender Zensus
wird daher voraussichtlich nicht vor
dem Jahr 2005 stattfinden können.

Die Mitgliedstaaten der EU können
in vier Gruppen unterschieden wer-
den13). Zu der ersten gehören die
Länder mit traditionellen Volkszäh-
lungen, die die existierenden Ver-
waltungsregister nur zur Planung
und Organisation der Erhebung ein-
setzen. Hierzu zählen die südeuropä-
ischen Länder Griechenland, Italien,
Portugal und Spanien sowie Irland
und Großbritannien. Hier gibt es
derzeit keine konkreten Bestrebun-
gen auf einen registergestützten
Zensus umzuschwenken (zu dieser
Gruppe zählen außerhalb Europas
auch die USA, Kanada und Japan,

die mangels geeigneter Register kei-
ne Alternativen zur traditionellen
Primärerhebung sehen).

Die zweite Gruppe wird von Däne-
mark, Finnland und Schweden (so-
wie außerhalb der EU von Norwe-
gen) gebildet. In diesen Ländern
wurde bereits vollständig  oder zu-
mindest weit gehend der Wechsel
hin zu registergestützten Zensen
vollzogen. Für den vollständigen Me-
thodenwechsel wurde in jedem der
Länder ein Zeitraum von mindestens
zehn Jahren benötigt.

Zur dritten Gruppe gehören die Län-
der, die sich zur Zeit im Übergang
von der herkömmlichen zur register-
gestützten Zählung befinden. Dies
sind Belgien, Luxemburg und Öster-
reich (sowie außerhalb der EU die
Schweiz). Hier werden mit teilweiser
Nutzung von Registern Zählungen
durchgeführt und gleichzeitig die
Voraussetzungen geschaffen, um zu-
künftig vollständig registergestützte
Zensen realisieren zu können.

In der vierten und letzten Gruppe
befinden sich neben Deutschland
auch Frankreich und die Niederlan-
de, die jeweils einen eigenen Weg
für zukünftige Zensen suchen. In
Frankreich wurde eine herkömmli-
che Zählung durchgeführt, die in
den folgenden Jahren durch Stich-
probenerhebungen fortgeschrieben
werden soll („rollierende Inventur
der Bevölkerung“). In den Niederlan-
den wird erstmals ein registerge-
stützter Zensus (durch Verknüpfung
verschiedener Verwaltungsdateien)
in Kombination mit ergänzenden
Stichprobenerhebungen abgehalten.
In Deutschland schließlich wird 2001
auf einen Zensus verzichtet. Statt
dessen sollen Testerhebungen durch-
geführt werden, die die Grundlage
für zukünftige registergestützte Zen-
sen bilden sollen. 

Wie die folgende Tabelle zeigt, neh-
men auch die Beitrittsländer der EU
am gemeinschaftsweiten Zensus
2001 teil. Für sie ist dieser Zensus
auch deshalb von besonderer Bedeu-
tung, weil die Ergebnisse mitent-
scheidend für den Zeitpunkt ihrer
Vollmitgliedschaft werden können.

16

–––––––––––
11) Recommendations for the 2000 census of
population and housing in the ECE region,
a. a. O. 

–––––––––––
12) Griffin, T.: Der Zensus in Europa; Berliner
Statistik, Heft 8/99, S. 316ff. – 13) Vgl.: Laiho-
nen, A.: Die Volkszählungsrunde 2001 in Euro-
pa; Manuskript eines Vortrags vom 20. Novem-
ber 2000 in Paris.
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In der Schweiz fand bereits zum
Stichtag 5. 12. 2000 ein teilweise re-
gistergestützter Zensus statt. Durch
den Aufbau eines Gebäude- und
Wohnungsregisters und Übernahme
der Wohnungsnummern in die Ein-
wohnerregister sollen Primärerhe-
bungen zukünftig weit gehend ver-
mieden werden. Außerdem wurde
erstmalig in Europa den Befragten
auf Wunsch die Möglichkeit zur Ant-
wort via Internet eröffnet.

Nach Informationen der Vereinten
Nationen14) folgt, wie auch in den
Jahrzehnten zuvor, nicht nur in Eu-
ropa, sondern weltweit – von Äthio-
pien bis Neuseeland, von Weißruss-
land bis Kanada – die überwiegende
Mehrheit der Staaten dem Aufruf

zur Teilnahme an der Zählungsrunde
1995 – 2004. 

Die Diskussion
um den nächsten Zensus 
in Deutschland

Wegen des vielfältigen Datenbedarfs
auf nationaler und europäischer
Ebene ist die amtliche Statistik in
Deutschland gefordert, so bald wie
möglich die Voraussetzungen zur
Durchführung eines neuen Zensus zu
schaffen.

Ein herkömmlicher Zensus (also eine
primärstatistische Erhebung durch
eine flächendeckende Begehung wie
sie zuletzt 1987 in den alten Bundes-
ländern durchgeführt wurde) würde
bei Bund, Ländern und Gemeinden
erhebliche Kosten verursachen. Die
Lancierung eines derartigen Projekts

wird schon wegen der angespann-
ten Lage der öffentlichen Haus-
halte und den daraus resultieren-
den Sparzwängen als problematisch
angesehen. 

Bereits im Sommer 1996 hatte die
Bundesregierung eine Vollerhebung
nach dem Vorbild der Volkszählung
von 1987 aus Kosten- und Akzept-
anzgründen abgelehnt, eine Ent-
scheidung, die in der Folge auch
von anderen Gremien, insbesondere
der Konferenz der Innenminister
und -senatoren der Länder15), bestä-
tigt wurde. Es wurde daher beim
Statistischen Bundesamt eine Ar-
beitsgruppe „Gemeinschaftsweiter
Zensus 2001“ mit Statistikexperten
aus Bund und Ländern gebildet und
beauftragt, ein Konzept für einen
registergestützten Zensus zu entwi-
ckeln. 

Der Deutsche Bundestag hat anläss-
lich der Behandlung des 16. Tätig-
keitsberichts des Bundesbeauftrag-
ten für den Datenschutz ebenfalls
für einen Methodenwechsel votiert
und folgenden Beschluss gefasst: 

„6. Der Deutsche Bundestag unter-
stützt die Bemühungen der Bundes-
regierung, bei der nächsten Volks-
zählung von einer Totalerhebung
abzusehen. Der Deutsche Bundestag
begrüßt die Überlegungen der Bun-
desregierung, eine stichtagsbezoge-
ne Auswertung der Einwohnermel-
deregister vorzunehmen.“16)

Für die Bevölkerungsstatistiken
zeichnet sich daher, ausgelöst durch
das EU-Vorhaben eine „gemein-
schaftsweite Volks- und Wohnungs-
zählung 2001“ durchzuführen, eine
Verlagerung von primärstatistischen
Zensen zu einer verstärkten Nutzung
von vorhandenen bzw. aufzubauen-
den Registern ab. Die amtliche Sta-
tistik steht in Deutschland damit an
einem Wendepunkt; vieles deutet
darauf hin, dass sich wesentliche
Grundlagen ihres Systems durch die

17

Die Beteiligung der Staaten Europas am Zensus 2001

Land Stichtag
herkömmlich registergestützt kombiniert

EU
Belgien
Dänemark

  1. 10. 2001
  1.   1. 2001 x

x

Deutschland
Finnland
Frankreich
Griechenland

–
31. 12. 2000
  8.   3. 1999
18.   3. 2001

x
x

Großbritannien
Irland
Italien
Luxemburg

29.   4. 2001
29.   4. 2001

x
x

21. 10. 2001
15.   2. 2001

x
x

T e s t
x

Niederlande
Österreich
Portugal
Schweden

  1.   1. 2001
15.   5. 2001
12.   3. 2001
31. 12. 2005

x

Spanien

EFTA
Island

  1.   5. 2001

–

x
x

x
x

Norwegen
Schweiz

Beitrittsländer

  3. 11. 2001
  5. 12. 2000

Bulgarien
Estland
Lettland
Litauen

  1.   3. 2001
31.   3. 2000 x
31.   3. 2000
  5.   4. 2001

x
x

x

x
x

Malta
Polen
Rumänien
Slowakische Republik

2005
2001

x
x

19.   3. 2001
26.   5. 2001

x
x

Slowenien
Tschechien
Türkei
Ungarn

31.   3. 2002
  1.   3. 2001 x
22. 10. 2000
  1.   2. 2001

x
x

x

Zypern

Andere
Japan

  1. 10. 2001 x

  1. 10. 2000 x
Kanada
USA

13.   5. 2001
  1.   4. 2000

x
x

–––––––––––
14) http://www.un.org/depts/unsd/demog/cen-
date/index.html (29. März 2001) und  http://
www.census.gov/ipc/www/cendates/ (29. März
2001)

–––––––––––
15) Beschlussniederschrift über die 153. Sitzung
der ständigen Konferenz der Innenminister und
-senatoren der Länder am 19./20. November
1998 in Bonn; TOP 10: Gemeinschaftsweite
Volks- und Wohnungszählung im Jahre 2001 –
16) Bundestagsdrucksache 13/11168 vom 23.
Juni 1998
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anstehenden Entscheidungen für die
nächsten Jahrzehnte nachhaltig ver-
ändern werden17). 

Das Vorgehen Österreichs – letztmalig
eine herkömmliche Volkszählung
durchzuführen, anschließend die Ein-
wohnermelderegister abzugleichen
und zu korrigieren, um zukünftig nur
noch registergestützt zählen zu kön-
nen – konnte in Deutschland wegen
des Verbots solcher Registerabgleiche
durch das Bundesverfassungsgericht18)

nicht in Erwägung gezogen werden.

Es wird in jedem Falle ausgeschlossen,
dass Ergebnisse, die bei der Bearbei-
tung im statistischen Bereich anfallen,
d. h. bei den Statistischen Ämtern der
Länder und des Bundes, in die Ver-
waltung zurückfließen. Eine Bereini-
gung der Register aufgrund der sta-
tistischen Kontrollen findet nicht
statt. Damit wird der Vorgabe des
Bundesverfassungsgerichts im Volks-
zählungsurteil Rechnung getragen.

Es wurden zwei Alternativmodelle
entwickelt, die beide jeweils einen
Methodenwechsel von einer pri-
märstatistischen Vollerhebung zu ei-
nem registergestützten Zensus er-
möglichen sollen19):
– Das erste Modell sieht lediglich

eine Auszählung der in den Ein-
wohnermelderegistern vorhande-
nen Daten zur Feststellung der Be-
völkerungszahl und -struktur vor.
Für den darüber hinausgehenden
Datenbedarf wird auf die in der
amtlichen Statistik bereits vorlie-
genden Ergebnisse zurückgegrif-
fen, die nicht mit den Registerda-
ten verknüpft werden. 

– Das zweite Modell sieht eine Kom-
bination aus Registerauswertungen
und primärstatistischen Erhebungen
vor. Dabei sollen alle Daten auf Per-
sonenebene miteinander verknüpft
werden. Die primärstatistischen Er-
hebungen sind auf die Informatio-
nen beschränkt, die in den Regis-

tern nicht vorhanden sind und sol-
len darüber hinaus als Instrument
zur Überprüfung der Daten aus den
Einwohnermelderegistern, den Da-
teien der Bundesanstalt für Arbeit
und weiteren einbezogenen Regis-
tern herangezogen werden.

Anders als in den skandinavischen
Ländern ist in Deutschland kein ein-
heitliches Personenkennzeichen in
den Verwaltungsregistern insbeson-
dere im Einwohnermelderegister ent-
halten. Die Entwicklung und Einfüh-
rung eines derartigen Kennzeichens
in Deutschland ist im Rahmen des VZ-
Urteils vom Bundesverfassungsgericht
untersagt worden20). Einfache Plausi-
bilitätsprüfungen (z. B. Vermeidung
von Doppelzählungen) und Verknüp-
fungen von Inhalten verschiedener
Register werden damit erheblich er-
schwert. Die Zusammenführungen
der Register (ausschließlich im statisti-
schen Bereich, ohne Rücklieferung an
die befragten Verwaltungsstellen)
und der ergänzenden primärstatisti-
schen Erhebungen ohne die Verwen-

dung einer Personenkennziffer ist –
auch im internationalen Vergleich –
statistisches Neuland, das ohne um-
fangreiche Forschungs- und Entwick-
lungsarbeit nicht realisierbar ist.

Im August 1998 legte die Arbeits-
gruppe „Gemeinschaftsweiter Zen-

sus 2001“ ihren Bericht vor. Neben
einer ausführlichen Beschreibung
der Modelle enthält er eine Kosten-
Nutzen-Analyse. Dabei konnten kei-
ne in DM quantifizierten Größen ge-
genübergestellt werden, da sich
zwar die Kosten, nicht aber der un-
mittelbare und mittelbare Nutzen ei-
nes Zensus in Geldbeträgen feststel-
len lässt. Dies ist schon deshalb nicht
möglich, weil weder die Zahl der
Nutzer feststeht noch die denkbaren
Nutzungsmöglichkeiten abschlie-
ßend beschrieben werden können. 

Der Nutzen der beiden Modelle wird
anhand ihrer Fähigkeit, den bisher
bekannten Datenbedarf zu erfüllen,
bewertet. Da das erste Modell nur
für die demographischen Daten aus
den Einwohnermelderegistern neue
Ergebnisse liefert und sonst nur auf
vorhandene Statistiken zurückgreift,
wird sein Nutzen deutlich schlechter
beurteilt. Das zweite Modell liefert
weit gehend den von einem Zensus
erwarteten Datenbestand.

Die Ständige Konferenz der Innenmi-
nister und -senatoren im November
1998 sprach sich zwar für den Metho-
denwechsel aus, gab aber keinem
der beiden Modelle den Vorzug.

Zuvor hatten sich die Leiter der sta-
tistischen Landesämter mehrheitlich
gegen das erste Modell (nur Auszäh-
lung der Einwohnermelderegister)

18

–––––––––––
17) Zur Entwicklung der Zensen in Deutschland
vgl.: Wiegert, R.: Der Zensus – Ein Bericht zu
Tradition und Moderne; Jahrbücher für Natio-
nalökonomie und Statistik 1999, Bd. 219/5+6, S.
712ff. – 18) Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 15. Dezember 1983 zum Volkszäh-
lungsgesetz 1983, Bundesanzeiger, Hrsg.: Bun-
desminister der Justiz, Nr. 241a, Jahrgang 35,
24. Dezember 1983 – 19) Zur Beschreibung der
Modelle siehe Eppmann, Köster, Rost; a. a. O.

–––––––––––
20) Urteil des Bundesverfassungsgerichts ...;
a. a. O. 

Verfügbarkeit regionalisierter Daten 

Merkmale
Ohne Zensus
vorhandene 

Daten

Zusätzliche Daten 

nur
mit Register-
auswertung

mit
verknüpftem 
Zensusmodell

Bevölkerungsstand und -struktur
Gebäude (Baualter, Nutzungsart)
Wohnungen (Räume, Fläche, Ausstattung)

G     T1)

G2)

G2)

T
T
T

Haushalte (Größe und Struktur)
– Wohnraumversorgung
– Erwerbsbeteiligung
Schulische und berufliche Bildung

R
R
R
R

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
Beamte, Richter, Wehr- und Zivildienstleistungen
Arbeitslose
Selbstständige

G
G
G
R

T
T
T

T
T
T
K3)

Mithelfende Familienangehörige
Sonstige Erwerbspersonen
(im Alter von 15 - 65 Jahren)

Pendlerwege für abhängig Beschäftigte

R
R

G
Verkehrsmittel und Zeitbedarf der Pendler R4)

K3)

K3)

T

R = Regierungsbezirke; K = Kreise und Großstädte; G = Gemeinden; T = Gemeindeteile
1) Mit den nach Prüfung von Mehrfachfällen verbliebenen Unter- und Übererfassungen – 2) Fortschrei-
bungsergebnisse mit relativ hoher Ungenauigkeit – 3) Ergebnisse der 10 %-Ergänzungsstichprobe für Krei-
se und Städte mit mehr als 100 000 Einwohnern – 4) alle vier Jahre Zusatzerhebung im Mikrozensus 
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ausgesprochen, da es den Informati-
onsbedarf der Länder und Gemein-
den nicht erfüllen kann. Dieser Auf-
fassung schloss sich auch der Vertre-
ter des Deutschen Städtetages an21).
Falls ein registergestützter Zensus
nicht durchgeführt würde, sollten
nach Meinung der Amtsleiter statt-
dessen der EU für das Jahr 2001 die
Ergebnisse der Bevölkerungsfort-
schreibung und anderer bestehender
Statistiken, insbesondere des Mikro-
zensus, geliefert werden.

Testuntersuchungen
für einen Methoden-
wechsel in Deutschland

Mit einem weit gehend registerge-
stützten Zensus würde ein tief grei-
fender Methodenwechsel vollzogen.
Da für einen derartigen Umbruch im
statistischen System Deutschlands
keinerlei Erfahrungswerte vorliegen,
sind zusätzlich zu umfassenden Ver-
fahrenstests und -entwicklungen
auch Tests zur Statistiktauglichkeit
der Datenquellen notwendig. 

Verwaltungsregister dienen primär
der Bearbeitung und Dokumentati-
on von Einzelfällen. Ihre statistische
Auswertung ist bisher nur von se-
kundärer Bedeutung. Die stichtags-
genaue Abfrage bestimmter Tatbe-
stände ist in lebenden, d. h. sich lau-
fend verändernden Registern nicht
unproblematisch, da solche Verände-
rungen auch rückwirkend sein kön-
nen. So enthält beispielsweise ein
Einwohnermelderegister die Infor-
mationen über einen Neugeborenen
i. d. R. erst nach der Meldung des
Standesamtes, die u. U. erst nach
mehreren Wochen erfolgen kann.

Es sind daher für die beiden Alterna-
tivmodelle Testuntersuchungen der
neu entwickelten Verfahren und
Qualitätsuntersuchungen der rele-
vanten Register vorgesehen. Für die
Zählungsrunde 2001 wird Deutsch-
land der EU Daten aus vorhandenen
Statistiken (Bevölkerungsfortschrei-
bung, Mikrozensus u. a.) liefern, die
allerdings nur einen Bruchteil der in

den Leitlinien geforderten Informati-
onen abdecken können.
Die Leiter der Statistischen Ämter
des Bundes und der Länder haben
festgestellt22):
Der Umstieg von einem Zensus her-
kömmlicher Art zu einem registerge-
stützten Zensus bedarf einer sorgfäl-
tigen Vorbereitung. ... Die Arbeits-
gruppe soll zügig Empfehlungen
zum Inhalt eines offenen Testgeset-
zes und den damit verbundenen
Kosten bei Bund, Ländern und Ge-
meinden vorlegen, damit das offene
Testgesetz für einen registergestütz-
ten Zensus bald verabschiedet und
die vorgesehenen Prüfungen/Tests
noch in der 14. Wahlperiode durch-
geführt werden können. ... 23)

Die rechtlichen Grundlagen sollen
mit einem Zensusvorbereitungsge-
setz geschaffen werden, dessen Ent-
wurf im Januar 2001 von der Bun-
desregierung verabschiedet wurde
und z. Z. in den parlamentarischen
Gremien beraten wird24). 

Erst nach Auswertung der Testergeb-
nisse kann die Entscheidung für ein –
ggf. noch zu modifizierendes – Zen-
susmodell fallen. Dann müssen die
gesetzlich erforderlichen Maßnah-
men zur Durchführung eines register-
gestützten Zensus getroffen werden.
Diese Maßnahmen müssen auch – so-
weit noch erforderlich – die Verbesse-
rung der Statistiktauglichkeit der für
die Volkszählung zu verwendenden
Register, insbesondere der dezentral
auf Gemeindeebene geführten Ein-
wohnermelderegister, umfassen.

Untersuchungs-
schwerpunkte der Qualitäts-
und Verfahrenstests

Durch den geplanten Umstieg von
der herkömmlichen Volkszählung zu
einem registergestützten Zensus stel-
len sich eine Reihe von Fragen sowohl

zur Durchführbarkeit als auch zur
Qualität der möglichen Ergebnisse.
Dies betrifft vor allem vier Aspekte:
a) die Statistiktauglichkeit der Ein-

wohnermelderegister
Kann die stichtagsgenaue Aus-
wertung aller Melderegister reali-
siert werden? Können die amtli-
chen Einwohnerzahlen mit ausrei-
chender Genauigkeit ermittelt
werden?

b) die Statistiktauglichkeit der er-
werbsstatistischen Register
Können die Register mit erwerbs-
statistischen Informationen stich-
tagsgenau abgefragt werden?
Können die Ergebnisse mit den
demographischen Daten ver-
knüpft werden?

c) die Durchführung und die Ergeb-
nisse einer postalischen Gebäude-
und Wohnungszählung
Können die Adressen der Eigentü-
mer in ausreichender Qualität er-
mittelt werden? Ergeben sich bei
der postalischen Befragung Prob-
leme im Verfahren? Ergeben sich
Abweichungen in den Ergebnis-
sen gegenüber der bisher übli-
chen Befragung der Bewohner?

d) die Zusammenführung von Ein-
wohnermelderegister- und Woh-
nungsdaten einschließlich einer
Haushaltegenerierung
Ist das theoretisch entwickelte
Konzept zur Zusammenführung
und Haushaltegenerierung auch
praktisch umsetzbar? Kann das
Verfahren so weit entwickelt wer-
den, dass damit die Einwohner-
melderegister ausreichend geprüft
werden können? In welchem Um-
fang sind zusätzliche Feststellun-
gen vor Ort erforderlich?

Statistiktauglichkeit
der Einwohnermelderegister

An Stelle einer Befragung aller Bür-
ger zu den benötigten demographi-
schen Daten sollen bei einem regis-
tergestützten Zensus satzweise Kopi-
en der in den Einwohnermelderegis-
tern gespeicherten zensusrelevanten
Daten gezogen werden. Die techni-
sche Durchführbarkeit des Vorha-
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–––––––––––
21) Statistisches Bundesamt: Bericht über die
Amtsleiterkonferenz am 10./11. November 1998
in Wiesbaden 

–––––––––––
22) Statistisches Bundesamt: Bericht über die
Amtsleiterkonferenz am 16./17. März 1999 in
Wiesbaden – 23) Da sich die Verabschiedung
des geplanten Gesetzes verzögert hat, werden
die Ergebnisse nicht wie ursprünglich geplant
zum Ende der Legislaturperiode vorliegen. –
24) Entwurf eines Gesetzes zur Vorbereitung ei-
nes registergestützten Zensus (Zensusvorberei-
tungsgesetz); Bundestagsdrucksache 14/5736
vom 30. 03. 2001.
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bens, die grundsätzlich kein Problem
darstellt, da derartige Datenlieferun-
gen bereits heute in anderem Zu-
sammenhang zwischen verschiede-
nen Verwaltungsstellen erfolgen,
soll überprüft werden. Daneben
steht die Qualität der stichtagsge-
nauen Auswertung eines lebenden,
d. h. ständig (teilweise auch rückwir-
kenden) Änderungen unterworfe-
nen, Registers im Mittelpunkt der
Untersuchungen.

In der Praxis eines dezentral geführ-
ten und nicht vernetzten Meldewe-
sens, aber auch bedingt durch das
Meldeverhalten der Bürger, ist es
möglich, dass die in den Einwohner-
melderegistern enthaltenen Infor-
mationen nicht die notwendige Qua-
lität für statistische Auswertungen
aufweisen. So ist nicht auszuschlie-
ßen, dass 
– Personen – ohne Abmeldung – in

andere Gemeinden (ohne sich dort
anzumelden) oder in das Ausland
verzogen sind,

– die Rückmeldung aus der Zuzugs-
gemeinde unterblieben ist oder in
der Fortzugsgemeinde nicht verar-
beitet wurde,

– fehlerhafte Einträge (z. B. falsches
Geburtsdatum) mangels Reklamati-
on durch den Betroffenen nicht
korrigiert werden.

Dies führt in der Folge dazu, dass
– Personen in mehreren Gemeinden

gleichzeitig mit alleiniger oder
Hauptwohnung gemeldet sind
(Mehrfachfälle),

– Personen nicht an ihrem gegen-
wärtigen Ort der Hauptwohnung
registriert sind,

– Personen in einer Gemeinde nicht
mit dem richtigen Wohnstatus
(Haupt- bzw. Nebenwohnung) ge-
meldet sind,

– Personen mit falschen demographi-
schen Angaben gespeichert sind.

Neben zum Stichtag fehlerhaften Re-
gistereinträgen aufgrund von Verzö-
gerungen im Verwaltungsvollzug
gibt es also auch Fehler aufgrund
des Meldeverhaltens der Bürger. Da
in den alten Bundesländern die letz-
te flächendeckende Bereinigung der
Einwohnermelderegister 1970 im
Rahmen der damaligen Volkszäh-

lung durchgeführt wurde, können
sich diese vereinzelten Fehler im Lau-
fe der letzten 30 Jahre u. U. zu be-
trächtlichen Abweichungen von der
realen Bevölkerungszahl aufaddiert
haben. In den neuen Bundesländern
können erhebliche Fehler durch die
(teilweise nicht registrierten) Wan-
derungsbewegungen vor und nach
der Wende sowie durch die Aufspal-
tung des zentralen Bevölkerungsre-
gisters in dezentrale Einwohnermel-
deregister entstanden sein. Bisherige
partielle Qualitätsuntersuchungen
haben ergeben, dass zwischen den
Einwohnermelderegistern und den
Volkszählungsergebnissen bzw. den
Daten der Bevölkerungsfortschrei-
bung in einigen Gemeinden erhebli-
che Abweichungen existieren25). Die-
se Abweichungen könnten enorme
Konsequenzen für die betroffenen
Gemeinden haben. So würden im
Rahmen des Gemeindefinanzaus-
gleichs in Nordrhein-Westfalen die
kreisfreien Städte insgesamt 70 Milli-
onen DM zugunsten der kreisange-
hörigen Gemeinden verlieren, wenn
anstelle der amtlichen Einwohner-
zahlen auf Basis der Bevölkerungs-
fortschreibung die unkorrigierten
Daten der Melderegister als Berech-
nungsgrundlage verwendet würden.

Angesichts der Bedeutung der mit
der Volkszählung ermittelten amtli-
chen Einwohnerzahl u. a. für den Fi-
nanzausgleich zwischen Bund, Län-
dern und Gemeinden ist es im Vor-
feld eines Zensus unumgänglich, die
Statistiktauglichkeit der Register und
die erreichbare Qualität der Zensus-
ergebnisse zu untersuchen. Es sind
Verfahren zu entwickeln und zu tes-
ten, mit denen im Bereich der Statis-
tik die Melderegisterdaten um Mehr-
fachfälle, Über- und Untererfassun-
gen bereinigt werden können und
damit die Qualität der Zensusergeb-
nisse verbessert werden kann. Darü-
ber hinaus liefern die Qualitätsunter-
suchungen möglicherweise Erkennt-

nisse, mit welchen weiteren admi-
nistrativen Maßnahmen die Register
rechtzeitig vor Durchführung eines
Zensus statistiktauglich gemacht
werden können. Eine direkte Berei-
nigung der Einwohnermelderegister
aufgrund der Erkenntnisse aus ei-
nem Zensus, wie sie zuletzt 1970
durchgeführt wurde, ist allerdings
heute nicht mehr zulässig.

Statistiktauglichkeit
der erwerbsstatistischen
Register

Zur Gewinnung erwerbsstatistischer
Daten, die im Einwohnermelderegis-
ter nicht enthalten sind, sollen bei
einem künftigen Zensus vorhandene
Dateien (Verwaltungsregister) ver-
wendet werden. Im Wesentlichen
sind diese bei der Bundesanstalt für
Arbeit zu finden, darüber hinaus sol-
len Dateien verschiedener anderer
Behörden und Gebietskörperschaf-
ten herangezogen werden. 

Informationen zur Erwerbstätigkeit
liegen bei folgenden Institutionen
vor:
– Die Bundesanstalt für Arbeit ver-

fügt über Informationen über sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftig-
te, über Arbeitslose sowie über
Teilnehmer an Maßnahmen zur be-
ruflichen Weiterbildung. 

– Die Berichtsstellen für die Personal-
standstatistik können entsprechen-
de Angaben für Beamtinnen und
Beamte, Richter/-innen, Beamten-
anwärter/-innen, Berufs- und Zeit-
soldat(inn)en sowie Dienstord-
nungsangestellte liefern.

– Angaben zu Rentnern im Alter von
unter 65 Jahren (Frührentner, Er-
werbs- bzw. Berufsunfähige) liegen
bei den Rentenversicherungsträ-
gern vor.

– Die Berichtsstellen der Versor-
gungsempfängerstatistik können
Einzeldatensätze für Pensionäre im
Alter von unter 65 Jahren, dienst-
unfähige Personen im Polizei- und
Justizdienst sowie Soldat(inn)en
bereitstellen.

Diese Dateien werden größtenteils
bereits heute jeweils für sich statis-
tisch ausgewertet. Durch eine Zu-
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–––––––––––
25)  so z. B. in Eppmann, H.: Alternativen zur
Volkszählung – Eine Untersuchung zur Qualität
der Melderegister; Statistische Rundschau
Nordrhein-Westfalen, Heft 11/89, S. 598ff. und
Joggerst, K.: Bevölkerungszahlen aus Meldere-
gistern und aus der Fortschreibung – ein Ver-
gleich; Statistische Rundschau Nordrhein-West-
falen, Heft 12/98, S. 623ff. und Rompel, H.-K.:
Bevölkerungsfortschreibung versus Einwohner-
melderegister; Staat und Wirtschaft in Hessen,
Heft 2/00, S. 34ff.
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sammenführung über die Namen
und Adressen der Personen ist eine
Kombination mit den Daten der Mel-
deregister möglich. Um auch über
Selbstständige und mithelfende Fa-
milienangehörige, für die es derzeit
keine Register gibt, Daten zu erhal-
ten, soll eine zusätzliche Stichpro-
benerhebung durchgeführt werden.
Bei einem Auswahlsatz von 10 % der
Personen im Alter von 15 bis 65 Jah-
ren, für die in den genannten Datei-
en keine Informationen gespeichert
sind, müssen etwa 3 – 4 % der Ge-
samtbevölkerung postalisch zu weni-
gen erwerbsstatistischen Merkmalen
befragt werden.

Derzeit liegen allerdings keine gesi-
cherten Erkenntnisse vor, ob die in
den Dateien enthaltenen Informatio-
nen die für einen Zensus notwendi-
ge hohe Qualität aufweisen. Es be-
darf daher zur Vorbereitung eines
künftigen Zensus Untersuchungen,
um etwaige Konsequenzen des Me-
thodenwechsels auf diesen gesamt-
gesellschaftlich wichtigen Bereich
feststellen und evaluieren zu kön-
nen. 

Die Qualität der in den erwerbssta-
tistischen Registern enthaltenen Da-
ten und die Auswirkungen auf die
Ergebnisse, die aus dem Umstieg von
einer primärstatistischen Erhebung
zu einer Registerauswertung resul-
tieren können, sollen festgestellt
werden.

Durchführung
und Ergebnisse einer 
postalischen Gebäude-
und Wohnungszählung

Für den Bereich Gebäude und Woh-
nungen sind derzeit in der Bundesre-
publik Deutschland keine Quellen zu
aktuellen, kleinräumigen Bestands-
und Strukturdaten vorhanden. Die
Schließung dieser Datenlücke setzt
eine Gebäude- und Wohnungszäh-
lung voraus. Im Rahmen der Tester-
hebung soll u. a. geklärt werden,
– ob bei einer postalischen GWZ, die

bundeseinheitlich in Deutschland
so noch nicht durchgeführt wurde,
verfahrenstechnische Probleme ent-
stehen, 

– ob die Erhebung der Wohnungs-
merkmale bei den Eigentümern zu
anderen Ergebnissen führt als die
bisher übliche Befragung der Haus-
halte,

– ob und in welcher Qualität bei den
Eigentümern zusätzlich die Namen
der Wohnungsinhaber, das Ein-
zugsdatum und die Anzahl der in
der Wohnung lebenden Personen
erfragt werden können. 

Bei traditionellen Gebäude- und
Wohnungszählungen gehörten letz-
tere Merkmale nicht zum Erhebungs-
umfang. Für einen registergestütz-
ten Zensus werden aber diese zu-
sätzlichen Angaben benötigt, damit
im Rahmen der Haushaltegenerie-
rung je Gebäude alle bewohnten
Wohnungen mit den darin lebenden
Personen entsprechend den Anga-
ben im Melderegister statistisch ver-
knüpft werden können.

Zusammenführung
von Einwohnermelde-
register- und Wohnungs-
daten einschließlich einer
Haushaltegenerierung

Informationen über die Zahl, Größe
und Struktur der Haushalte bilden
eine wichtige Grundlage für die Be-
schreibung und Analyse der sozialen
und wirtschaftlichen Verhältnisse un-
serer Gesellschaft. In Verbindung mit
Wohnungsdaten geben die haus-
haltsstatistischen Ergebnisse auch
Aufschluss über die Wohnsituation
der Bevölkerung. 

Bisher wurden diese Daten im Zu-
sammenhang direkt beim Auskunfts-
pflichtigen erhoben. Diese Möglich-
keit besteht bei einem registerge-
stützten Zensus nicht. Auch die Nut-
zung eines Personenkennzeichens,
wie es z. B. in den skandinavischen
Ländern üblich ist, ist in Deutschland
 – wie bereits erwähnt – wegen des
Verbots durch das Bundesverfas-
sungsgericht nicht realisierbar. Da-
her muss der Weg der statistischen
Zusammenführung gegangen wer-
den. Dabei ist es das Ziel, realitätsna-
he statistische Ergebnisse zu gewin-
nen.

Im Rahmen der Vorarbeiten für ei-
nen Umstieg von einer Vollerhebung
zu einem registergestützten Zensus
sind daher vorhandene Ansätze wei-
terzuentwickeln aber auch neue Ver-
fahren zu erarbeiten. Mit ihnen sol-
len sich Ergebnisse zu Haushalten
und deren Wohnsituation durch eine
Kombination aus postalisch gewon-
nenen Daten über Gebäude und
Wohnungen und demographischen
Daten aus den Einwohnermeldere-
gistern gewinnen lassen. 

Integraler Bestandteil der Zusam-
menführung von Wohnungs- und
Personendaten ist die Haushaltege-
nerierung. Dieser Ansatz zur Regis-
terauswertung, dessen Grundlage
die personenbezogenen Einzeldaten
des Einwohnermelderegisters sind,
wurde bereits seit den Achtzigerjah-
ren von kommunalstatistischer Seite
verfolgt. Anhand gleicher Namen
und verschiedener statistisch aus-
wertbarer Merkmale werden Zusam-
menhänge zwischen den unter einer
Adresse gemeldeten Personen fest-
gestellt, die darauf schließen lassen,
dass diese Personen einen gemeinsa-
men Haushalt bilden. 

Neben der Gewinnung der Haus-
halts- und Wohnungsbelegungsda-
ten soll die Haushaltegenerierung
noch eine weitere wichtige Funktion
erfüllen: die statistische Qualitäts-
kontrolle der Einwohnermelderegis-
ter. Mit dem Verfahren sollen Un-
plausibilitäten aufgedeckt werden,
wie beispielsweise Wohnungsinha-
ber aus der GWZ, die nicht im Mel-
deregister enthalten sind, oder Per-
sonen aus dem Melderegister, die
anhand der verwendeten Kriterien
keiner Wohnung zuzuordnen sind.
Diese Unplausibilitäten lassen auf
fehlerhafte Übermittlungen, die
Existenz von Über- und/oder Unter-
erfassungen schließen und nach ih-
rer Überprüfung können sie zur Be-
richtigung der Ergebnisse (wiederum
ausschließlich im statistischen Be-
reich) führen. Damit soll neben einer
Überprüfung auf Personen, die in
verschiedenen Gemeinden mit
Hauptwohnung gemeldet sind, eine
weitere Korrekturstufe in das Modell
eines registergestützten Zensus ein-
gesetzt werden.
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Geplante Erhebungen 
zur Durchführung der Tests

Zur Umsetzung dieses Untersu-
chungsansatzes wurde vom Bundes-
ministerium des Inneren ein Gesetz-
entwurf erarbeitet und von der Bun-
desregierung verabschiedet, der Be-
fragungen unter Auskunftspflicht
vorsieht. Für die Durchführung des
Projektes „Testerhebungen für einen
Zensus“ wurde von den statistischen
Ämtern eine Projektorganisation un-
ter Beteiligung von Vertretern der
Kommunalstatistik und der Wissen-
schaft geschaffen.

Die organisatorische Federführung
obliegt in allen Gremien dem Statis-
tischen Bundesamt. Der Lenkungs-
ausschuss wurde aus den Leitern des
Statistischen Bundesamtes und sie-
ben statistischer Landesämter gebil-

det. Die Projektleitung und die ein-
zelnen Projektgruppen sind mit Ver-
tretern der Statistischen Ämter des
Bundes und der Länder sowie z. T.
mit Vertretern der Kommunalstatis-
tik und der Wissenschaft besetzt
worden. Für die fachliche Federfüh-
rung und Programmierung in den
Projektgruppen 1 bis 7 ist jeweils ein
statistisches Landesamt oder das Sta-
tistische Bundesamt zuständig. Das
Landesamt für Datenverarbeitung
und Statistik Nordrhein-Westfalen ist
mit Ausnahme der Projektgruppe 6
in allen Gremien vertreten, dabei in
Projektgruppe 3 (Haushaltebefragun-
gen) verantwortlich für die fachlich-

methodischen Arbeiten und die Pro-
grammierung.

Der Entwurf des Gesetzes zur Vorbe-
reitung eines registergestützten Zen-
sus (Zensusvorbereitungsgesetz) wird

derzeit in den parlamentarischen
Gremien beraten. Im Rahmen dieses
noch von Bundestag und Bundesrat
zu verabschiedenden Gesetzes sind
drei Untersuchungsbereiche vorgese-
hen. Dabei wird jeweils parallel zu
den neuen Verfahren und Methoden
auch eine herkömmliche Befragung
der Haushalte vorgesehen, um eine
Kontrollgröße zur Verfügung zu ha-
ben26).

Testerhebung zur Prüfung
von Mehrfachfällen
in Melderegistern

Personen, die mit mehr als einer al-
leinigen oder Hauptwohnung ge-
meldet sind, sog. Mehrfachfälle, füh-
ren – bei einer Auszählung ohne sta-
tistische Korrekturen – zu einer un-
beabsichtigten Erhöhung der Ein-
wohnerzahlen der Melderegister. Im
Rahmen eines registergestützten
Zensus müssen diese Fälle daher auf-
gefunden und nur bei der Gemeinde
ihrer tatsächlichen Hauptwohnung
gezählt werden. 

Zur Prüfung auf Mehrfachfälle wer-
den von allen registerführenden
Stellen in Deutschland die Datensät-
ze aller Einwohner, die am 1. Januar,
15. Mai oder 1. September geboren
sind, sowie alle Datensätze mit un-
vollständig gespeichertem Geburts-
datum ausgewertet. Der Umfang der
Stichprobe wird ca. 1,5 % der Bevöl-
kerung (bundesweit rd. 1,3 Mill. Da-
tensätze) betragen. In einem zentra-
len Verfahren werden die Datensät-
ze auf mehrfaches Vorkommen
überprüft. Unplausible Fälle sind
durch entsprechende Befragungen
bei den Bürgern zu klären und einer
Gemeinde eindeutig zuzuordnen
bzw. den anderen Gemeinden abzu-
ziehen. Der Umfang der erforderli-
chen Befragungen ist derzeit schwer
abzuschätzen, wird aber voraussicht-
lich deutlich unter 10 % der ausge-
wählten Personen liegen.
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Lenkungsausschuss

Projektgruppe 1
Mehrfachfallprüfung

Projektgruppe 2
Datenlieferung der Gemeinden; Über-/Untererfassungen

Projektgruppe 3
Haushaltebefragungen

Projektgruppe 4
Gebäude- und Wohnungszählung

Projektgruppe 5
Haushaltegenerierung und Zusammenführung

Projektgruppe 6
Erwerbsstatistische Register und Zusammenführung

Projektgruppe 7
Evaluierung der Ergebnisse

Projektleitung

Projektorganisation

–––––––––––
26) Vgl.: Fürnrohr, M., Rimmelspacher, B.: Test-
untersuchungen zur Vorbereitung eines regis-
tergestützten Zensus; Bayern in Zahlen; Heft 1/
2001; S. 13ff.
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Testerhebung zur
Untersuchung von Über-
und Untererfassungen in
Einwohnermelderegistern 

Neben den Mehrfachfällen kann es
einerseits auch weitere Übererfas-
sungen sowie andererseits – wenn
auch vermutlich in geringerem Um-
fang – Untererfassungen in den Ein-
wohnermelderegistern geben. Von
Interesse sind sowohl die durch-
schnittlichen Anteile der Über- und
Untererfassungen in den einzelnen
Bundesländern als auch die Streuung
dieser Registerfehler zwischen den
Gemeinden. Eine einheitliche Über-
bzw. Untererfassungsquote könnte
eher toleriert werden als starke Un-
terschiede zwischen den Ländern

und den Gemeinden. Letzteres wür-
de, wenn die amtlichen Einwohner-
zahlen auf Basis der Melderegister-
angaben ermittelt würden, zu teil-
weise erheblichen Benachteiligun-
gen im Rahmen des Finanzausgleichs
führen, während eine einheitliche
Fehlerquote alle Länder und Ge-
meinden gleichermaßen betrifft.

Zur Prüfung der Einwohnermeldere-
gister auf Über- und Untererfassun-
gen wurden im Vorfeld bereits bun-
desweit 555 Gemeinden nach einem
mathematischen Zufallsverfahren aus-
gewählt. In diesen ausgewählten Ge-
meinden sollen zur Durchführung
der Testuntersuchung bewohnte Ge-
bäude ebenfalls zufällig ausgewählt
werden. Insgesamt werden auf diese

Weise im Bundesgebiet maximal
38 000 Gebäude, mit etwa 250 000
Wohnungen und 550 000 Personen,
in die Tests einbezogen (siehe Tabel-
le auf Seite 22). In Nordrhein-West-
falen werden hiervon nur 36 Ge-
meinden betroffen sein. In ihnen sol-
len insgesamt 4 138 Gebäude ausge-
wählt werden. Sowohl auf der Ge-
meinde- als auch auf der Gebäude-
ebene erfolgt die Auswahl größen-
proportional. Die Wahrscheinlichkeit
einer Gemeinde für den Test ausge-
wählt zu werden ist proportional zu
ihrer Einwohnerzahl, und die Wahr-
scheinlichkeit für ein Gebäude ist
proportional zu den dort gemelde-
ten Personen. Dadurch wird erreicht,
dass Großgebäude überproportional
im Test vertreten sind. Dies ist des-
halb von Vorteil, weil zum einen ge-
rade in Großgebäuden die Haushal-
tegenerierung problematisch sein
kann und zum anderen vermutlich
dort auch Registerfehler eher vor-
kommen werden.

Dieser Stichprobenplan hat aller-
dings zur Folge, dass die kleineren
Bundesländer relativ stärker belastet
werden als die großen. Im Saarland
beträgt der Umfang der Haushal-
tebefragungen das zwei- bis dreifa-
che des Mikrozensus, während in
Nordrhein-Westfalen nur etwa ein
Drittel des Mikrozensus durchzufüh-
ren ist.

Alle in den ausgewählten Gebäuden
lebenden Personen werden durch Er-
hebungsbeauftragte der statisti-
schen Landesämter nach Namen, Ge-
burtsdatum und Wohnstatus be-
fragt. Für die ausgewählten Gebäu-
de werden die entsprechenden Mel-
deregisterauszüge angefordert und
mit den Ergebnissen der Befragun-
gen verglichen. Auf diese Weise kön-
nen die Melderegisterdaten auf Voll-
zähligkeit geprüft werden. Durch die
zusätzliche Erhebung der demogra-
phischen Merkmale (Geschlecht, Fa-
milienstand und Staatsangehörig-
keit) werden auch Aussagen über die
Qualität der gespeicherten Daten er-
möglicht. Diese Haushaltebefragung
ist nicht Teil eines registergestützten
Zensus, sondern dient ausschließlich
im Rahmen der Testerhebungen zur
Kontrolle der Registerqualität. 
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Geburtstagsauswahl in allen Gemeinden

primärstatistische
Überprüfung

Testerhebung
Prüfung von Mehrfachfällen

Zusammenführung
und Kennzeichnung
von Mehrfachfällen

ausgewählte Gebäude in 555 Gemeinden

Abgleich mit
Haushaltebefragung

Melderegister

Testerhebung
Untersuchung von Über- und Untererfassungen
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Unterstichprobe
für Verfahrenstests
und methodische 
Untersuchungen

Die im Rahmen eines registerge-
stützten Zensus vorgesehenen Ver-
fahren sollen anhand einer kleinen
Stichprobe untersucht, ihre Mach-
barkeit erprobt und ihre Methoden
weiterentwickelt werden. Hierzu
zählen neben einer postalischen Ge-
bäude- und Wohnungszählung und
der Zusammenführung der Ergebnis-
se mit den Melderegisterdaten auch
die Einbeziehung erwerbsstatisti-
scher Register. Die Testuntersuchun-
gen beschränken sich dabei auf die
Dateien der Bundesanstalt für Arbeit
(Arbeitslose, sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte, Teilnehmer an
Maßnahmen zur beruflichen Weiter-
bildung). Bei einem späteren Zensus
könnten beispielsweise auch die Da-
ten der Rentenversicherungsträger
oder der Besoldungs- und Versor-
gungsstellen von Bund, Ländern und
Kommunen einbezogen werden.

Aus der beschriebenen Stichprobe
zur Untersuchung von Über- und
Untererfassungen der Einwohner-
melderegister wird eine Unterstich-
probe von bundesweit maximal
16 000 Gebäuden in 222 Gemeinden
gezogen (vgl. Tabelle oben), darun-
ter auch 1 650 Gebäude in 18 Ge-

meinden  Nordrhein-Westfalens. Für
diese ausgewählten Gebäude sollen
die Eigentümer ermittelt und posta-
lisch zu ihren Gebäuden und den
Wohnungen einschließlich der Na-
men der Wohnungsinhaber befragt
werden. Diese erhobenen Daten
werden mit den entsprechenden

Melderegisterdaten zusammenge-
führt. Die Feststellung von Haus-
haltszusammenhängen erfolgt dann
durch das Verfahren der Zusammen-
führung/Haushaltegenerierung. Bei
der Haushaltegenerierung werden
Personensätze aufgrund von Verzei-
gerungen27) im Melderegister und
nach Plausibilitätsüberlegungen zu
Haushalten zusammengefasst. Ein
Verfahren zur Haushaltegenerie-
rung nur auf Basis der Melderegis-
terdaten wurde bereits in den neun-
ziger Jahren von den Kommunen
im Rahmen des KOSIS-Verbundes28)

entwickelt29). Durch die Erweiterung
dieser Verfahren um die Daten aus
einer Gebäude- und Wohnungszäh-
lung – mit deren Hilfe die Haushalte
über den Namen der Wohnungsin-
haber den Wohnungen zugeordnet
werden – kann die zentrale Schwä-

che des KOSIS-Verfahrens (Generie-
rung zu vieler Haushalte, insbe-
sondere zu vieler Einpersonenhaus-
halte) überwunden werden. Derar-
tige erweiterte Generierungsverfah-
ren sind bereits in den statis-
tischen Landesämtern von Bayern30) und
Brandenburg31) entwickelt worden.
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–––––––––––
27) Verzeigerungen nennt man den Tatbestand, dass zu einer Person auch Informationen über Fami-
lienmitglieder (Ehegatten, Kinder, gesetzliche Vertreter) gespeichert sind. – 28) KOSIS = Kommunales
statistisches Informationssystem; der KOSIS-Verbund ist eine kommunale Selbsthilfeorganisation, die
DV-Instrumente vor allem für kommunale Statistik, Stadtforschung und Planung sowie Wahlen orga-
nisiert. – 29) Klitzing, v. F., Osenberg, H.: Haushaltsdaten aus dem Melderegister; Stadtforschung und
Statistik, Heft 1, 1995, S. 13ff. – 30) Fürnrohr, M., König, M.: Möglichkeiten einer Haushaltegenerie-
rung im Rahmen der Zusammenführung von Einzeldaten aus Melderegistern mit primärstatistisch
gewonnenen Wohnungsdaten, Bayern in Zahlen, Heft 4/99, S. 161ff. – 31) Fest, M., Herzog, P.: Mög-
lichkeiten einer Haushaltegenerierung unter Verwendung von Indizien aus Einwohnermelderegis-
tern und wohnungsstatistischen Daten, Daten + Analysen, Heft 5/99, S. 6ff.

Stichprobenumfänge für Register- und Verfahrenstest

Land
Zahl der Gemeinden in der

Stichprobe Unterstichprobe

Zahl der Gebäude in der

Stichprobe Unterstichprobe

Baden-Württemberg

Bayern

Berlin

52 21

51

1

18

1

3 521 1 448

3 105

320

1 200

320

Brandenburg

Bremen

Hamburg

Hessen

48

2

17

2

1

39

1

18

Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

39

48

14

21

36

58

18

20

2 760

320

1 010

166

320

2 890

320

1 297

2 348

3 464

974

1 504

4 138

3 120

1 650

1 160

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein

24

32

13

13

38

41

14

15

Thüringen

Insgesamt

45 16

555 222

2 082

2 193

989

985

2 315

2 491

929

972

2 574 967

37 961 15 891

ausgewählte Gebäude in 222 Gemeinden

Abgleich
mit Haushaltebefragung

Testerhebung
Verfahrenstest und methodische Untersuchungen

GWZ BA-DateienMelderegister

Zusammenführung
Erwerbstätigkeit

Zusammenführung
HH-Generierung
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Erste Praxistests haben gezeigt, dass
ohne die Zusatzinformationen ten-
denziell zu viele Haushalte, insbe-
sondere Ein-Personen-Haushalte, ge-
bildet werden.

Des Weiteren werden im Rahmen
der Testerhebungen die Melderegis-
terdaten mit den Daten aus den Re-
gistern der Bundesanstalt für Arbeit
verknüpft, so dass auch die Erwerbs-
situation der Haushalte abgebildet
werden kann.

Zusätzlich zu den Verfahren eines re-
gistergestützten Zensus wird in den
ausgewählten Gebäuden eine Befra-
gung durch Erhebungsbeauftragte
durchgeführt. Diese Erhebung aller
Personen in den ausgewählten Ge-
bäuden zu demografischen Merkma-
len sowie zu Wohnungsmerkmalen
und erwerbsstatistischen Sachverhal-
ten entspricht einer herkömmlichen
Volkszählung. Sie dient lediglich
dazu, eine Kontrollgröße für die
neuen Verfahren zu erhalten. Bei ei-
nem späteren registergestützten
Zensus würde sie entfallen. Anhand
der Daten aus dieser primärstatisti-
schen Erhebung kann

a) das Verfahren der Zusammenfüh-
rung/Haushaltegenerierung wei-
terentwickelt und empirisch über-
prüft werden,

b) geprüft werden, in welchem Um-
fang Über- und Untererfassungen
in den Einwohnermelderegistern
durch die Nutzung der Angaben
aus der Gebäude- und Wohnungs-
zählung festgestellt und korrigiert
werden können,

c) geprüft werden, ob die Erhebung
von Wohnungsdaten bei den Ei-
gentümern zu anderen Ergebnis-
sen führt als die bisher üblichen
Haushaltebefragungen,

d) das Verfahren der Zusammenfüh-
rung der erwerbsstatistischen Da-
teien mit den Angaben aus den
Einwohnermelderegistern entwi-
ckelt und die Qualität der in den
erwerbsstatistischen Dateien ent-
haltenen Informationen überprüft
werden.

Fazit und Ausblick

Am 10. Januar 2001 hat die Bundesre-
gierung das Zensusvorbereitungsge-
setz, dessen erster Artikel das Zensus-
testgesetz beinhaltet, beschlossen.
Der Bundesrat hat dem Vorhaben am
9. März grundsätzlich zugestimmt,
forderte aber eine gesetzliche Rege-
lung zur Beteiligung des Bundes an
den Kosten der Länder und Gemein-
den. Eine derartige Entlastung der
durchführenden Stellen entspricht
den bisherigen Gepflogenheiten bei
Volkszählungen in der Bundesrepub-
lik Deutschland. Der Gesetzentwurf
ist zur weiteren Beratung dem Bun-
destag zugeleitet worden. Mit einer
Entscheidung des Bundestages wird
noch vor der Sommerpause gerech-
net, so dass nach Zustimmung auch
des Bundesrates das Gesetz in Kraft
treten könnte. Wegen der notwendi-
gen Programmierungen und organi-
satorischen Arbeiten – in den statisti-
schen Landesämtern, aber insbeson-
dere auch bei den Kommunen bzw.
den registerführenden Stellen (kom-
munale Rechenzentren) – ist nach Ge-
setzesverabschiedung ein Zeitraum
von 3 – 4 Monaten zur Vorbereitung
erforderlich. Für die Durchführung
der geplanten Testerhebungen ist im
Gesetzentwurf derzeit der 19. Sep-
tember 2001 vorgesehen. Erste Er-
gebnisse werden voraussichtlich An-
fang 2003 präsentiert. Ein umfassen-
der Ergebnisbericht ist für Ende 2003
geplant.

Aufgrund der relativ kleinen Stich-
probe wird der Zensustest keine sta-
tistischen Ergebnisse liefern, die über
die in der amtlichen Statistik vorlie-
genden Daten hinausgehen. In erster
Linie sollen die Verfahren eines regis-
tergestützten Zensus erprobt sowie
die Qualität derart gewonnener Er-
gebnisse beurteilt werden. Der zwei-
te Hauptbestandteil des Zensustest-
gesetzes ist die Beurteilung der Statis-
tiktauglichkeit der heranzuziehenden
Register. Die Qualität der Register zur
Bewältigung ihrer originären Verwal-
tungsaufgaben wird weder bezwei-
felt noch kann sie überprüft werden.
Einzig die geplante neue Nutzung,
nämlich die stichtagsgenaue Feststel-
lung von statistischen Ergebnissen, ist
Gegenstand der Untersuchungen.

Der Methodenwechsel von der her-
kömmlichen Befragung hin zur Aus-
wertung von Registern ist durch die
veränderten politischen, finanziellen
und gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen vorgegeben. Die Statistik ist
aufgefordert, geeignete Untersu-
chungen und Verfahrenstests durch-
zuführen, um zu den für einen Me-
thodenwechsel erforderlichen Er-
kenntnissen zu gelangen. Die Erhe-
bungen im Rahmen des Zensustestge-
setzes und auch ein u. U. bereits in
den nächsten Jahren durchgeführter
erster registergestützter Zensus stel-
len lediglich den Einstieg in die Regis-
terstatistik dar.

Der Verzicht auf einen herkömmli-
chen, primärstatistischen Zensus,
ohne Entwicklung eines möglichst
gleichwertigen Ersatzes zur Erfül-
lung der wesentlichen Aufgaben ei-
nes Zensus, würde keinen Metho-
denwechsel darstellen. Die für sich
genommene Auswertung einiger in
Registern oder anderen Quellen vor-
handenen Daten ohne weitere Prü-
fungen und Verknüpfungen kann
zwar zu wenigen Merkmalen oder
Teilbereichen Ergebnisse und Er-
kenntnisse liefern, nicht aber die in
einem Zensus üblicherweise ermittel-
ten Daten, und kann somit nicht als
Ersatz eines Zensus angesehen wer-
den.

Aus Sicht der amtlichen Statistik ist
aufgrund des bekannten Informati-
onsbedarfs und ihrer Aufgabenstel-
lung eine weitestgehende Erfüllung
der von einem Zensus erwarteten
Aufgaben anzustreben. Damit erge-
ben sich fundamentale Grundsätze,
die bei einem Methodenwechsel be-
rücksichtigt werden müssen:

a) Die Feststellung einer allgemein
akzeptierten amtlichen Einwoh-
nerzahl auf der Basis von Auswer-
tungen der Melderegister erfor-
dert eine zentrale, zensusähnliche
Kontrolle durch die amtliche Sta-
tistik. Eine ungeprüfte Auszählung
der Melderegister ist – auch bei ei-
ner zu einem bestimmten Stichtag
festgestellten guten Registerquali-
tät ohne statistische Qualitätskon-
trollen und -sicherungsmaßnah-
men – nicht vertretbar.
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b) Ein registergestützter Zensus muss
die Neujustierung des statistischen
Gesamtsystems, die Lieferung ei-
ner neuen Basis für die Bevölke-
rungsfortschreibung sowie die Ge-
bäude- und Wohnungsfortschrei-
bung und die Bereitstellung klein-
räumiger Ergebnisse zu den Kern-
bereichen Haushalte, Erwerbstä-
tigkeit und Wohnen ermöglichen.

c) Ein registergestützter Zensus muss
die erforderlichen Verknüpfungen
zwischen den verschiedenen Merk-
malen und Erhebungsbereichen
berücksichtigen, um die für diffe-
renzierte Auswertungen notwen-
digen Kombinationen verschiede-
ner Merkmale zu ermöglichen.

Ob und, wenn ja, mit welchem Zen-
susmodell diese Ziele zu realisieren
sind, kann erst nach Abschluss der
Testuntersuchungen beurteilt werden.

Der Verzicht auf einen herkömmli-
chen Zensus und der Umstieg auf re-
gistergestützte Erhebungsverfahren,
die zensusähnliche Ergebnisse erbrin-
gen, führen zu einschneidenden Ver-
änderungen der rechtlichen und or-
ganisatorischen Rahmenbedingungen
für die amtliche Statistik sowie der in
der Folge gegebenen Datenlage.
– Für die Durchführung registerge-

stützter Zensen ist die Schaffung
rechtlicher Regelungen notwendig.
Sie müssen die entsprechende Nut-
zung vorhandener Register, den
Aufbau und die Pflege fehlender
Register, die Zusammenführung
von Daten aus verschiedenen Quel-
len und die Verbesserung ihrer Sta-
tistiktauglichkeit ermöglichen.

– Verfahren für die Fortschreibung
der aufgrund des registergestütz-
ten Zensus gewonnenen Ergebnis-
se zu Bevölkerung, Gebäuden und
Wohnungen müssen entwickelt
werden. Ihre Realisation muss vor-
bereitet und auf eine rechtliche

Grundlage gestellt werden. Dabei
sind u. a. Verfahren zur Bevölke-
rungsfortschreibung zu entwickeln,
die sicherstellen, dass für eine fort-
gezogene Person, die bereits im
Rahmen des Zensus von der Statistik
nicht mehr erfasst wurde, eine noch-
malige Abbuchung im Rahmen der
Fortschreibung vermieden wird. Dies
kann z. B. durch Aufbau temporärer
Dateien mit den durch den Zensus
vorgenommenen Korrekturen des
Bevölkerungsbestandes gemäß Mel-
deregister erreicht werden.

– Der Methodenwechsel führt zu ei-
ner Entlastung der Bevölkerung
und wird Auswirkungen auf die Ak-
zeptanz eines Zensus und der amtli-
chen Statistik insgesamt haben. Die-
se müssen schon bei der Vorberei-
tung und Durchführung berücksich-
tigt und untersucht werden.

– Die Kosten für die Durchführung
eines Zensus bei Bund, Ländern
und Kommunen werden nach dem
Methodenwechsel deutlich gerin-
ger sein als bei einem herkömmli-
chen Zensus. Die Entscheidung für
einen Methodenwechsel erfordert
aber auch angemessene Investitio-
nen in die Forschung und Entwick-
lung, die – wie das Beispiel anderer
Staaten gezeigt hat – einen Zeit-
raum von mehr als 10 Jahren erfor-
dern können. Aber auch unter Be-
rücksichtigung dieser relativ hohen
Entwicklungskosten können erheb-
liche Finanzmittel der öffentlichen
Hand eingespart werden.

– Der Methodenwechsel wird mit ei-
ner Vielzahl von methodischen Än-
derungen verbunden sein. Die auf-
tretenden Abgrenzungs- und Defi-
nitionsprobleme werden zu Ein-
schränkungen in der Vergleichbar-
keit, Genauigkeit und Vollständig-
keit der Ergebnisse sowie zu Brü-
chen in Zeitreihen führen. Diese
Auswirkungen müssen in den
nächsten Jahren untersucht und
dokumentiert werden.

– In einem registergestützten Zensus
werden aus heutiger Sicht nicht
alle bisher in einem Zensus erhobe-
nen Ergebnisse ermittelt werden
können (vgl. Tabelle S. 16). Die ver-
bleibenden Datenlücken sind fest-
zustellen und zu dokumentieren.
Weiterhin sind Konzepte und Al-
ternativen zur Ermittlung dieser
Daten zu entwickeln.

– Durch einen Methodenwechsel
wird sich die Aktualität der Ergeb-
nisse voraussichtlich erhöhen; u. U.
werden sich auch Veränderungen
der Periodizität ergeben. Im Ideal-
fall können Zensusergebnisse bei
geringeren Kosten schneller und
öfter bereitgestellt werden.

– Der Übergang zu einem register-
gestützten Zensus führt zu einer
Aufgabenverlagerung und zu ei-
ner veränderten Aufgabenstruktur
in der amtlichen Statistik. Der
Schwerpunkt der Aufgaben ver-
schiebt sich von der Datengewin-
nung hin zur Qualitätssicherung.
Damit verändert sich auch das An-
forderungsprofil an die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter. Für die
Durchführung eines Zensus wer-
den deutlich weniger, aber höher
qualifizierte Beschäftigte erforder-
lich sein.

Angesichts dieser zahlreichen offe-
nen Fragen und Probleme, die hier
sicherlich nicht vollzählig aufge-
führt sind, steht die amtliche Statis-
tik in Deutschland wohl vor dem
größten Forschungsprojekt in ihrer
Geschichte. Das Zensusvorberei-
tungsgesetz ist ein erster Schritt auf
diesem Weg, der von weiteren Un-
tersuchungen, die keiner eigenen
Rechtsgrundlage bedürfen, flankiert
werden muss. Aber auch mit der
erstmaligen Durchführung eines re-
gistergestützten Zensus werden die
erforderlichen Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten noch nicht abge-
schlossen sein. 
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Ergebnisse der Pendlerrechnung
Nordrhein-Westfalen 1998

Dr. Marco Scharmer

Datengrundlage
und Methode

Ausgangspunkt der Pendlerrech-
nung sind die im Rahmen der VZ 87
erhobenen Pendlerströme zwischen
den Gemeinden innerhalb Nord-
rhein-Westfalens bzw. zwischen den
nordrhein-westfälischen Gemeinden
und Niedersachsen, Rheinland-Pfalz
und Hessen sowie den Niederlanden
und Belgien. In der Pendlerrechnung
Nordrhein-Westfalen wurden diese
Angaben durch aktuelle Daten aus
vorhandenen amtlichen Statistiken
ersetzt oder fortgeschrieben. Im Ein-
zelnen wurden Angaben aus der Be-
schäftigtenstatistik, aus der Personal-
standstatistik, aus dem Mikrozensus,
aus der Schul- sowie aus der Hoch-
schulstatistik genutzt. Die aktuellen
Daten liegen weitgehend auf Ge-
meindeebene vor, so dass diese die
tiefste regionale Gliederungsebene
darstellt. Für Angaben, die nur auf

Ebene von Anpassungsschichten1) Ebene von Anpassungsschichten1)

oder Kreisen vorliegen, wurden Ver-
fahren entwickelt, mit denen auch
auf Gemeindeebene Pendlerbewe-
gungen ausgewiesen werden können.

Die Daten der Pendlerrechnung
Nordrhein-Westfalen beziehen ne-
ben den sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten auch alle übrigen Er-
werbstätigen, wie Beamtinnen und
Beamte, Richter/-innen, Dienstord-
nungsangestellte, Zeit- und Berufs-
soldat(inn)en sowie Selbstständige
und mithelfende Familienangehöri-
ge2), ein. Außerdem erstrecken sich
die Angaben auch auf die so ge-
nannten Ausbildungspendler unter
den Schüler(inne)n und Stu-
dent(inn)en. Die Pendlerrechnung
unterscheidet somit zwischen Berufs-
und Ausbildungspendlern. Auszubil-
dende, Berufs- und Zeitsoldat(inn)en
sowie sozialversicherungspflichtig
beschäftigte Student(inn)en werden
zu den Berufspendlern gezählt. Die 
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Verlässliche und umfassende Daten über Pendlerbewegungen stellen für Pla-
nungsaufgaben der Struktur- und Regionalpolitik eine unverzichtbare Basis
dar. Der mittlerweile erreichte hohe Motorisierungsgrad und die damit ver-
bundene große räumliche Mobilität, einhergehend mit einer Verknappung
und Verteuerung von Wohnbauland sowie einem häufigen aufgrund von
Strukturänderungen erzwungenen Arbeitsplatzwechsel, führte zu großräumi-
gen Strukturen. Heute bewältigen in weiten Teilen Nordrhein-Westfalens
(NRW) immer mehr Menschen immer größere räumliche Entfernungen zwi-
schen Wohn- und Arbeits- bzw. Ausbildungsort. Die Zunahme des Individual-
verkehrs führt zu zunehmenden Verkehrsbelastungen der Bevölkerung und zu
steigenden gesamtwirtschaftlichen Kosten.

Im Rahmen der Volkszählung 1987 (VZ 87) wurden letztmalig umfassende An-
gaben über Berufs- und Ausbildungspendler erhoben. Seit 1987 haben z. T.
tiefgreifende Strukturveränderungen stattgefunden, die sich auch auf das
Pendlerverhalten der Bevölkerung in Nordrhein-Westfalen auswirkten. Mit der
vom Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen neu
erstellten Pendlerrechnung stehen erstmals seit 1987 wieder für alle Berufs-
und Ausbildungspendler aktuelle Daten für das Jahr 1998 auf Gemeindeebene
zur Verfügung. Damit ist zum einen das aktuelle Pendlerverhalten nach Struk-
turmerkmalen, wie dem Geschlecht, dem Alter, der Art des Beschäftigungsver-
hältnis, dem Wirtschaftszweig und der Stellung im Beruf, darstellbar. Zum an-
deren lassen sich die Pendlerverflechtungen zwischen den Gemeinden ge-
trennt nach Berufs- und Ausbildungspendlern aufzeigen. In Verbindung mit
den Pendlerdaten der VZ 87 können nun auch Veränderungen von Pendlerbe-
wegungen zwischen 1987 und 1998 abgebildet werden. 

–––––––––––
1) Für die Gruppe der Selbstständigen und unbezahlt mithelfenden Familienangehörigen wurden
u.a. Ergebnisse des Mikrozensus (MZ) genutzt. Diese Daten liegen nur auf der Ebene von Anpas-
sungsschichten vor. Unter Anpassungsschichten sind i. d. R. benachbarte Kreise zu verstehen. Da auf
Kreisebene die Ergebnisse des MZ teilweise so dünn besetzt sind, dass der Stichprobenfehler in dieser
tiefen regionalen Gliederung zu groß sein würde, sind alle Kreise bzw. kreisfreien Städte, die weni-
ger als 300 000 Einwohner haben, zu Anpassungsschichten zusammengefasst. - 2) Im weiteren Ver-
lauf wird für die Personengruppe der Selbstständigen und unbezahlt mithelfenden Familienangehö-
rigen der Begriff Selbstständige verwandt. – 3) Pendlerrechnung Nordrhein-Westfalen – Methoden-
beschreibung, Bezugsquelle: LDS NRW, Vertrieb, Postfach 10 11 05, 40002 Düsseldorf, Preis 6,50 DM

Zusammensetzung der in die Pendlerrechnung einbezogenen
Personengruppen und deren jeweilige Auspendleranteile

Grafik: LDS NRW
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mit der Pendlerrechnung Nordrhein-
Westfalen verfügbaren Daten für Be-
rufs- und Ausbildungspendler er-
möglichen eine differenzierte Er-
mittlung von Verflechtungen inner-
halb des Raumes sowie die Abgren-
zung von räumlichen Strukturen hin-
sichtlich der Arbeits- und Ausbil-
dungsmärkte. 

Die Darstellung dieser relativ aktuel-
len und regional tief gegliederten
Pendlerdaten nach Herkunft und Ziel
sowie nach Strukturmerkmalen
machte die Entwicklung eines me-
thodischen Konzepts zur Gewinnung
neuer statistischer Informationen aus
unterschiedlichsten vorhandenen Sta-
tistiken erforderlich, das in einer Me-
thodenbeschreibung ausführlich dar-
gestellt ist3).

Der Pendlerbegriff

Pendler im Sinne der Pendlerrech-
nung Nordrhein-Westfalen sind Per-
sonen, die regelmäßig (täglich) die
Wegstrecke zwischen zwei Orten zu-
rücklegen (so genannte Tagespend-
ler). Wie auch die VZ 87 unterschei-
det die Pendlerrechnung Nordrhein-
Westfalen zwischen innergemeindli-
chen und übergemeindlichen Pend-
lern. Befinden sich Wohn- und Ar-
beits- bzw. Ausbildungsort in der
gleichen Gemeinde oder sogar auf
dem gleichen Grundstück, so gelten
die entsprechenden Personen i. S.
der Pendlerrechnung als innerge-
meindliche Pendler. Wird hingegen
auf dem täglichen Weg zur Arbeits-
oder Ausbildungsstätte eine Gemein-
degrenze überschritten, der Arbeits-
bzw. Ausbildungsort liegt also nicht
in der gleichen Gemeinde wie der
Wohnort, so gelten die jeweiligen
Personen als übergemeindliche
Pendler.4) Diese übergemeindlichen
Pendler werden unterschieden in
Ein- und Auspendler. Einpendler sind
alle übergemeindlichen Pendler, die
auf dem Weg zu ihrem jeweiligen

Arbeits- bzw. Ausbildungsort in eine
andere Gemeinde einpendeln; ihr
Wohnort liegt somit außerhalb der
betrachteten Gemeinde. Für die je-
weilige Wohngemeinde sind diese
Personen Auspendler, der Arbeits-
bzw. Ausbildungsort liegt somit
nicht in dieser Gemeinde.5)

Entwicklung und
Struktur des Pendler-
aufkommens

Die Ergebnisse der Pendlerrechnung
Nordrhein-Westfalen6) zeigen gegen-
über den Angaben der VZ 87 eine
deutliche Zunahme von Personen,
welche nicht an ihrem Wohnort ar-
beiteten. So pendelten 1998 auf ih-
rem täglichen Weg zu einem nord-
rhein-westfälischen Arbeits- oder Aus-
bildungsort 3,4 Mill. Personen aus ih-
rer Wohnsitzgemeinde aus. Elf Jahre
zuvor lag die Anzahl der Auspendler
aus nordrhein-westfälischen Gemein-
den noch bei 2,5 Mill. Personen. Die-
ses entspricht einer Zunahme um
34,5 %. Im Vergleich hierzu verzeich-
nete die Bevölkerung Nordrhein-
Westfalens im selben Zeitraum ledig-
lich eine Zunahme um 7,6 %.

Im Jahr 1998 waren 2,9 Mill. der Aus-
pendler erwerbstätig und 0,5 Mill.
Auspendler Schüler/-innen und Stu-
dent(inn)en. Während zwischen
1987 und 1998 die Berufsauspendler
um 34,3 % zunahmen, stieg die Zahl
der Ausbildungsauspendler um
35,7 % an. Im selben Zeitraum ging
die Zahl der Erwerbstätigen um
1,36 % zurück. Damit pendelten
43,4 % aller Erwerbstätigen und
16,3 % aller Schüler/-innen und Stu-
dent(inn)en in Nordrhein-Westfalen
über die Grenze ihrer Wohnsitzge-
meinde aus. Ein Vergleich der kreis-
freien Städte mit den kreisangehöri-
gen Gemeinden Nordrhein-Westfalens
1987 und 1998 zeigt, dass die kreis-
freien Städte insgesamt mit 54,0 %
deutlichere Zunahmen der Auspend-

ler verzeichneten als die kreisange-
hörigen Gemeinden (+28,8 %).

Als Spiegelbild zu den Ergebnissen
der Auspendler zeigen die Daten
über Einpendler ebenfalls eine
deutliche Zunahme. Während die
Ergebnisse der VZ 87 auf Landes-
ebene noch 2,6 Mill. Einpendler aus-
wiesen, pendelten 1998 3,5 Mill.
Personen in nordrhein-westfälische
Gemeinden ein. Dies entsprach ei-
ner Zunahme um 36,6 %. Die Ein-
pendler verteilten sich 1998 zu 3,0
Mill. Personen auf Berufseinpendler
und zu 0,5 Mill. Personen auf Aus-
bildungseinpendler. Zwischen 1987
und 1998 stieg die Zahl der erwerbs-
tätigen Einpendler um 36,3 %. Da-
gegen kam es bei den Schü-
ler(inne)n und Student(inn)en mit
einer Zunahme um 39,0 % zu einer
wesentlich deutlicheren Steigerung.
Insbesondere die kreisfreien Städte
Nordrhein-Westfalens scheinen für
Schüler/-innen und Student(inn)en
aus den umliegenden Gemeinden
und den angrenzenden Bundeslän-
dern eine zunehmende Attraktivität
zu besitzen, da 1998 56,2 % mehr
Ausbildungspendler als 1987 dort-
hin einpendelten.

Gemessen an der Bevölkerungszahl
sind die nordrhein-westfälischen Ge-
meinden im Vergleich zu jenen an-
derer Bundesländer relativ groß.7)

Dieses ist ein Grund, warum die An-
zahl der innergemeindlichen Pendler
mit 6,2 Mill. Personen die Zahl der
übergemeindlichen Pendler in Nord-
rhein-Westfalen um fast das Doppel-
te übersteigt. Allerdings steht der
deutlichen Zunahme von Ein- und
Auspendlern eine Abnahme der An-
zahl von innergemeindlichen Pend-
ler gegenüber.

Nach den Ergebnissen der VZ 87 lag
die Anzahl der innergemeindlichen
Pendler in Nordrhein-Westfalen noch
bei 6,8 Mill. Personen; bis 1998 ver-
ringerte sich diese Zahl um 0,6 Mill.
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–––––––––––
3) Pendlerrechnung Nordrhein-Westfalen – Me-
thodenbeschreibung, Bezugsquelle: LDS NRW,
Vertrieb, Postfach 10 11 05, 40002 Düsseldorf,
Preis 6,50 DM  – 4) Für Studenten liegen sowohl
Angaben über den Heimat- als auch über den
Semesterwohnort vor. Hier stellt die Pendler-
rechnung NRW grundsätzlich auf den Semes-
terwohnort ab.

–––––––––––
5) Entsprechend den genutzten Datenquellen
können Pendlerbewegungen zwischen Wohn-
und Einkaufsstätten sowie zwischen sonstigen
Standorten statistisch nicht ausgewiesen wer-
den. – 6) Pendlerrechnung Nordrhein-Westfa-
len 1998 – Pendlerdaten auf CD-ROM, Bezugs-
quelle: LDS NRW, Vertrieb, Postfach 10 11 05,
40002 Düsseldorf, Preis 199,- DM

–––––––––––
7) Zum 30. 6. 1998 besaßen von den 396 Ge-
meinden in Nordrhein-Westfalen nur drei Ge-
meinden weniger als 5 000 Einwohner. Weitere
55 Gemeinden wiesen Bevölkerungszahlen zwi-
schen 5 000 und 10 000 Einwohnern auf.
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Personen (–9,2 %). Somit legen im-
mer mehr Menschen einen weiteren
Weg zum Arbeits- oder Ausbildungs-
platz zurück. Erwartungsgemäß lag
der Anteil von Ausbildungspendlern
an den innergemeindlichen Pendlern
mit 37,9 % deutlich höher als die ent-
sprechenden Anteile an den Auspend-
lern (13,5 %) und Einpendlern (13,8 %).
Hierfür ist vor allem ausschlaggebend,
dass 1998 die Gruppe der Schüler/
-innen an NRW-Schulen 84,4 % aller
Ausbildungspendler stellte und dass in
den meisten Gemeinden alle Schulfor-
men vorhanden sind, also nur eine ge-
ringe Notwendigkeit zu einem Schul-
besuch außerhalb der Wohnsitzge-
meinde besteht. Zudem ist die Mög-
lichkeit, am motorisierten Individual-
verkehr teilzunehmen, aufgrund des
Alters (so besuchen über 36 % der
Schüler/-innen eine Grundschule) für
die meisten Schülerinnen und Schüler
stark eingeschränkt.

Zwischen 1987 und 1998 stieg die
Zahl weiblicher Berufsauspendler
von 0,7 Mill. auf 1,1 Mill. Personen
und damit um 58,3 % an. Im glei-
chen Zeitraum wuchs die Anzahl aus-
pendelnder erwerbstätiger Männer
lediglich um 23,7 % auf 1,9 Mill. Per-
sonen. Auf Landesebene stieg der
Anteil von Frauen sowohl an den Be-
rufsauspendlern als auch an den Be-
rufseinpendlern von 30 auf 36 %. Im
Vergleich zu den Berufsaus- und Be-
rufseinpendlern ist mit 43,5 % der
überproportional hohe Anteil von
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Berufspendler

Ausbildungspendler

Berufs- und Ausbildungspendler 1987 und 1998

Regionale Gliederungsebene

Pendler

insgesamt
davon

Auspendler

1987 1998

Berufspendler

1987 1998

Ausbildungspendler

1987 1998

Nordrhein-Westfalen
davon
kreisfreie Städte

2 520 419 3 390 130

 568 892  876 310
kreisangehörige Gemeinden

Einpendler

1 951 527 2 513 820

2 183 224 2 932 498

 506 897  777 129

 337 195  457 632

 61 995  99 181
1 676 327 2 155 369  275 200  358 451

Nordrhein-Westfalen
davon
kreisfreie Städte

2 558 469 3 495 894

1 198 178 1 589 464
kreisangehörige Gemeinden

innergemeindliche Pendler

1 360 291 1 906 430

2 212 741 3 015 207

1 037 782 1 338 923

 345 728  480 687

 160 396  250 541
1 174 959 1 676 284  185 332  230 146

Nordrhein-Westfalen 6 776 802 6 151 370 4 717 609 3 820 624 2 059 193 2 330 746

Berufspendler 1987 und 1998

Regionale Gliederungsebene

Weibliche Berufspendler

insgesamt Anteil an allen Berufspendlern

Auspendler

1987

Anzahl

1998 1987

%

1998

Nordrhein-Westfalen
davon
kreisfreie Städte

 668 963 1 058 870

 141 493  266 234
kreisangehörige Gemeinden

Einpendler

 527 470  792 636

30,6 36,1

27,9 34,3
31,5 36,8

Nordrhein-Westfalen
davon
kreisfreie Städte

 676 608 1 084 705

 310 505  485 704
kreisangehörige Gemeinden

innergemeindliche Pendler

 366 103  599 001

30,6 36,0

29,9 36,3
31,2 35,7

Nordrhein-Westfalen 1 844 574 1 660 092 39,1 43,5
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Frauen unter den innergemeindli-
chen Berufspendlern auffallend. Zwi-
schen 1987 und 1998 kam es sogar
zu einer Zunahme, denn elf Jahre
zuvor lag der Frauenanteil an allen
innergemeindlichen Berufspendlern
noch bei 39,1 %.

Interessant ist hierbei, dass der Zu-
nahme von weiblichen Berufsaus-
pendlern ein überproportionaler An-
teil von Frauen in Teilzeitbeschäfti-
gung gegenüberstand. So waren
1998 86,3 % der in Teilzeit beschäf-
tigten Berufsauspendler Frauen,
während der Anteil weiblicher Be-
rufsauspendler an allen auspendeln-
den Erwerbstätigen im Landesdurch-
schnitt bei 36,1 % lag. Auch die ge-
schlechterspezifische Auswertung
von Ergebnissen für Berufseinpend-
ler nach dem jeweiligen Beschäfti-
gungsverhältnis zeigt, dass der An-
teil von Frauen an den Teilzeit be-
schäftigten Einpendlern mit 86,2 %
sehr deutlich über den 36,0 % lag,
welche Frauen an allen Berufsein-
pendlern in Nordrhein-Westfalen er-
reichten. Demgegenüber fiel der
Frauenanteil bei den Einpendlern in
Vollzeitbeschäftigung mit 30,6 %
deutlich geringer aus. 

Der vergleichsweise hohe Anteil von
Frauen an den innergemeindlichen
Berufspendlern mag darin begrün-
det sein, dass sie wesentlich häufiger
als Männer die Betreuung von Kin-
dern übernehmen und somit eine
dem Wohnort nahe Arbeitsstätte ei-
nen entsprechend höheren Stellen-
wert besitzt. Diese Vermutung wird
auch durch die Ergebnisse einer ge-
schlechterspezifischen Betrachtung
von innergemeindlichen Berufspend-
lern nach dem Beschäftigungsver-
hältnis untermauert. Hier lag der An-
teil von Frauen an den innerge-
meindlichen Pendlern in Teilzeitbe-
schäftigung mit 90,0 % noch über
den entsprechenden sehr hohen Ver-
gleichswerten für Aus- und Einpend-
ler in Teilzeitbeschäftigung. Ein Ver-
gleich der kreisfreien Städte mit den
kreisangehörigen Gemeinden Nord-
rhein-Westfalens ergab zwar, dass in
den kreisangehörigen Gemeinden
die Zahl der übergemeindlichen
Pendler stets über der Anzahl der
übergemeindlichen Pendler in den
kreisfreien Städten lag und die in-
nergemeindlichen Pendler genau das
gegenteilige Bild aufwiesen. Zwi-
schen den Geschlechtern zeigten sich
hingegen keine signifikanten Unter-
schiede.

Die Ergebnisse der Pendlerrechnung
Nordrhein-Westfalen zeigten weiter-
hin deutliche Unterschiede in der Al-
tersstruktur der erwerbstätigen
Pendler. So stellten die 25- bis 35-
Jährigen mit 0,9 Mill. Berufsauspend-
lern bzw. 1,0 Mill. Berufseinpendlern
die stärkste Gruppe. Es folgten je-
weils die Gruppen der 35- bis 45-Jäh-
rigen und der 45- bis 65-Jährigen.
Zum Zeitpunkt der VZ 87 entfielen
die meisten Berufspendler noch auf
die Gruppe der 45- bis 65-Jährigen,
was unter den Auspendlern einem
Anteil von 39,5 % und unter den
Einpendlern einem Anteil von
28,9 % an allen erwerbstätigen Ein-
pendlern entsprach. Eine Ausnahme
bildete hier lediglich die Gruppe der
unter 25-jährigen erwerbstätigen
Pendler. So ging zwischen 1987 und
1998 die Anzahl der bis 25-jährigen
Berufsauspendler um 34,0 % und die
Zahl der bis 25-jährigen Berufsein-
pendler um 31,6 % zurück. Auch bei
der Betrachtung nach Altersklassen
zeigten die Ergebnisse für innerge-
meindliche Pendler ein Spiegelbild
der übergemeindlichen Pendler. Hier
stellten mit 0,7 Mill. Personen die 45-
bis 65-Jährigen die größte Gruppe
der innergemeindlichen Berufspend-
ler, was einem Anteil von 36,2 %
entsprach. Es folgte die Gruppe der
35- bis 45-Jährigen und die Gruppe
der 25- bis 35-Jährigen.

Pendlerverflechtungen
in Nordrhein-Westfalen

Die Interdependenz zwischen einer
ausgebauten Verkehrsinfrastruktur
und der zunehmenden Trennung
von Wohn- und Arbeitsstätte führte
in der Verkehrsentwicklung zu
wachsenden Distanzen, die von den
Berufspendlern zurückgelegt wer-
den. Aus den Angaben der Pendler-
rechnung ist die starke Dezentrali-
sierung von Arbeit, welche zu groß-
räumigen Strukturen führte, die
weit über die Grenzen der jeweili-
gen Wohngemeinden hinausgehen,
gut ablesbar. Die Trennung von
Wohn- und Arbeitsstätte induziert,
insbesondere während der verkehrs-
reichen Stunden der Werktage, zu-
nehmend stärkere Verkehrsströme.
Die Pendlerangaben zeigen weiter-
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Berufspendler 1998 nach Art des Beschäftigungsverhältnis 

Regionale 
Gliederungsebene

Berufspendler

insgesamt
davon

Auspendler

insgesamt weiblich

Vollzeitbeschäftigte

zusammen weiblich

Teilzeitbeschäftigte

zusammen weiblich

Nordrhein-Westfalen
davon
kreisfreie Städte

2 932 498 1 058 870

 777 129  266 234
kreisangehörige
Gemeinden 2 155 369  792 636

2 645 693  811 322

 705 688  209 647

286 805 247 548

71 441 56 587

1 940 005  601 675 215 364 190 961

Einpendler

Nordrhein-Westfalen
davon

3 015 207 1 084 705

kreisfreie Städte
kreisangehörige
Gemeinden

1 338 923  485 704

1 676 284  599 001

2 721 815  831 723 293 392 252 982

1 208 397  376 900

1 513 418  454 823

130 526 108 804

162 866 144 178

innergemeindliche Pendler

Nordrhein-Westfalen 3 820 624 1 660 092
davon
kreisfreie Städte
kreisangehörige
Gemeinden

1 973 397  882 451

1 847 227  777 641

3 320 017 1 209 338 500 607 450 754

1 701 044  645 307

1 618 973  564 031

272 353 237 144

228 254 213 610
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hin, dass dieser Wandel nicht nur zu
wachsenden Pendlerverflechtungen
von Erwerbstätigen, sondern auch
zu steigenden Pendlerströmen von
Schüler(inne)n und Student(inn)en
führte.

Pendlerströme

Auf Gemeindeebene verzeichneten
aufgrund der Einwohnerzahlen er-
wartungsgemäß die kreisfreien Städ-

te die höchsten Auspendlerzahlen.
Mit deutlichem Abstand wies Köln
die höchste Auspendlerzahl aller
nordrhein-westfälischen Gemeinden
auf. Von den insgesamt 81 299 Aus-
pendlern nahmen die Ströme in die
kreisfreien Städte Leverkusen, Düs-
seldorf und Bonn die Spitzenpositio-
nen ein. Elf Jahre zuvor zeigte sich
eine andere Reihenfolge. 1987 wies
Essen die größte Auspendlerzahl auf,
gefolgt von Duisburg und Köln. Zwi-
schen 1987 und 1998 verzeichnete

Düsseldorf mit 100,0 % den stärks-
ten Anstieg von Auspendlern, ge-
folgt von Köln mit einer Zunahme
von 81,1 %.

Auch die Pendlerströme zwischen
Wohnort und Ausbildungsstätte ha-
ben deutlich zugenommen. Während
die Zahl der Berufsauspendler in Düs-
seldorf um 95,3 % zunahm, erfuhren
die Ausbildungspendlerströme aus
Düsseldorf eine Steigerung um
134,8 %.
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Berufspendler 1987 und 1998 nach Altersgruppen 

Altersgruppe 
––––––

Berichtsjahr

Berufsauspendler

NRW

davon

Berufseinpendler

NRW

davon

Alter von ... bis
unter ... Jahren

kreisfreie
Städte

kreis-
angehörige
Gemeinden

kreisfreie
Städte

unter 25

25 - 35

1987
1998

 452 335
 298 662

1987  604 165

35 - 45

1998  925 554

1987
1998

 492 032
 851 354

84 865
64 113

 367 470
 234 549

147 780  456 385

 457 207
 312 653

 174 440
 117 560

 612 465  281 874
265 172  660 382

120 899
225 540

 371 133
 625 814

 974 191  417 131

 498 851
 908 458

 249 776
 386 382

45 - 65 1987  630 853
1998  848 652

65 und mehr

Insgesamt

1987
1998

 3 839
 8 276

1987 1 595 599

152 234  478 619
219 983  628 669

 640 327  329 480
 914 529  413 639

1 119
2 321

 2 720
 5 955

368 457 1 227 142

 3 891
 11 040

 2 212
 4 211

2 212 741 1 037 782
1998 2 932 498 777 129 2 155 369 3 015 207 1 338 923

Innergemeindliche Berufspendler

NRW

davon

kreis-
angehörige
Gemeinden

kreisfreie
Städte

kreis-
angehörige
Gemeinden

 282 767
 195 093

 429 396
 386 407

 330 591  564 110

  ...
 196 672

  ...
 189 735

  ...   ...
 557 060  974 989

 249 075
 522 076

 495 282
1 031 328

 527 828  447 161

  ...
 530 856

  ...
 500 472

 310 847  856 753
 500 890 1 381 347

  ...   ...
 696 635  684 712

 1 679
 6 829

 10 580
 46 553

1 174 959 2 356 121

  ...
 21 406

  ...
 25 147

  ...   ...
1 676 284 3 820 624 1 973 397 1 847 227

Größte Auspendlerströme 1987 und 1998

Herkunfts-
gemeinde Zielgebiet

Auspendler

insgesamt
davon

Köln, krfr. Stadt über die Gemeindegrenzen

1987 1998

44 889 81 299

Berufspendler

1987 1998

40 732 73 941
darunter nach Leverkusen, krfr. Stadt

Düsseldorf, krfr. Stadt
Bonn, krfr. Stadt

Essen, krfr. Stadt über die Gemeindegrenzen
darunter nach Düsseldorf, krfr. Stadt

Bochum, krfr. Stadt
Mülheim an der Ruhr, krfr. St.

9 594
3 587

8 608
7 567

4 035 6 563

9 498
3 303

8 491
6 587

2 955 5 752

47 010
6 435

67 873
9 360

6 455
5 755

8 142
6 803

42 152
6 018

60 347
8 795

4 036
5 616

4 897
6 515

Duisburg, krfr. Stadt über die Gemeindegrenzen
darunter nach Düsseldorf, krfr. Stadt

Essen, krfr. Stadt

Dortmund, krfr. Stadt

Krefeld, krfr. Stadt

über die Gemeindegrenzen
darunter nach Bochum, krfr. Stadt

46 228 65 777
10 021

4 026
14 087

6 307

42 198 60 588
9 107
3 512

13 143
5 098

4 963 5 384

41 778
9 519

63 702
12 725

4 564 4 995

36 965
6 896

56 025
8 591

Düsseldorf, krfr. Stadt

Essen, krfr. Stadt
Hagen, krfr. Stadt

über die Gemeindegrenzen
darunter nach Neuss, Stadt

Ratingen, Stadt
Köln, krfr. Stadt

2 483
2 396

4 205
3 247

30 062 60 129

2 266
2 181

3 767
3 160

26 454 51 658
4 302
3 104

5 801
5 545

3 010 5 054

4 216
2 963

5 751
5 048

1 915 3 737

Ausbildungspendler

1987 1998

4 157 7 358
 96
 284

 117
 980

1 080  811

4 858
 417

7 526
 565

2 419
 139

3 245
 288

4 030 5 189
 914
 514

 944
1 209

 399  389

4 813
2 623

7 677
4 134

 217
 215

 438
 87

3 608 8 471
 86
 141

 50
 497

1 095 1 317



Statistische Analysen und Studien NRW  4/2001

Es überrascht nicht, dass die kreis-
freien Städte eine hohe Attraktivität
für die angrenzenden Gemeinden
aufwiesen. Somit besetzten unter
den führenden Einpendlerverflech-
tungen nur kreisfreie Städte die ers-
ten fünf Positionen. Auch hier nahm
Köln mit 247 256 Einpendlern den
ersten Platz ein, dicht gefolgt von
Düsseldorf mit 232 790 Einpendlern.
Anders als bei den Auspendlerer-
gebnissen, befanden sich hier zahl-
reiche kreisangehörige Gemeinden
unter den führenden Herkunftsge-
meinden. Zwischen 1987 und 1998
verzeichneten Essen mit 49,2 % und
Dortmund mit 43,3 % die stärkste

Zunahme an Einpendlern. Bonn,
1987 noch an dritter Stelle unter
den stärksten Einpendlergemeinden
in Nordrhein-Westfalen, konnte mit
lediglich 16,6 % Wachstum der Ein-
pendlerzahlen nicht nennenswert an
der allgemeinen Entwicklung parti-
zipieren. Die Zunahme der Einpend-
lerzahlen von Schüler(inne)n und
Student(inn)en lag mit 97,9 % in Es-
sen am höchsten. Bis auf Bonn
(–11,6 %) verzeichneten alle hier ab-
gebildeten Gemeinden unter den
Ausbildungseinpendlern einen deut-
licheren Zuwachs als unter den Be-
rufseinpendlern. Der Trend zur
Schaffung größerer Schulen, die Ein-

richtung von bestimmten Schultypen
sowie die Steigerung von Jahrgangs-
anteilen in Gymnasien könnte hier-
für verantwortlich sein. Bei den Stu-
dent(inn)en kam es durch die Grün-
dung neuer Hochschulen bzw.
Standorte in der Fläche zu einer ge-
genläufigen Entwicklung, was die
hohen Ausbildungsauspendlerzah-
len z. T. erklärt.

Auffallend war bei der aufgeführ-
ten Auswahl der fünf Gemeinden
mit den stärksten ausgehenden
Pendlerverflechtungen, dass die
größten Ströme in den meisten Fäl-
len von einer kreisfreien Stadt in

eine andere kreisfreie Stadt gingen.
Die Betrachtung der bedeutendsten
Einpendlerströme zeigt ein gegen-
teiliges Bild. Hier stellten in der Re-
gel kreisangehörige Gemeinden als
so genannte Schlafstätten der Kern-
gemeinden die bedeutendsten Her-
kunftsgemeinden von Pendlern. Da-
mit sind zahlreiche kreisfreie Städ-
te für Pendler aus anderen kreis-
freien Städten und vielen kreisan-
gehörigen Gemeinden ein attrakti-
ves Ziel.

Pendlersalden

Angesichts der bestehenden Interde-
pendenzen zwischen einer guten Ver-
kehrsinfrastruktur und der Stärke von
Verkehrsströmen, gehen die Einzugs-
gebiete der nordrhein-westfälischen
Gemeinden häufig weit über die typi-
schen Nahbeziehungen hinaus. Zur
Verdeutlichung der Zusammenhänge
ist es jedoch ausreichend, hier nur die
dominierenden Pendlerströme zu be-
rücksichtigen. Bedeutsam für zahlrei-
che weitergehende Analysen ist die
Ermittlung der gemeindebezogenen
Pendlerbewegungen im Verhältnis zu
anderen Gemeinden. Gerade in den

eng verflochtenen Wirtschafts- und
Arbeitsmarktregionen in Nordrhein-
Westfalen gibt es zahlreiche die Ge-
meindegrenzen überschreitende Pend-
lerströme, welche die „Konkurrenz“
der regionalen Gebietseinheiten deut-
lich werden lassen. 

Zur Bestimmung der Bedeutung einer
Gemeinde innerhalb einer Region
wurde der Pendlersaldo8) herangezo-
gen. Die folgende Tabelle zeigt die

32

Größte Einpendlerströme 1987 und 1998

Zielgemeinde Herkunftsgebiet

Einpendler

insgesamt
davon

Köln, krfr. Stadt außerhalb der Gemeindegrenzen

1987 1998

188 155 247 256

Berufspendler

1987 1998

161 587 207 197
darunter aus Bergisch Gladbach, Stadt

Pulheim, Stadt
Hürth, Stadt

Düsseldorf, krfr. Stadt außerhalb der Gemeindegrenzen
darunter aus Neuss, Stadt

Duisburg, krfr. Stadt
Ratingen, Stadt

15 660
13 631

15 254
12 082

8 688 9 382

13 678
12 261

13 466
10 936

7 262 8 371

184 933
18 128

232 790
15 952

10 021
16 801

14 087
13 985

170 856
16 838

212 136
14 749

9 107
15 588

13 143
13 201

Essen, krfr. Stadt außerhalb der Gemeindegrenzen
darunter aus Gelsenkirchen, krfr. Stadt

Mülheim an der Ruhr, krfr. St.

Dortmund, krfr. Stadt

Bochum, krfr. Stadt

außerhalb der Gemeindegrenzen
darunter aus Lünen, Stadt

74 873 111 739
7 980
8 064

9 984
9 948

66 480 95 126
7 084
7 122

8 765
8 151

7 054 9 250

71 627
7 277

102 612
8 067

6 516 8 258

59 474
6 556

82 128
7 242

Bonn, krfr. Stadt

Bochum, krfr. Stadt
Castrop-Rauxel, Stadt

außerhalb der Gemeindegrenzen
darunter aus Sankt Augustin, Stadt

Köln, krfr. Stadt
Bornheim, Stadt

4 747
4 903

7 176
4 907

86 819 101 212

3 905
4 478

5 383
4 596

69 492 85 888
8 877
4 035

7 220
6 563

5 764 5 918

7 338
2 955

6 330
5 752

4 773 5 108

Ausbildungspendler

1987 1998

26 568 40 059
1 982
1 370

1 788
1 146

1 426 1 011

14 077
1 290

20 654
1 203

 914
1 213

 944
 784

8 393 16 613
 896
 942

1 219
1 797

 538  992

12 153
 721

20 484
 825

 842
 425

1 793
 311

17 327 15 324
1 539
1 080

 890
 811

 991  810

–––––––––––
8) Pendlersaldo = Einpendler – Auspendler.
Überwiegen die Einpendlerzahlen, so wird von
einem positiven Pendlersaldo gesprochen, sind
die Auspendlerzahlen größer, so ist der Pend-
lersaldo negativ.



Statistische Analysen und Studien NRW  4/2001

zehn nordrhein-westfälischen Ge-
meinden mit den höchsten positiven
und negativen Pendlersalden. Zur
besseren Vergleichbarkeit werden
die Pendlerströme insgesamt jeder
Gemeinde im prozentualem Verhält-
nis zur entsprechenden Wohnbevöl-
kerung bzw., wenn es sich um Be-
rufspendler handelt, zu den Erwerbs-
tätigen oder, wenn es sich um Aus-
bildungspendler handelt, zu den
Schüler(inne)n und Student(inn)en in
der Gemeinde betrachtet. Daher
weist die Tabelle neben den Pendler-
salden auch deren Anteile an der je-
weiligen Gesamtheit aus. 

Nach den Ergebnissen der Pendler-
rechnung Nordrhein-Westfalen er-
reichte die kreisfreie Stadt Düssel-
dorf mit 172 661 Personen landes-
weit den größten positiven Pendler-
saldo. Bezogen auf die Zahl aller Er-
werbstätigen, Schüler(inne)n und
Student(inn)en am Arbeits- bzw.
Ausbildungsort9) waren rein rechne-
risch in Düsseldorf 35,4 % mehr Ar-
beits- und Ausbildungsplätze vor-
handen, als durch die eigene Bevöl-
kerung nachgefragt wurden.10) In
Oberhausen überwogen dagegen die
Auspendler. So betrug hier der Aus-
pendlerüberschuss 13 456 Personen.
Damit wies Oberhausen per saldo
14,1 % weniger Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze aus, als von der dortigen
Bevölkerung nachgefragt wurden.

Die Auflistung von Gemeinden mit
den größten positiven und negati-
ven Pendlersalden verdeutlicht, dass
die so genannten Monozentren
– wie z. B. Aachen, Münster oder
Bielefeld – zumindest in ihrer regio-
nalen Bedeutung traditionelle Ein-
pendlergemeinden sind. Weiterhin
erreichten Münster, Bochum und Aa-
chen eine Spitzenstellung durch den
sehr hohen Einpendlerüberschuss
von Schüler(inne)n und Stu-
dent(inn)en, was als Indiz für die
große Attraktivität der jeweiligen
Ausbildungsstätten über die Ge-

meindegrenze hinweg gewertet
werden muss. Erwartungsgemäß
sind Gemeinden in Randlagen der
traditionellen Einpendlerzentren
– wie z. B. Pulheim zu Köln, Castrop-
Rauxel zu Dortmund, Dorsten zu
Gelsenkirchen oder Ratingen zu Düs-
seldorf – klassische Auspendlerorte.

Aus diesen Analyseergebnissen lie-
ßen sich recht eindeutig zwei Ge-
meindetypen bestimmen. Zum einen
wurden traditionelle Kernregionen
mit einem weit in das Umland rei-
chenden Einzugsgebiet und zum an-
deren Gemeinden in Großstadtrand-
lage bzw. im Umland von städti-
schen Kernregionen identifiziert. Un-
ter dem Gesichtspunkt eng verfloch-
tener Wirtschafts- und Arbeitsmärk-
te waren die Randgemeinden durch
hohe Anteile von Berufsauspendlern
an den Erwerbstätigen am Wohnort
gekennzeichnet, während die städti-
schen Kerngemeinden eine hohe An-
zahl von Berufsein- und Berufsaus-
pendlern bei gleichzeitig hohen Er-

werbstätigenzahlen am Arbeitsort
aufwiesen.

Die Ergebnisse der Pendlerrechnung
belegen deutlich die durch eine ge-
wachsene Mobilität hervorgerufene
Ausweitung des städtischen Sied-
lungsraums. Am Rand und im Um-

land der städtischen Kernregionen,
die als Arbeitsmarkt oder Ausbil-
dungsort eine übergeordnete Be-
deutung besitzen, sind aufgelocker-
te Siedlungsräume entstanden. Da-
mit wurden nicht nur die durch-
schnittlichen Distanzen der täglich
zurückgelegten Wege von Pendlern
größer, sondern auch die Stärke von
einzelnen Strömen nahm zu. Die zu-
nehmenden zentripetalen Tenden-
zen oder auch Sogwirkungen, wel-
che vom Arbeitsplatzangebot in den
Kernregionen auf die Berufspendler
des Umlandes ausgehen, ließen sich
exemplarisch an den Berufseinpend-
lerströmen von Düsseldorf und Köln
ablesen. 
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–––––––––––
9) Die Zahl der Erwerbstätigen, Schüler(inne)n
und Student(inn)en wird als Summe aus den in-
nergemeindlichen Berufs- und Ausbildungs-
pendlern sowie den Berufs- und Ausbildungs-
einpendlern gebildet und lag 1998 für die
kreisfreie Stadt Düsseldorf bei 488 035 Perso-
nen. – 10) Für die Stadt Düsseldorf: 172 661
Pendler / 488 035 Erwerbstätige, Schüler/-innen
und Student(inn)en = 35,4 %.

Pendlersalden in ausgewählten Gemeinden 1998

Gemeinde

Pendlersaldo

insgesamt
davon

Gemeinden mit den größten positiven Pendlersalden

Anzahl

Anteil
an allen

Erwerbstäti-
gen, Schüler/
-innen u. Stu-
dent(inn)en

%

Berufspendler

Anzahl

Anteil
an allen 
Erwerbs-
tätigen 

% 

Ausbildungspendler

Anzahl

Anteil 
an allen
Schüler/

-innen und
Stuent(inn)en

% 

Kreisfreie Städte
Düsseldorf
Köln

+172 661
+165 957

35,4
23,9

Münster
Bonn
Aachen
Essen

+70 783
+68 666

31,4
28,5

+50 148
+43 866

26,2
12,6

+160 478
+133 256

40,6
26,2

+12 183
+32 701

13,2
17,6

+41 187
+57 333

28,9
34,1

+33 141
+34 779

26,3
13,8

+29 596
+11 333

35,6
15,5

+17 007
+9 087

26,2
9,4

Bochum
Dortmund
Bielefeld
Paderborn

+39 786
+38 910

16,7
11,8

+38 782
+25 095

18,0
24,0

Gemeinden mit den größten negativen Pendlersalden

+16 143
+26 103

10,5
11,4

+26 570
+16 106

17,7
24,0

+23 643
+12 807

27,8
12,7

+12 212
+8 989

18,9
24,1

Kreisfreie Stadt
Oberhausen

Stadt Meerbusch
Kreisfreie Stadt

–13 456 14,1
–11 282 60,9

Herne
Städte
Bornheim
Castrop-Rauxel

–11 208 16,0

–10 876
–10 449

84,1
37,1

–9 143 13,4
–9 773 77,2

–4 313 15,8
–1 509 25,7

–8 322 17,5

–9 481
–9 346

120,1
53,1

–2 886 13,0

–1 395
–1 103

27,7
10,5

Erftstadt
Kaarst
Dorsten
Pulheim

–10 279
–9 591

65,8
69,1

–9 545
–9 405

28,5
48,9

Kerpen –9 289 37,9

–9 348
–8 497

101,4
92,0

–8 047
–8 924

38,3
73,1

 –931
–1 094

14,5
23,5

–1 498
 –481

12,0
6,9

–7 789 48,2 –1 500 18,0
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Während Düsseldorf 1987 einen Be-
rufspendlersaldo von 144 402 Perso-
nen aufwies, lag dieser Wert 1998
bereits bei 160 478 Personen. Damit
verteidigte Düsseldorf die Spitzenpo-
sition als Gemeinde mit dem höchs-
ten positiven Berufspendlersaldo un-
ter allen nordrhein-westfälischen Ge-
meinden. Die herausgehobene Be-
deutung Düsseldorfs für die im Um-
land wohnhaften Erwerbstätigen
zeigte sich u. a. auch daran, dass in
fünf Gemeinden mehr als die Hälfte
der Auspendler Düsseldorf als Ziel
hatten. So pendelten 1998 aus Ratin-
gen 58,4 %, aus Meerbusch 55,3 %,
aus Erkrath 53,2 %, aus Neuss 52,6 %
und aus Hilden 50,5 % der Berufs-
auspendler nach Düsseldorf aus. 

Die Entwicklung des Pendlersaldos
von Köln, welcher von 120 855 Per-
sonen im Jahre 1987 auf 133 256 Per-
sonen im Jahr 1998 anstieg, zeigte
ebenfalls in die gleiche Richtung.
Nach den Ergebnissen der Pendler-
rechnung stellte Köln insbesondere
für die Berufsauspendler aus den Ge-
meinden Pulheim (68,8 %), Hürth
(62,2 %), Frechen (61,8 %), Wesse-
ling (58,9 %), Bergisch Gladbach
(58,4 %) und Rösrath (55,3 %) die
zentrale Kernregion dar. Auch Biele-
feld, Bonn, Münster oder Aachen
waren von Gemeinden umgeben,
deren Auspendler in die entspre-
chende Kerngemeinden Anteile an
allen Berufsauspendlern von über
50 % erreichten.

Einzugsgebiete
von Berufspendlern

Die eng verflochtenen Wirtschafts-
und Arbeitsmärkte in Nordrhein-
Westfalen einerseits sowie die „Kon-
kurrenz“ der regionalen Gebietsein-
heiten, ausgedrückt als Gemeinde-
grenzen überschreitende Pendler-
ströme, andererseits, ließen die Ab-
grenzung von Arbeitsmarktregionen
anhand der Pendlerrechnung inte-
ressant erscheinen. Auf Basis der
Pendlerdaten wurden unabhängig
von der kommunalen Gebietseintei-
lung für Nordrhein-Westfalen, ähn-
lich der Einteilung nach Verkehrsre-
gionen, so genannte Pendler-Ein-
zugsgebiete gebildet.

Für die als Monozentrum zu be-
zeichnenden Gemeinden – wie z. B.
Bielefeld, Münster oder Siegen – ge-
staltete sich die Abgrenzung von
Einzugsgebieten recht einfach. So
lag hier das typische Bild von Soli-
tärstädten vor, welche sich einge-
bunden in einem Kranz von Gemein-
den befanden, deren Auspendler
zum größten Teil die Kerngemeinde
als Ziel hatten. Schwieriger gestalte-
te sich hingegen eine Abgrenzung
der Einzugsgebiete von Gemeinden
in den hochverdichteten Ballungs-
räumen, wie z. B. dem Ruhrgebiet,
mit einer großen Nähe von Groß-
städten, deren Einzugsgebiete sich
stark überschneiden. Hier ergab sich
eine mehrpolige Ausrichtung der
Pendlerströme, so beispielsweise
zwischen Essen und Bochum sowie
Duisburg und Oberhausen. Gleiches
 – wenn auch weniger ausgeprägt –
gilt für Köln und Bonn oder Köln
und Düsseldorf. Im Kern der Bal-
lungsräume überwogen Pendlerströ-
me zwischen benachbarten Gemein-
den und erst am Rand dieser Region
wurden die Zielrichtungen der Pend-
ler deutlicher sowie die zurückge-
legte Distanz größer. 

Infolge der großen strukturellen
Ähnlichkeit der Herkunfts- und Ziel-
gemeinden im nordrhein-westfä-
lischen Ballungszentrum Ruhrgebiet
waren kaum eindeutige Abhängig-
keiten und Einzugsgebiete erkenn-
bar. Das Ruhrgebiet bildet den Be-
völkerungskern von Nordrhein-West-
falen, ist mit 5,4 Mill. Einwohnern
sowie einer Fläche von 4 432 Qua-
dratkilometern das größte zusam-
menhängende Siedlungsgebiet Euro-
pas und galt lange Zeit als eine der
größten Agglomerationen der Welt.
Aus diesem Grund wurden die im
Kommunalverband Ruhrgebiet (KVR)
zusammengeschlossenen kreisfreien
Städte als eine gemeinsame Kernre-
gion mit einem gemeinsamen Ein-
zugsgebiet betrachtet.11) Unberück-
sichtigt blieben die dem Kommunal-
verband Ruhrgebiet zugehörigen

Gemeinden der Kreise Ennepe-Ruhr-
Kreis, Recklinghausen, Unna und
Wesel, da die Masse der Berufspend-
ler aus den entsprechenden kreisan-
gehörigen Gemeinden in die elf
kreisfreien Städte des Verbandes
auspendelten. Dementsprechend stel-
len die Gemeinden dieser vier Kreise
traditionell das Einzugsgebiet der
kreisfreien Städte des Kommunalver-
bands Ruhrgebiet.

Zur Bestimmung von Pendler-Ein-
zugsgebieten richtete sich ein erster
Schritt auf die Identifikation der so
genannten Kerngemeinden in Nord-
rhein-Westfalen, um die sich andere
Gemeinden als Randregionen grup-
pierten und damit das Einzugsgebiet
im engeren Sinne bildeten. Zur Iden-
tifikation von Kerngemeinden wur-
den zunächst die Berufsauspendler-
ströme betrachtet, deren Anteil an
allen Berufsauspendlern der jeweili-
gen Gemeinde mindestens 50 % be-
trug. Mit dem Vorgehen, nur die do-
minanten Pendlerverflechtungen
(mindestens 50 % der Berufsaus-
pendler) in die Berechnung einzube-
ziehen, konnten die näheren Ein-
zugsgebiete von Erwerbstätigen in
den zentralen Gemeinden abge-
grenzt werden. Eine Sortierung nach
Zielgemeinden ergab eine Konzen-
tration auf lediglich 18 Gemeinden,
zuzüglich der elf kreisfreien Städte
des Kommunalverband Ruhrgebiet,
die als eine Kernregion zu betrach-
ten sind.12)

Auf diese Weise konnten Gemeinden
identifiziert werden, welche – ent-
sprechend ihrer regionalen Bedeu-
tung in Nordrhein-Westfalen, also
unabhängig von der Einwohnerzahl,
der Erwerbstätigenzahl oder der An-
zahl von Berufsein- und Berufsaus-
pendlern – als so genannte Arbeits-
marktkernregion bezeichnet werden
können. Über die Auswertung aller
Gemeinden nach der Größe von Be-
rufsauspendlerströmen mit einem
Anteil von mindestens 50 % an allen
Berufsauspendlern der jeweiligen
Gemeinde, wurden gleichzeitig so
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11) Der Kommunalverband Ruhrgebiet umfasst
laut KVR-Gesetz die elf kreisfreien Städte Bo-
chum, Bottrop, Dortmund, Duisburg, Essen,
Gelsenkirchen, Hagen, Hamm, Herne, Mülheim
an der Ruhr und Oberhausen sowie die vier
Kreise Ennepe-Ruhr-Kreis, Recklinghausen,
Unna und Wesel.

–––––––––––
12) Weiterhin pendeln aus Lotte 53,8 Prozent
der Auspendler nach Osnabrück. Da die Zielre-
gion Osnabrück jedoch in Niedersachsen liegt,
unterbleibt eine weitere Einbeziehung in die
Analyse.
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genannte Kerneinzugsgebiete von
Berufspendlern für die jeweilige Ziel-
gemeinde gebildet. Die nebenste-
hende Tabelle zeigt die Kerngemein-
den sowie die Herkunftsgemeinden,
welche dominante Berufspendler-
ströme in die jeweilige Zielgemeinde
aufwiesen. Der Anteil des ausgewie-
senen Auspendlerstroms an allen Be-
rufsauspendlern der Herkunftsge-
meinde kann als Attraktivitätsmaß
der Kernregion für die Berufsaus-
pendler der jeweiligen Herkunftsge-
meinde gelten.

Nachdem anhand der Pendlerdaten
für Nordrhein-Westfalen die Kernge-
meinden sowie das jeweils zugehöri-
ge Kerneinzugsgebiet von Erwerbs-
tätigen bestimmt wurde, konnten
für jede dieser Kerngemeinden wei-
tere Gemeinden den Einzugsgebie-
ten zugeordnet werden, deren Pend-
lerzentripetalität in der Regel mit
wachsender Entfernung zum Kern
immer weiter abnahm. Hierzu wur-
den die nordrhein-westfälischen Her-
kunftsgemeinden bestimmt, welche
einen Berufsauspendlerstrom in eine
der Zielregionen besaßen, dessen
Anteil jeweils 40 bis unter 50 % und
30 bis unter 40 % aller Berufspendler
der jeweiligen Gemeinde erreichte.
In der hier vorgestellten Gesamtbe-
trachtung wurde auf eine weitere
Zuordnung von Gemeinden mit Be-
rufspendlerströmen, deren Anteil
weniger als 30 % an allen Berufsaus-
pendlern betrug, aufgrund fehlen-
der Eindeutigkeit verzichtet. So wie-
sen mit abnehmender Dominanz der
Pendlerverflechtung eine zunehmen-
de Zahl von Gemeinden in ähnlicher
Größenordnung Berufspendler in
mehr als eine der hier identifizierten
Kerngemeinden auf. Zudem stieg
mit abnehmender Dominanz der
Pendlerverflechtung die Zahl der
Zielregionen überproportional um
jene Gemeinden an, die in anderen
Abgrenzungen als Mittel- oder Un-
terzentren innerhalb einer Region
bezeichnet werden. Hier lautete je-
doch die Fragestellung, so genannte
Kernregionen oder eben Oberzen-
tren für die nordrhein-westfälischen
Berufspendler zu identifizieren, um
damit Rückschlüsse auf Wirtschafts-
und Arbeitsmarktregionen vorneh-
men zu können. Im Rahmen der vor-
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Herkunfts- und Zielgemeinden dominanter Berufsauspendlerströme 1998

Herkunftsgemeinde Zielgemeinde

Berufspendler der Herkunftsgemeinde

Aus-
pendler

Anteil 
an Aus-
pendler

insgesamt

Ein-
pendler

Pendler-
saldo 

von

Anzahl

nach

% Anzahl

Pulheim, Stadt 
Hürth, Stadt 
Frechen, Stadt 
Bergisch Gladbach, Stadt 

Köln, krfr. Stadt 10 936
8 371
7 250

13 466
Rösrath 
Wesseling, Stadt 
Ratingen, Stadt 
Meerbusch, Stadt 

4 035
4 701

Düsseldorf, krfr. Stadt 13 201
9 029

68,8
62,2

2 241
3 458

61,8
58,4

3 778
4 840

–8 695
–4 913
–3 472
–8 626

55,3
53,9

1 047
1 403

58,4
55,3

5 048
1 039

–2 988
–3 298
–8 153
–7 990

Erkrath, Stadt 
Neuss, Stadt 
Hilden, Stadt 
Leopoldshöhe 

7 885
14 749

Bielefeld, krfr. Stadt 
7 388
2 715

Schloß Holte-Stukenbrock 
Oerlinghausen, Stadt 
Steinhagen 
Werther (Westf.), Stadt 

3 401
2 933
2 845
1 692

53,2
52,6

2 153
5 751

50,5
56,3

3 567
 697

–5 732
–8 998
–3 821
–2 018

56,0
55,9

1 041
1 027

53,5
51,2

1 631
 528

–2 360
–1 906
–1 214
–1 164

Wachtberg 
Alfter 
Meckenheim, Stadt 
Königswinter, Stadt 

Bonn, krfr. Stadt 3 906
4 485
3 759
5 002

Havixbeck 
Telgte, Stadt 
Altenberge 
Senden 

Münster, krfr. Stadt 2 193
2 945
1 612
3 256

69,4
65,8

 347
 741

60,4
50,1

1 191
 974

–3 559
–3 744
–2 568
–4 028

68,6
64,8

 287
 739

63,3
61,7

 267
 554

–1 906
–2 206
–1 345
–2 702

Greven, Stadt 
Everswinkel 
Nottuln 
Sendenhorst, Stadt 

4 148
1 371
2 559
1 346

Würselen, Stadt 
Roetgen 
Stolberg (Rhld.), Stadt 
Herzogenrath, Stadt 

Aachen, krfr. Stadt 5 778
1 476
6 029
6 714

56,2
55,6

 970
 293

51,5
50,3

 393
 319

–3 178
–1 078
–2 166
–1 027

62,2
61,6

2 610
 130

58,2
56,8

2 224
1 553

–3 168
–1 346
–3 805
–5 161

Tönisvorst, Stadt 
Borchen 
Lichtenau, Stadt 
Bad Lippspringe, Stadt 

Krefeld, krfr. Stadt 
Paderborn, Stadt 

4 581
2 827
1 662
2 092

Altenbeken 
Salzkotten, Stadt 
Wilnsdorf 
Netphen 

1 578
2 894

Siegen, Stadt 4 147
3 899

51,2
71,3

1 396
 381

63,3
62,3

 211
1 313

–3 185
–2 446
–1 451

 –779
61,5
51,9

 141
 949

65,1
62,8

1 170
1 495

–1 437
–1 945
–2 977
–2 404

Freudenberg, Stadt 
Kreuztal, Stadt 
Hemer, Stadt 
Kreuzau 

2 315
3 037

Iserlohn, Stadt 
Düren, Stadt 

3 762
2 953

Hürtgenwald 
Merzenich 
Petershagen, Stadt 
Schalksmühle 

1 340
1 512

Minden, Stadt 
Lüdenscheid, Stadt 

3 819
1 570

56,1
50,8

1 160
2 126

52,2
61,4

2 868
 988

–1 155
 –911
 –894

–1 965
52,3
51,4

 218
 362

55,2
51,2

 550
 908

–1 122
–1 150
–3 269

 –662
Rhede, Stadt 
Isselburg, Stadt 
Erwitte, Stadt 
Bergneustadt, Stadt 

Bocholt, Stadt 2 723
1 277

Lippstadt, Stadt 
Gummersbach, Stadt 

2 113
2 151

Kranenburg 
Bedburg-Hau 
Bad Sassendorf 

Kleve, Stadt 1 320
1 552

Soest, Stadt 1 370

61,7
50,9

1 093
 536

54,4
51,3

 936
1 222

–1 630
 –741

–1 177
 –929

59,4
55,7

 266
1 113

53,3  557

–1 054
 –439
 –813

Castrop-Rauxel, Stadt
Dinslaken
Schwerte
Witten

kreisfreien Städten des KVR 11 174
9 816
6 667
9 932

Herdecke, Stadt
Lünen
Hattingen, Stadt
Holzwickede

4 057
9 247
7 034
2 575

67,5
66,1

3 499
5 528

64,6
59,9

3 720
1 172

–7 675
–4 288
–2 947
–8 760

58,6
56,5

1 825
3 619

55,8
52,4

3 500
1 034

–2 232
–5 628
–3 534
–1 541

Herten, Stadt 6 981 51,6 5 639 –1 342
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liegenden Gesamtbetrachtung blie-
ben deshalb Gemeinden unberück-
sichtigt, welche als so genannte Mit-
tel- oder Unterzentren ebenfalls eine
gewisse Dominanz gegenüber den
jeweiligen Nachbargemeinden auf-
wiesen (z. B. Remscheid, Wuppertal,
Leverkusen, Gütersloh oder Ahaus),
jedoch z. T. schon deutlich im Ein-
zugsgebiet der 19 Kerngemeinden
liegen. Gleichwohl können natürlich
mit den Daten der Pendlerrechnung
Nordrhein-Westfalen unter regional
fokussierten Fragestellungen auch
anders abgegrenzte Einzugsgebiete
gebildet werden.

Die so für jede Kerngemeinde aus
den Pendlerherkunftsgemeinden ge-
bildeten Gürtel von Einzugsregionen
unterscheiden sich durch das Attrak-
tivitätsmaß, ausgedrückt im Anteil
des Auspendlerstroms an allen Be-
rufsauspendlern, welches die Zielre-
gion für die jeweilige Herkunftsge-
meinde besitzt. In den folgenden
drei Kartografien werden die 19
Kernregionen für Berufspendler in
Nordrhein-Westfalen dargestellt,
wobei die zugehörigen Einzugsge-
biete in einer schwächeren Farbab-
stufung zum jeweiligen Kern einge-
färbt sind. 

Im räumlichen Vergleich zeigte sich,
dass die Kerngemeinden als Ziel von
Berufspendlern in Nordrhein-Westfa-
len regional recht gleichmäßig ver-
teilt waren. Allerdings stellte auf-
grund der hohen Bevölkerungsdich-
te die Region an Rhein und Ruhr
eine Ausnahme dar. Die in den kreis-
freien Städten des Kommunalver-
bands Ruhrgebiet zusammengefass-
te Kernregion besaß aufgrund der
Größe und des hohen Bevölkerungs-
anteils für sehr viele Randgemeinden
eine hohe Attraktivität. Hier bildete
sich ein zusammenhängendes Ge-
biet, welches durch enge Pendlerver-
flechtungen sowohl zwischen dem
Kern und den Randgemeinden, als
auch zwischen Kerngemeinden
selbst gekennzeichnet war. Aber
auch die räumliche Nähe der Kern-
gemeinden Düsseldorf, Köln und
Bonn entlang des Rheins führte zu
direkt angrenzenden Einzugsgebie-
ten, welche sich jedoch über das At-
traktivitätsmaß der dominanten

Pendlerströme deutlich den jeweili-
gen Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
zentren zuordnen ließen. 

Zwischen Köln und Aachen konnte
sich Düren als bedeutendes Berufs-
pendlerziel etablieren. Charakteris-
tisch war das Bild der Pendlerver-
flechtungen am Rand dieser großen
Ballungsräume. So ließ sich am lin-
ken Niederrhein um die Gemeinde
Kleve und rechtsrheinisch um die Ge-
meinde Bocholt jeweils ein eigenes
Einzugsgebiet nachweisen. Rhein-
aufwärts bildete dann Krefeld eine
Kernregion mit einem vom Einzugs-
gebiet des Kommunalverbands Ruhr-
gebiet klar abgegrenzten Hinter-
land.

Die auf den Darstellungen deutlich
zu erkennenden Monozentren
Münster, Bielefeld, Paderborn oder
Siegen zeigten das klassische Bild ei-
nes Kerns inmitten eines Einzugsge-
bietes. Trotz der in der Vergangen-
heit vorgenommenen Eingemein-
dungen bildeten sich geschlossene
Gürtel von Gemeinden, aus denen
ein erheblicher Anteil der Berufs-
pendler die jeweilige Kerngemeinde
als Ziel hatte. In Nordost-Westfalen
beherrschte Minden eindeutig die
Region als Berufspendlerzentrum
und strahlte, ähnlich wie Bocholt,
auch in das niedersächsische Hinter-
land aus. Dagegen stellten die Ge-
meinden Lotte und Westerkappeln
für Osnabrück das Einzugsgebiet auf
nordrhein-westfälischer Seite dar.
Weiterhin besaßen die Gemeinden
Lippstadt, Soest, Lüdenscheid und
Gummersbach, zumindest was die
regionale Bedeutung anbelangt,
eine deutliche Attraktivität auf das
entsprechende Umland.

Insgesamt waren die einzelnen Ein-
zugsgebiete von Berufspendlern im
Nahbereich sehr intensiv mit ihrer
jeweiligen Kerngemeinde verbun-
den. An den Rändern dieser Ein-
zugsgebiete ließ die Pendlerzentri-
petalität deutlich nach und der Ein-
fluss benachbarter Kernregionen,
bzw. der hier nicht näher betrachte-
ten Mittel- und Unterzentren nahm
zu. Auch bestanden nennenswerte
Pendlerverflechtungen zwischen den
einzelnen Kerngemeinden, so bei-

spielsweise insbesondere zwischen
Köln und Bonn, Köln und Düsseldorf
oder Düsseldorf und Duisburg als
Mitglied der KVR-Region sowie na-
türlich zwischen den kreisfreien
Städten des Kommunalverbands Ruhr-
gebiet.

Einfluss des
Pendlersaldos
auf den Gemeinde-
größenvergleich

Die Analyse der Pendlerdaten hat
ergeben, dass 18 Gemeinden und
die kreisfreien Städte des Kommu-
nalverbands Ruhrgebiet für die Be-
rufspendler in Nordrhein-Westfalen
eine weit über die Gemeindegrenze
reichende Bedeutung besitzen. Für
große Teile der erwerbstätigen
Pendler in den zum Einzugsgebiet
gehörenden Randgemeinden war
die jeweilige Kerngemeinde/-region
das Ziel des Arbeitsweges. Die zent-
ralen Gemeinden/Regionen nehmen
damit die Funktion eines überörtli-
chen Arbeitsmarktes wahr. Diese
überörtliche Bedeutung darf, insbe-
sondere bei Universitätsstädten,
grundsätzlich auch für Ausbildungs-
auspendler aus den Gemeinden des
jeweiligen Einzugsgebietes un-
terstellt werden. 

Ein positiver Pendlersaldo zeigt
rechnerisch, dass in den Kernge-
meinden/-regionen mehr Arbeits-
und Ausbildungsplätze als unter der
ortsansässigen Bevölkerung Erwerbs-
tätige, Student(inn)en und Schüler/
-innen vorhanden sind. Den betrof-
fenen Gemeinden entstehen hier-
durch vielfach sehr unterschiedliche
und nicht der Bevölkerungszahl ent-
sprechende Pro-Kopf-Ausgaben. So
müssen erhebliche Zusatzausgaben
geleistet werden, beispielsweise
durch höhere Kosten des Erhaltes
und des Neubaus von Verkehrsinfra-
strukturen, höhere Ausgaben für
Bildung und Kultur oder auch durch
eine höhere Polizeidichte. Gemein-
den mit einem positiven Pendlersal-
do erbringen somit Leistungen nicht
nur für ihre eigenen Einwohner,
sondern auch für die Einwohner der
Gemeinden ihres Einzugsgebietes.
Diese überregionale Funktion als
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Berufsauspendler im Blickpunkt

Zielgemeinden und Kerneinzugsgebiete

Zielgemeinden sind durch eine inten-
sive Farbgebung gekennzeichnet.

Gemeinden des Einzugsgebietes mit
einem Auspendleranteil von mindes-
tens 50 % an allen Berufsauspendlern
in die Zielgemeinde sind mit einer
helleren Abstufung der Grundfarbe
dargestellt.
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Berufsauspendler im Blickpunkt

Zielgemeinden und erweiterte Einzugsgebiete
nach Intensität der Pendlerströme

Die jeweilige Farbabstufung gibt das 
unterschiedliche Attraktivitätsmaß 
der Kerngemeinden auf Berufs-
pendlerströme an.

Die Abstufungen zeigen den Auspendler-
anteil an allen Berufspendlern der 
jeweiligen Gemeinde in Höhe von

- 30 % bis unter 40 % (hell)
- 40% bis unter 50 % (mittel)
- über 50 %. (dunkel)
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Arbeits- und Ausbildungsmarkt ist
im Vergleich der Kerngemeinden/-
regionen untereinander und mit
den Gemeinden des jeweiligen Ein-
zugsgebietes zu berücksichtigen. 

Wie bereits oben angemerkt, ist es
nicht möglich, eindeutig voneinan-
der abgrenzbare Einzugsgebiete in
den hochverdichteten Ballungsräu-
men (z. B. dem Ruhrgebiet) zu be-
stimmen. Hier kam es zum einen zu
starken Überschneidungen der Ein-
zugsgebiete und zum anderen la-
gen mehrpolige Ausrichtungen der
Pendlerströme vor. In Folge der ho-
hen Dichte von Großstädten im
Ruhrgebiet waren, in Abhängigkeit
der gewählten Abgrenzung, für sich
alleine weder die Einwohnerzahl
noch die Anzahl der Ein- und Aus-
pendler ein geeigneter Vergleichs-
maßstab, um daraus die Bedeutung
einer Gemeinde gegenüber anderen
Gemeinden hinsichtlich des Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktes zu be-
stimmen. Diesem Sachverhalt kann
die so genannte Tagesbevölkerung
Rechnung tragen und als geeig-
neter Vergleichsmaßstab dienen.
Das Ergebnis, entsprechenden Ge-
meinden mehr Einwohner zuzurech-
nen, als dort wohnen, ist für Kern-
gemeinden/-regionen eine Einwoh-
nerveredelung, welche auch im Rah-

men der Berechnung des Haupt-
und Schüleransatzes im kommuna-
len Finanzausgleich Nordrhein-
Westfalens verankert ist.13)

Zum Kriterium der Einwohnerzahl
wurde zusätzlich der Saldo aus Ein-
pendlern und Auspendlern herange-
zogen. Im hier zugrunde liegenden
Ansatz wurde der positive Pendler-
saldo aller oben identifizierten Kern-
gemeinden/-regionen zur Einwoh-
nerzahl der Gemeinde/Region ad-
diert.14) Dem Vorgehen liegt die An-
nahme zugrunde, dass die Pro-Kopf-
Ausgaben einer Gemeinde mit zu-
nehmender Einwohnerzahl und Ver-
städterung steigt. Eine steigende Ge-
meindegröße und Bevölkerungsdich-
te hat Auswirkungen auf das Ange-
bot kommunaler Infrastruktur. Insbe-
sondere der in die Kerngemeinden/-
regionen fließende Pendlerüber-
schuss induziert eine Verkehrsinfra-
struktur, welche für die alleinige
Nutzung durch die ortsansässige Be-
völkerung überdimensioniert ist. Im
Ergebnis kann mit dem Ansatz eine

modifizierte Gemeindegröße (so ge-
nannte Tagesbevölkerung) ausgewie-
sen werden, die aus arbeitsmarkt-
und bildungspolitischer Sicht Auf-
schluss über die Bedeutung der Kern-
gemeinden zum jeweiligen Einzugs-
gebiet sowie zu den übrigen Kernge-
meinden gibt. Die untenstehende Ta-
belle beinhaltet für jede nordrhein-
westfälische Kerngemeinde/-region
die Bevölkerungszahl, die Zahl der Er-
werbstätigen am Wohnort, die Zahl
der Aus-, Ein- und innergemeindli-
chen Pendler sowie den Pendlersaldo. 

Einerseits zeigt der Anteil eines posi-
tiven Pendlersaldos an der Gemein-
debevölkerung, dass in der betref-
fenden Gebietskörperschaft um
eben diesen Anteil mehr Arbeits-
und Ausbildungsplätze vorhanden
sind als von der eigenen Bevölke-
rung nachgefragt werden. Den Ge-
meinden entstehen somit Pro-Kopf-
Ausgaben, welche i. d. R. nicht der
Bevölkerungszahl entsprechen. Da-
mit ist für den arbeitsmarkt- und bil-
dungspolitischen Vergleich die Be-
völkerungszahl um den Pendlersaldo
zu erhöhen. Durch diese Modifikation
verschiebt sich die Reihenfolge nach
der Bevölkerungszahl der Gemein-
den Aachen und Krefeld, Minden
und Lüdenscheid, Kleve und Soest
sowie innerhalb des KVR die Reihen-
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–––––––––––
13) Vgl. Gesetz zur Regelung der Zuweisungen
des Landes NRW an die Gemeinden und Ge-
meindeverbände (GFG) § 8, Ermittlung der Aus-
gangsmesszahl für die Gemeinden. – 14)  Dieses
Vorgehen ist natürlich bei allen Gemeinden
möglich. Bei entsprechend negativen Pendler-
salden sind diese von der Gemeindebevölke-
rung zu subtrahieren.

Größenvergleich ausgewählter Gemeinden 1998

Region

Bevölkerung am Wohnort

insgesamt

darunter Erwerbstätige, Schüler/-innen, Student(inn)en

Einpendler Pendlersaldo

zusammen

Anzahl

davon

Auspendler innergemeind-
liche Pendler

Köln, krfr. Stadt
Düsseldorf, krfr. Stadt
Bielefeld, krfr. Stadt
Bonn, krfr. Stadt

 962 580
 568 440

 528 865
 315 374

 321 831
 304 639

 176 396
 172 417

Münster, krfr. Stadt
Aachen, krfr. Stadt
Krefeld, krfr. Stadt
Paderborn, Stadt

 264 489
 244 429

 154 955
 140 948

 243 499
 136 429

 121 539
 79 349

81 299
60 129

 447 566
 255 245

27 584
32 546

 148 812
 139 871

247 256
232 790

+165 957
+172 661

66 366
101 212

+38 782
+68 666

22 227
21 590

 132 728
 119 358

32 041
13 849

 89 498
 65 500

93 010
71 738

+70 783
+50 148

46 702
38 944

+14 661
+25 095

Siegen, Stadt
Iserlohn, Stadt
Düren, Stadt
Minden, Stadt

 109 974
 99 603

 60 135
 53 238

 90 057
 83 655

 45 838
 43 233

Lüdenscheid, Stadt
Bocholt, Stadt
Lippstadt, Stadt
Gummersbach, Stadt

 81 373
 71 448

 46 199
 40 048

 66 597
 52 989

 37 278
 28 916

13 182
15 573

 46 953
 37 665

12 385
11 043

 33 453
 32 190

32 566
16 020

+19 384
 +447

25 574
21 161

+13 189
+10 118

8 560
7 168

 37 639
 32 880

9 052
9 892

 28 226
 19 024

16 918
13 830

+8 358
+6 662

13 071
17 340

+4 019
+7 448

Kleve, Stadt
Soest, Stadt
Kreisfreie Städte des KVR

 48 543
 48 381

 24 643
 26 002

3 478 463 1 708 845

6 549
7 039

 18 094
 18 963

465 982 1 242 863

12 203
15 766

+5 654
+8 727

569 590 +103 608

Anteil an der
Bevölkerung in %

17,2
30,4
12,1
22,5
26,8
20,5

6,0
18,4
17,6

0,4
14,6
12,1
10,3

9,3
6,0

14,1
11,6
18,0

3,0
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folge zwischen Oberhausen und Ha-
gen oder Herne und Mülheim an der
Ruhr.

Andererseits erlaubt die Anpassung
der Gemeindegröße um den entspre-
chenden Pendlersaldo, die regionale
Bedeutung einer Gemeinde/Region als
Wirtschafts- und Arbeitsmarkt sowie
als Ausbildungsstandort gegenüber
den jeweiligen Nachbargemeinden zu
bestimmen. Es wird aufgezeigt, dass
weder die absolute Einwohnerzahl
noch der Pendlersaldo alleine eine
eindeutige Aussage hierüber zulässt.
Die folgende Darstellung verdeutlicht
diesen Sachverhalt sehr anschaulich.
Beispielsweise nehmen die Gemein-
den Kleve oder Soest, ausgedrückt
durch das Verhältnis positiver Pendler-
saldo zur Bevölkerung, in ihrer jeweili-
gen Region überregionale Versor-
gungsfunktionen wahr, obwohl sie
gemessen an der Einwohnerzahl erst
an 79. bzw. 81. Stelle der 396 Gemein-
den in Nordrhein-Westfalen stehen. In
der Rangfolge nach dem Anteil des
Pendlersaldos stehen Düsseldorf und
Münster auf den ersten Plätzen, wäh-
rend beispielsweise die bevölkerungs-
starke kreisfreie Stadt Köln oder auch
der Kommunalverband Ruhrgebiet
erst mit deutlichem Abstand folgen.

Die vergleichende Analyse von Ge-
meindegrößen anhand der Bevölke-
rungs- sowie der Pendlerzahlen bietet
für die betreffenden Gemeinden aus
arbeitsmarkt- und bildungspolitischer
Sicht zahlreiche Interpretationsansät-
ze. So kann einerseits mittelbar aus
den Zielen der Berufspendler auf die
Standorte von Unternehmen ge-
schlossen werden, was für die Bemes-
sung der Gewerbesteuer und damit
für die kommunalen Einnahmen ent-
scheidend ist. Zudem ist der Wohnort
von Erwerbstätigen ausschlaggebend
für die Höhe der auf die jeweilige

Gemeinde entfallenden Einkommens-
steueranteile. Andererseits deuten
positive Salden der Ausbildungspend-
ler auf Bildungseinrichtungen von
überregionaler Bedeutung hin, wel-
che in den betreffenden Gemeinden
u. U. erhebliche Zusatzausgaben ver-
ursachen. Ebenso sind aus den Pend-
lerverflechtungen erste Anhaltspunk-
te über Kaufkraftflüsse oder über den
Umfang der Inanspruchnahme von
Dienstleistungen und kulturellen In-
stitutionen durch die Bevölkerung
im jeweiligen Einzugsgebiet zu ge-
winnen.
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